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An den Herrn 
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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Selbstschutz 
der Zivilbevölkerung (Selbstschutzgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 251. Sitzung am 29. /30. November 
1962 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Ge- 
setzentwurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme be- 
schlossen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Selbstschutzpflicht 

§ 1 

Kreis der Verpflichteten 

(1) Personen, die im Geltungsbereich dieses Ge- 

setzes Wohnsitz, Aufenthalt oder Vermögen haben, 
sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
zum Selbstschutz gegen die Wirkung von Angriffs- 
waffen verpflichtet. ' 

i 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft juristische 
Personen des öffentlichen und privaten Rechts so- 
wie nicht rechtsfähige Personenvereinigungen, so- 
weit sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes Sitz, 
Niederlasung oder Vermögen haben. 

§ 2 

Pflicht zum selbstschutzmäßigen Verhalten 

Wer zum Selbstschutz verpflichtet ist, hat sich bei 
Gefahr feindlicher Angriffe so zu verhalten, daß er, 
seine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Familienangehörigen und die ihm sonst anvertrau- 
ten Personen durch Waffenwirkung möglichst wenig 
Schaden erleiden. 

§ 3 

Pflichten gegenüber anderen 

(1) Der Selbstschutzpflichtige darf Selbstschutz- 
maßnahmen anderer, die auf Grund dieses Gesetzes 
getroffen werden, nicht beeinträchtigen; im Vertei- 
digungsfalle hat er einen Eingriff anderer selbst- 
schutzpflichtiger Personen in seine Rechte zu dul- 
den, wenn dies zur Abwendung einer unmittelbar 
drohenden Gefahr unabweisbar ist und wenn diese 
Rechte hierdurch nicht unzumutbar beschränkt wer- 
den. 

(2) Unbeschadet anderer Rechtspflichten zur 
Hilfeleistung hat er im Verteidigungsfalle Nachbar- 
schaftshilfe zu leisten, wenn die Bewohner benach- 
barter Gebäude eine unmittelbar drohende Gefahr 
für Leib oder Leben nicht selbst abwenden können, 
es sei denn, daß damit eine erhebliche eigene Gefahr 
verbunden ist oder daß er hierdurch andere wich- 
tige Pflichten verletzt. 

(3) Soweit dieses Gesetz es vorsieht, hat er im 
Selbstschutz in Wohnstätten oder im Selbstschutz in 
Betrieben besondere Aufgaben im gemeinschaft- 
lichen Selbstschutz zu übernehmen. 


§ 4 

Ausbildung 

Die Selbstschutzpflicht umfaßt auch die Verpflich- 
tung zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen. 

§ 5 

Aufsuchen des Schutzraumes 

(1) Jeder Selbstschutzpflichtige hat bei öffent- 
licher Alarmierung oder bei sonst erkennbarer Ge- 
fahr von Waffenwirkungen unverzüglich einen 
Schutzraum, einen Keller oder einen sonst geeigne- 
ten Raum aufzusuchen. Er darf ihn, außer bei Ge- 
fahr im Verzüge, erst wieder bei Entwarnung ver- 
lassen. 

(2) Der örtliche Luftschutzleiter kann Ausnahmen 
von Absatz 1 zulassen. 

§ 6 

Selbstschutzausrüstung 

(1) Der Selbstschutzpflichtige hat Ausrüstungs- 
gegenstände zum Schutz gegen die Einwirkung 
radioaktiver Niederschläge und gegen chemische 
Kampfstoffe und biologische Kampfmittel sowie die 
notwendigen Arznei- und Verbandmittel zu be- 
schaffen und bereitzuhalten. Dies gilt nicht für 
Selbstschutzpflichtige, die sich im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nur vorübergehend aufhalten. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die nach Absatz 1 Satz 1 erforderlichen 
Gegenstände festzulegen und zu bestimmen, in wel- 
chem Umfange sie bereitzuhalten sind. 

§ 7 

Haushaltsbevorratung 

(1) Jeder Haushaltsvorstand ist verpflichtet, für 
sich und die zu seinem Haushalt gehörenden Per- 
sonen einen für vierzehn Tage ausreichenden Not- 
vorrat an Lebensmitteln zu beschaffen und bereit- 
zuhalten. Er hat ferner eine Bevorratung mit Wasser 
für den gleichen Zeitraum vorzubereiten und spä- 
testens bei Eintritt des Verteidigungsfalles durch- 
zuführen. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und mit Zustimmung des Bundesrates 
den Umfang und die Durchführung der Haushalts- 
bevorratung mit Lebensmitteln und Wasser zu re- 
geln und dabei zur Klärung von Zweifelsfällen fest- 
zulegen, wer als Haushaltsvorstand im Sinne des 
Gesetzes anzusehen ist. 

§ 8 

Geräteausstatlung für Gebäude 

(1) Der Eigentümer eines Gebäudes oder Ge- 
bäudeteils ist verpflichtet, Geräte zur Brandbekämp- 
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fung einschließlich Löschwasserbehälter und Geräte 
zur Selbstbefreiung für diejenigen Personen, die 
dort wohnen oder sich üblicherweise aufhalten, zu 
beschaffen und bereitzuhalten. 

(2) In vermieteten Räumen obliegt die Verpflich- 
tung nach Absatz 1 dem Mieter. Für Gebäude und 
Gebäudeteile, die der gemeinschaftlichen Nutzung 
durch die Mieter dienen, insbesondere Treppen- 
häuser, trifft die Verpflichtung den Eigentümer, so- 
weit zusätzliche Geräte erforderlich sind. Das gleiche 
gilt bei Mietverhältnissen, wenn die vereinbarte 
Nutzung die Gesamtdauer von drei Monaten im 
Jahr nicht übersteigt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die nach Absatz 1 und 2 erforderlichen 
Geräte festzulegen und zu bestimmen, in welchem 
Umfange und an welcher Stelle sie bereitzuhalten 
sind. In dieser Rechtsverordnung kann die Beschaf- 
fung in Häusern mit mehreren Mietern derart ge- 
regelt werden, daß sie gemeinsam oder durch den 
Selbstschutzwart erfolgen kann und daß die Selbst- 
schutzpflichtigen in diesem Falle die Kosten antei- 
lig zu tragen haben. 


§ 9 

Verdunkelung, Tarnung 

(1) Der Eigentümer beweglicher und unbeweg- 
licher Sachen hat Vorkehrungen zu treffen, die eine 
sofortige Verdunkelung der im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes vorhandenen Sachen ermöglichen. Ist 
ein anderer als der Eigentümer unmittelbarer Be- 
sitzer der Sache, so trifft die Verpflichtung diesen 
an Stelle des Eigentümers. 

(2) Gleiches gilt für die Tarnung von beweglichen 
und unbeweglichen Sachen sowie für die Abschir- 
mung von Wärmequellen, soweit Selbstschutzgründe 
dies erfordern. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die einzelnen Maßnahmen zur Verdun- 
kelung und Tarnung sowie zur Abschirmung von 
Wärmequellen und den Kreis der nach Absatz 2 
Verpflichteten festzulegen. 


§ 10 

Entrümpelung 

Die in § 8 genannten Selbstschutzpflichtigen haben 
Vorkehrungen zu treffen, die eine sofortige Entrüm- 
pelung von Dach-, Boden- und Lagerräumen ermög- 
lichen. Ist ein anderer als der Eigentümer unmittel- 
barer Besitzer der Sache, so trifft die Verpflichtung 
diesen an Stelle des Eigentümers. 


§ 11 

Schutzräume 

Die Verpflichtung zum Bau von Schutzräumen 
bleibt einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 


§ 12 

Anordnungen der zuständigen Stellen 

(1) Auf Anordnung des örtlichen Luftschutzlei- 
ters sind bei Eintritt des Verteidigungsfalles die 
Verdunkelung, Tarnung und Abschirmung von 
Wärmequellen (§ 9) sowie die Entrümpelung (§ 10) 
unverzüglich durchzuführen; im übrigen trifft der 
örtliche Luftschutzleiter allgemeine Anordnungen 
über die Kennzeichnung von Schutzräumen, Kellern 
und sonst geeigneten Räumen, über das Verhalten 
bei Angriffen und über sonstige unaufschiebbare 
Selbstschutzmaßnahmen. 

(2) Unbeschadet der nach diesem Gesetz und 
nach den allgemeinen Anordnungen auf Grund des 
Absatzes 1 durchzuführenden Selbstschutzmaßnah- 
men hat der Selbstschutzpflichtige im Verteidigungs- 
falle den für den Selbstschutz ergehenden sonstigen 
Anordnungen der zuständigen Behörden oder ihrer 
Beauftragten Folge zu leisten. Gleiches gilt bei Aus- 
bildungsveranstaltungen für den Selbstschutz in 
Wohnstätten. 

(3) Selbstschutzpflichtige, denen besondere Auf- 
gaben im gemeinschaftlichen Selbstschutz in Wohn- 
stätten obliegen, haben auch außerhalb des Vertei- 
digungsfalles und außerhalb von Ausbildungsver- 
anstaltungen den für ihren Aufgabenbereich im 
Selbstschutz ergehenden Anordnungen der zustän- 
digen Behörde Folge zu leisten. 

(4) Die Anordnungen bedürfen keiner besonde- 
ren Form. 


§ 13 

Andere Verpflichtungen 

Verpflichtungen, die sich für den Verteidigungs- 
fall auf Grund anderer Gesetze ergeben, gehen den 
Verpflichtungen aus diesem Gesetz vor, soweit sie 
mit ihnen nicht vereinbar sind. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Selbstschutz in Wohnstätten 

§ 14 

Zuständigkeit der Gemeinde 

Der Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstätten 
einschließlich der Ausbildung obliegt der Gemeinde. 


§ 15 

Selbstschutzbezirk 

(1) In Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwoh- 
nern werden Wohngebiete mit rund 5000 Einwoh- 
nern zu Selbstschutzbezirken zusammengefaßt. Der 
örtliche Luftschutzleiter bestellt den Leiter des 
Selbstschutzbezirks; dieser untersteht seinen Wei- 
sungen oder den Weisungen seines Beauftragten. 

(2) Der Leiter des Selbstschutzbezirks wirkt bei 
der Ausbildung der Selbstschutzpflichtigen mit. Bei 
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feindlichen Angriffen sorgt er für die Unterrichtung 
des örtlichen Luftschutzleiters über die Lage in sei- 
nem Bezirk und fordert, wenn nötig, den Einsatz 
des Luftschutzhilfsdienstes oder anderer Hilfskräfte 
an. 

(3) Im Verteidigungsfalle und bei Ausbildungs- 
veranstaltungen kann der Leiter des Selbstschutz- 
bezirks Selbstschutzpflichtige als Gehilfen heran- 
ziehen, insbesondere um die Verbindung zu den 
Leitern der Selbstschutzblocks und zum örtlichen 
Luftschutzleiter aufrechtzuerhalten. 

§ 16 

Selbstschutzblock 

(1) In Gemeinden mit mehr als 1000 Einwohnern 
werden Wohngebiete mit rund 500 Einwohnern zu 
Selbstschutzblocks zusammengefaßt. Der örtliche 
Luftschutzleiter bestellt den Leiter des Selbstschutz- 
blocks; dieser untersteht seinen Weisungen oder 
den Weisungen seines Beauftragten. 

(2) Der Leiter des Selbstschutzblocks unterstützt 
die Selbstschutzwarte bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben. Er sorgt für eine wirksame Nachbarschafts- 
hilfe und unterrichtet bei feindlichen Angriffen den 
Leiter seines Selbstschutzbezirks oder, falls keine 
Selbstschutzbezirke bestehen, den örtlichen Luft- 
schutzleiter über die Lage in seinem Block. Bei Be- 
darf fordert er den Selbstschutzzug an. § 15 Abs. 3 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ 17 

Selbstschutzwart 

(1) Für jedes bewohnte Gebäude bestellt der Lei- 
ter des Sclbstschutzbezirks oder, falls keine Selbst- 
schutzbezirke bestehen, der örtliche Luftschutzleiter 
einen Selbstschutzwart; dieser untersteht den Wei- 
sungen des örtlichen Luftschutzleiters oder seines 
Beauftragten. 

(2) Der Selbstschutzwart berät die Hausbewohner 
bei der Erfüllung ihrer Selbstschutzpflicht. Bei Ge- 
fahr von Waffenwirkungen teilt er die Hausbewoh- 
ner entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und ihrem 
Ausbildungsstand für den Selbstschutz im Hause 
und in der Nachbarschaft ein. Bei einem Notfall 
kann er sie zur Hilfeleistung, insbesondere zur 
Brandbekämpfung und zur Bergung von Verletzten, 
einsetzen. Er kann auch vorübergehend Anwesende 
zu solchen Aufgaben heranziehen, wenn deren Mit- 
hilfe zur Abwendung einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für Leib oder Leben unentbehrlich ist. 

(3) Für mehrere kleine Wohngebäude kann ein 
gemeinsamer Selbstschutzwart bestellt werden. 

§ 18 

Ausrüstung von Selbstschutzpflichtigen 
mit besonderen Aufgaben 

Die Leiter der Selbstschutzbezirke, die Leiter der 
Selbstschutzblocks und die Selbstschutzwarte sowie 


deren Gehilfen sind mit der für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Ausrüstung auszustatten. 
Näheres hierüber bestimmen allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften, die der Bundesminister des 
Innern mit Zustimmung des Bundesrates erläßt. 

§ 19 

Selbstschutzzug 

(1) In Wohngebieten mit rund 5000 Einwohnern 
wird ein Selbstschutzzug gebildet, der die Bewoh- 
ner in ihren Selbstschutzmaßnahmen unterstützt. 
Bestehen Selbstschutzbezirke, so ist jeweils ein Zug 
für einen Selbstschutzbezirk bereitzustellen. 

(2) Der Selbstschutzzug wird vom Leiter des 
Selbstschutzbezirks eingesetzt. Wo keine Selbst- 
schutzbezirke bestehen, obliegt diese Einsatzbefug- 
nis dem örtlichen Luftschutzleiter. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Bestimmungen über Stärke, 
Ausrüstung, Aufstellung, Ausbildung und Einsatz 
des Selbstschutzzuges zu erlassen. In dieser Rechts- 
verordnung kann bestimmt werden, daß 

1. die Beschaffung der Ausrüstung ganz oder 
teilweise in bundeseigener Verwaltung 
durchgeführt wird; 

2. die Verwaltung und Verwendung der 
Ausrüstung im Frieden ganz oder teil- 
weise dem Bundesluftschutzverband über- 
tragen wird. 


§ 20 

Übernahme von besonderen Aufgaben 
im gemeinschaftlichen Selbstschutz 

(1) Zur Übernahme der Aufgaben des Leiters 
eines Selbstschutzbezirks, des Leiters eines Selbst- 
schutzblocks oder des Selbstschutzwartes sind alle 
Selbstschutzpflichtigen im Alter von mehr als 
21 Jahren, zur Mitwirkung als Gehilfe oder zur Mit- 
wirkung im Selbstschutzzug alle Selbstschutzpflich- 
tigen im Alter von mehr als 16 Jahren verpflichtet, 
es sei denn, daß sie aus gesundheitlichen oder ande- 
ren wichtigen Gründen hierzu außerstande sind. 
§13 bleibt unberührt. 

(2) Die für die Heranziehung nach dem Zivil- 
dienstgesetz zuständige Behörde ist hiervon zu 
unterrichten. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch allgemeine Verwaltungsvorschriften mit 
Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen 
über die Auswahl von Selbstschutzpflichtigen zur 
Erfüllung besonderer Aufgaben im gemeinschaft- 
lichen Selbstschutz in Wohnstätten zu erlassen. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Selbstschutz in Betrieben 

§ 21 

Betriebsselbstschutz 

(1) Inhaber und Angehörige eines Betriebes sind 
zum gemeinschaftlichen Selbstschutz im Betrieb ver- 
pflichtet (Betriebsselbstschutz): die Teilnahme am 
Betriebsselbstschutz ist Pflicht aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis. Betriebe im Sinne dieses Geset- 
zes sind alle Arbeitsstätten einschließlich der Ein- 
richtungen, die der Erfüllung staatlicher Zwecke die- 
nen, in denen mindestens zehn Personen auf Grund 
eines öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Dienstverhältnisses regelmäßig tätig sind, ferner 
Krankenhäuser, Beherbergungsstätten und Schulen 
sowie sonstige Anstalten und Einrichtungen, die der 
Unterbringung von Personen oder der Ausbildung 
oder Betreuung von Kindern oder Jugendlichen die- 
nen. 

(2) Leiter des Betriebsselbstschutzes ist der Inha- 
ber des Betriebes oder derjenige, der als vertre- 
tungsberechtigtes Organ einer juristischen Person, 
als Mitglied eines solchen Organs oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Er kann 
einen geeigneten Betriebsangehörigen mit den Auf- 
gaben eines Betriebsselbstschutzleiters betrauen. 
Für Nebenbetriebe und Betriebsteile, die räumlich 
weit vom Hauptbetrieb entfernt sind oder durch 
Aufgabenbereich und Organisation eigenständig 
sind, können weitere Betriebsselbstschutzleiter be- 
stellt werden. Die Bestellung eines Betriebsselbst- 
schutzleiters ist dem örtlichen Luftschutzleiter anzu- 
zeigen. 

(3) Als Betriebe oder Betriebsteile im Sinne der 
Absätze 1 und 2 gelten Seeschiffe und Binnenschiffe 
sowie Luftfahrzeuge auch dann, wenn auf ihnen 
weniger als zehn Personen ständig beschäftigt sind. 
Absatz 2 Satz 4 findet auf Seeschiffe und Binnen- 
schiffe sowie Luftfahrzeuge keine Anwendung. 

(4) Mehrere in einem Gebäude untergebrachte 
oder mehrere benachbarte Betriebe können sich zu 
einer Betriebsselbstschutzgemeinschaft zusammen- 
schließen und einen gemeinsamen Betriebsselbst- 
schutzleiter benennen. Der örtliche Luftschutzleiter 
ist hiervon zu unterrichten. 

§ 22 

Aufgaben des Leiters des Betriebsselbstschutzes 

(1) Dem Leiter des Betriebsselbstschutzes obliegen 
der Aufbau des Betriebsselbstschutzes und der Ein- 
satz der Selbstschutzpflichtigen im Betrieb. 

(2) Er unterweist die Betriebsangehörigen in der 
Wahrnehmung ihrer besonderen Selbstschutzaufga- 
ben im Betrieb. 

(3) Bei Gefahr von Waffenwirkungen teilt er die 
Betriebsangehörigen entsprechend ihrer Leistungs- 
fähigkeit und ihrem Ausbildungsstand für den 


Selbstschutz im Betrieb ein. Er ist befugt, auch vor- 
übergehend Anwesende zu solchen Aufgaben her- 
anzuziehen, wenn deren Mithilfe zur Abwendung 
einer unmittelbar drohenden Gefahr für Leib oder 
Leben unentbehrlich ist. 

§ 23 

Ausrüstung 

(1) Der Inhaber eines Betriebes ist verpflichtet, für 
diejenigen Personen, die im Betrieb regelmäßig tätig 
sind oder die in den Betrieb üblicherweise aufge- 
nommen werden, 

1. Ausrüstungsgegenstände zum Schutz ge- 
gen die Einwirkung radioaktiver Nieder- 
schläge und gegen chemische Kampfstoffe 
und biologische Kampfmittel; 

2. Arznei- und Verbandmittel sowie 

3. Vorräte an Lebensmitteln 

zu beschaffen und bereitzuhalten und eine Bevor- 
ratung mit Wasser vorzubereiten. Die Verpflichtung, 
nach § 8 Geräte zur Selbstbefreiung und zur Brand- 
bekämpfung zu beschaffen und bereitzuhalten, bleibt 
unberührt. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und mit Zustim- 
mung des Bundesrates die nach Absatz 1 erforder- 
lichen Gegenstände näher zu bestimmen und festzu- 

j legen, in welchem Umfange sie ibereitzuhalten sind. 

§ 24 

Aufstellung von Einheiten 
( W erkselbstschutz) 

(1) Betriebe, die wegen ihrer Größe, Aufgabe 
oder Eigenart erhöhte Selbstschutzmaßnahmen er- 
fordern, haben für bestimmte Aufgaben, insbeson- 
dere für Brandbekämpfung, Bergung und Erste Hilfe, 
Selbstschutzpflichtige auszubilden, auszurüsten und 
zu Einheiten (Werkselbstschutz) zusammenzufassen. 
Die Bestimmung dieser Betriebe obliegt dem Ört- 
lichen Luftschutzleiter. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
den jeweils beteiligten Bundesministern und mit 
Zustimmung des Bundesrates 

1. nähere Bestimmungen über die Auswahl 
der Betriebe nach Absatz 1 sowie über 
Stärke, Gliederung, Ausrüstung und Aus- 
bildung des Werkselbstschutzes zu erlas- 
sen; 

2. das Verfahren zu regeln, welches der ört- 
liche Luftschutzleiter bei seiner Entschei- 
dung nach Absatz 1 zu beachten hat. 

§ 25 

Wohnstätten im Betrieb 

Für Wohnstätten, die im räumlichen Bereich eines 
Betriebes liegen, gelten die Bestimmungen über den 
Betriebsselbstschutz. 
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§ 26 

Befugnisse des örtlichen Liiftschutzleiters 

Der örtliche Luftschutzleiter ist befugt, sich über 
den Stand des Betriebsselbstschutzes zu unterrichten 
und die Behebung von Mängeln zu verlangen. Er 
kann diese Befugnis auf den Leiter des Selbstschutz- 
bezirks, in dem der Betrieb gelegen ist, übertragen, 
es sei denn, daß es sich um einen Betrieb handelt, 
der nach § 24 zur Aufstellung eines Werkselbst- 
schutzes verpflichtet ist. 

§ 27 

Selbstschutz in Verkehrsbetrieben 

(1) Der Bundesminister für Verkehr führt den 
Selbstschutz der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes, des Deutschen Wetterdienstes und der 
Bundesanstalt für Flugsicherung in eigener Verant- 
wortung durch; er kann insoweit und für den Bau- 
und Betriebsdienst der Bundesfernstraßen von § 5 
und von den Rechtsverordnungen nach § 9 Abs. 3, 

§ 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 abweichen. Die §§ 26 
und 34 finden keine Anwendung. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn führt den Selbst- 
schutz in ihrem Bereich in eigener Verantwortung 
durch. Die §§ 26 und 34 sowie die Rechtsverordnung 
nach § 24 Abs. 2 finden keine Anwendung. Der Bun- 
desminister für Verkehr erläßt, soweit erforderlich, 
allgemeine Anordnungen; er kann hierbei von § 5 
und von den Rechtsverordnungen nach § 9 Abs. 3 
und § 23 Abs. 2 abweichen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates von den Rechtsverordnungen nach 
§ 9 Abs. 3, § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 abweichende 
Bestimmungen für den Selbstschutz 

1. bei den nichtbundeseigenen Eisenbahnen, 

2. bei den sonstigen Verkehrsunternehmen, 
die einer gesetzlichen Betriebs- und Be- 
förderungspflicht unterliegen, 

3. in der zivilen Luftfahrt, 

4. in Häfen und auf Schiffen 

zu erlassen. Die Ermächtigung umfaßt die Befugnis, 
von § 5 abzuweichen und zu bestimmen, daß -die Be- 
fugnisse des örtlichen Luftschutzleiters nach § 26 auf 
andere Stellen übertragen werden. 

§ 28 

Selbstschutz der Deutschen Bundespost 

(1) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 

meldewesen führt den Selbstschutz der Deutschen 
Bundespost in eigener Verantwortung durch. Die 
§§ 26 und 34 finden keine Anwendung. ' 

(2) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen erläßt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern allgemeine Anordnungen 
über die Durchführung des Selbstschutzes bei der 


Deutschen Bundespost, insbesondere über die Aus- 
wahl der Betriebe nach § 24 sowie über Stärke, 
Gliederung, Ausrüstung und Ausbildung des Werk- 
selbstschutzcs der Deutschen Bundespost. 

§ 29 

Selbstschutz der Bundeswehr und der Polizei 

(1) Der Bundesminister der Verteidigung führt 
den Selbstschutz der Bundeswehr in eigener Ver- 
antwortung durch. Die §§ 26, 30, 32 und 34 finden 
keine Anwendung. 

(2) Der Selbstschutz der Polizei des Bundes und 
der Länder wird in eigener Verantwortung der zu- 
ständigen Behörden durchgeführt. Die §§ 26, 30, 32 
und 34 finden keine Anwendung. 

§ 30 

Vorrang des Selbstschutzes in Wohnstätten 

(1) Selbstschutzpflichtige sind bei Gefahr feind- 
licher Angriffe aus dem Betrieb in ihre Wohnstätten 
zu entlassen, wenn dies zum Schutz ihrer Angehö- 
rigen oder zur Erfüllung besonderer Aufgaben im 
Selbstschutz erforderlich ist. § 5 bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Betriebe, deren Weiter- 
arbeit nach der zivilen Notstandsplanung auch wäh- 
rend unmittelbarer Kampfeinwirkungen unerläßlich 
ist oder bei denen eine Entlassung aller Selbst- 
schutzpflichtigen des Betriebes zu erheblichen Gefah- 
ren für die sich im Bereich des Betriebes oder in der 
unmittelbaren Umgebung aufhaltenden Personen 
führen würde. 

(3) Absatz 1 gilt weiterhin nicht für Krankenhäu- 
ser, Beherbergungsstätten und Schulen sowie son- 
stige Anstalten und Einrichtungen, die der Unter- 
bringung von Personen oder der Ausbildung oder 
Betreuung von Kindern oder Jugendlichen dienen. 


VIERTER ABSCHNITT 

Ausbildung 

§ 31 

Altersgrenze; Befreiung 

Zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
sind alle Selbstschutzpflichtigen im Alter von 16 bis 
65 Jahren verpflichtet. Wer aus gesundheitlichen 
oder anderen wichtigen Gründen zur Teilnahme 
außerstande ist, wird befreit. Eine freiwillige Teil- 
nahme von Selbstschutzpflichtigen über 65 Jahre ist 
zulässig. 

§ 32 

Dauer der Ausbildung 

(1) Die Dauer der Ausbildung im Selbstschutz in 
Wohnstätten beträgt bei 

1. der Grundausbildung insgesamt zehn 
Stunden; 
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2. der zusätzlichen Ausbildung für besondere 
Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbst- 
schutz bis zu fünfzig Stunden, bei ganztä- 
giger Ausbildung bis zu sieben Tagen. 

(2) Unbeschadet der Ausbildung im Selbstschutz 
in Wohnstätten beträgt die Ausbildung im Betriebs- 
selbstschutz bis zu zehn Stunden und für Werk- 
selbstschutzkräfte bis zu fünfzig Stunden. 

(3) Wer eine Ausbildung nach Absatz 1 erhalten 
hat, ist verpflichtet, in den folgenden Jahren an 
Wiederhoiungslehrgängen teilzunehmen. Die Ge- 
samtdauer dieser Lehrgänge darf jährlich fünf Stun- 
den nicht übersteigen. 

(4) Die Grundausbildung soll außerhalb der Ar- 
beitszeit stattfinden. Die Ausbildung im Betriebs- 
selbstschutz findet während der Arbeitszeit statt. 

§ 33 

Einzelne Ausbildungsveranstaltungen 

(1) Der örtliche Luftschutzleiter oder sein Beauf- 
tragter ordnet die Teilnahme an einzelnen Ausbil- 
dungsveranstaltungen für den Selbstschutz in 
Wohnstätten nach Maßgabe des § 32 an. 

(2) In Betrieben regelt der Leiter des Betriebs- 
selbstschutzes die Teilnahme an der Ausbildung. 

§ 34 

Gemeinsame Ausbildungsveranstaltungen 
(Selbstschutzübungen) 

(1) Der örtliche Luftschutzleiter kann für das 
ganze Gemeindegebiet oder für Teile des Gemeinde- 
gebietes einschließlich der dort gelegenen Betriebe 
gemeinsame Ausbildungsveranstaltungen anordnen. 

(2) Die gemeinsamen Ausbildungsveranstaltun- 
gen werden auf die in § 32 festgelegte Ausbildungs- 
dauer nicht angerechnet. Ihre Gesamtdauer soll 
jährlich fünf Stunden nicht übersteigen. 

§ 35 

Zuständigkeit von Gemeindeverbänden 

Bei amtsangehörigen Gemeinden liegt die Zu- 
ständigkeit für die Befugnisse nach § 33 Abs. 1 und 
§ 34 beim leitenden Beamten der Amtsverwaltung. 
Bestehen keine Ämter, so liegt bei Gemeinden unter 
eintausend Einwohnern die Zuständigkeit beim lei- 
tenden Beamten der Kreisverwaltung. 

§ 36 

Auswirkungen von Ausbildungsveranstaltungen für 
den Selbstschutz in Wohnstätten auf das Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis 

(1) Ein Arbeitnehmer, der auf behördliche An- 
ordnung an einer Ausbildungsveranstaltung für den 
Selbstschutz in Wohnstätten teilnimmt, ist für die 
Dauer der Teilnahme von der Pflicht zur Arbeits- 


leistung befreit. Der Arbeitnehmer hat den Arbeit- 
geber über seine bevorstehende Teilnahme unver- 
züglich zu unterrichten. 

(2) Nimmt ein Arbeitnehmer an Ausbildungsver- 
anstaltungen im Sinne des § 32 Abs. 1 Nr. 2 teil, so 
hat er Anspruch auf das Arbeitsentgelt, das er ohne 
den Arbeitsausfall erhalten hätte, überschreitet der 
Arbeitsausfall die Dauer von zwei Stunden am 
Tage, so werden dem Arbeitgeber die dem Arbeit- 
nehmer nach Absatz 1 gewährten Leistungen sowie 
die Arbeitgeberanteile von Beiträgen zur Sozial- 
und Arbeitslosenversicherung erstattet. Ist im 
arbeitsgerichtlichen Verfahren über einen Anspruch 
des Arbeitnehmers auf Fortzahlung seiner Bezüge 
aus dem Arbeitsverhältnis rechtskräftig entschieden, 
so ist diese Entscheidung für die Erstattung bin- 
dend. Bezüge, die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes fortgewährt werden, sind einschließlich der 
Arbeitgeberanteile nicht zu erstatten. 

(3) Dem Arbeitnehmer dürfen aus der Teilnahme 
an der Ausbildungsveranstaltung keine Nachteile 
innerhalb des bestehenden Arbeitsverhältnisses er- 
wachsen. Insbesondere darf ihm wegen der Teil- 
nahme nicht gekündigt werden; muß der Arbeit- 
geber aus dringenden betrieblichen Erfordernissen 
Arbeitnehmer entlassen, so darf bei der Auswahl 
der zu Entlassenden die Teilnahme eines Arbeitneh- 
mers an einer Ausbildungsveranstaltung des Selbst- 
schutzes nicht zu dessen Ungunsten berücksichtigt 
werden. 

(4) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufs- 
ausbildung Beschäftigten. 

(5) Auf Beamte und Richter sind die Vorschriften 
der Absätze 1 und 3 Satz 1 entsprechend anzuwen- 
den. 

§ 37 

Aufwendungen, Verdienstausfall, Unterstützungen 

(1) Wer an einer behördlich angeordneten Aus- 
bildungsveranstaltung teilnimmt, erhält Ersatz für 
notwendige bare Aufwendungen. 

(2) Ein Selbstschutzpflichtiger, der nicht unter § 36 
fällt oder Grenzarbeitnehmer ist, erhält Ersatz für 
den ihm entstehenden Verdienstausfall, soweit er 
an einer Ausbildungsveranstaltung im Sinne des 
§ 32 Abs. 1 Nr. 2 teilnimmt. 

(3) Ein Selbstschutzpflichtiger, dem ohne die Teil- 
nahme an einer angeordneten Ausbildungsveran- 
staltung Arbeitslosengeld, Lohnausfallvergütung, 
Schlechtwettergeld, Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe, laufende Leistungen der Kriegsopferfür- 
sorge oder Sozialhilfe zustünden, erhält diese Lei- 
stungen auch während der Dauer der Ausbildung. 

§ 38 

Ausnahme von den §§36 und 37 

Bei gemeinsamen Ausbildungsveranstaltungen 
(§ 34) sind § 36 Abs. 2 und § 37 Abs. 1 und 2 nicht 
anziiwenden. 
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§ 39 

Geltendmachung der Ansprüche 

Zu den in § 36 Abs. 2 und § 37 vorgesehenen Ent- 
schädigungen, Ersatzleistungen und Erstattungen ist 
die Gemeinde verpflichtet. 

§ 40 

Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Bestimmungen zu erlassen über 

1. die im Vierten Abschnitt geregelte Ausbil- 
dung, insbesondere über Inhalt und Durch- 
führung der Ausbildung und einzel- 
ner Ausbildungsveranstaltungen für den 
Selbstschutz in Wohnstätten sowie über 
das Verfahren der Anordnung zur Teil- 
nahme, über die Befreiungsgründe, über 
die Anordnung und Durchführung gemein- 
samer Ausbildungsveranstaltungen und 
über die Grundsätze der Ausbildung im 
Betriebssclbstschutz ; 

2. die Ersatzleistungen für notwendige bare 
Aufwendungen und Verdienstausfall (§ 37 
Abs. 1 und 2); 

3. die Erstattung fortgewährter Leistungen 
(§ 36 Abs. 2). 

(2) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 2 
und 3 kann bestimmen, daß bei Ausbildungsveran- 
staltungen anstelle der Ersatzleistungen und Erstat- 
tungen pauschale Beträge zur Abgeltung aller An- 
sprüche geleistet werden. 

§ 41 

Fortbestand 

der Sozial- und Arbeitslosenversicherung 

Die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
berührt die sozialversicherungsrechtlichen Verhält- 
nisse des Selbstschutzpflichtigen nicht. Gleiches gilt 
für die Arbeitslosenversicherung. 

§ 42 

Schadenersatz 

(1) Für Schäden, die Teilnehmern an einer Aus- 
bildungsveranstaltung für den Selbstschutz in Wohn- 
stätten oder an gemeinsamen Ausbildungsveran- 
staltungcn an mitgeführten Sachen entstehen, hat 
die Gemeinde Ersatz in Geld zu leisten, wenn dem 
Geschädigten nicht zugemutet werden kann, den 
Schaden selbst zu tragen. § 254 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches gilt entsprechend. Die Gemeinde ist 
zur Ersatzleistung jedoch nur gegen Abtretung der 
Ansprüche verpflichtet, die dem Geschädigten auf 
Grund des Ereignisses, auf dem die Ersatzpflicht be- 
ruht, gegen andere Personen zustehen; dies gilt 
nicht für Ansprüche aus einem Versicherungsver- 
hältnis. 


(2) Haftpflichtschäden, die Selbstschutzpflichtige 
infolge der Teilnahme an den in Absatz 1 genannten 
Ausbildungsveranstaltungen erleiden, sind von der 
Gemeinde angemessen zu ersetzen, soweit der Haft- 
pflichtige nicht auf andere Weise, namentlich durch 
eine Haftpflichtversicherung, Ersatz zu erlangen 
vermag. Die Ersatzpflicht besteht nicht, wenn der 
Ersatzpflichtige den Schaden vorsätzlich herbeige- 
führt hat. 

(3) Trifft eine Ersatzpflicht nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 mit einer Ersatzpflicht auf Grund fahrläs- 
siger Amtspflichtverletzung zusammen, so wird die 
Ersatzpflicht nach § 839 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches nicht dadurch ausgeschlossen, daß die 
Voraussetzungen zu Absatz 1 oder Absatz 2 vor- 
liegen. 

(4) Die Teilnehmer an den in Absatz 1 genann- 
ten Ausbildungsveranstaltungen haften für die Tö- 
tung, für die Verletzung des Körpers oder der Ge- 
sundheit eines anderen Teilnehmers oder für die 
Beschädigung der von einem anderen Teilnehmer 
mitgeführten Sachen nur, wenn sie die Tötung, Ver- 
letzung oder Beschädigung vorsätzlich herbeige- 
führt haben. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Aufgaben des Bundesluftschutzverbandes 
§ 43 

Mitwirkung beim Selbstschutz in Wohnstätten 

(1) Beim Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstät- 
ten, insbesondere bei der Ausbildung, bedient sich 
der örtliche Luftschutzleiter oder der nach § 35 zu- 
ständige leitende Beamte der Verwaltung des Ge- 
meindeverbandes der zuständigen Dienststelle des 
Bundesluftschutzverbandes: sie ist vor der Bestel- 
lung der Leiter der Selbstschutzbezirke und der 
Selbstschutzblocks und der Führer der Selbstschutz- 
züge anzuhören. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften über die Zusammenarbeit zwischen dem 
örtlichen Luftschutzleiter oder dem nach § 35 zustän- 
digen leitenden Beamten des Gemeindeverbandes 
und dem Bundesluftschu'zverband. 

§ 44 

Mitwirkung beim Betriebsselbstschutz 

(1) Mit Zustimmung des örtlichen Luftschutz- 
leiters kann der Bundesluftschutzverband an der 
Ausbildung im Betriebsselbstschutz mitwirken, so- 
fern der Betriebsselbstschutzleiter dies beantragt. 

(2) Für die Mitwirkung des Bundesluftschutzver- 
bandes bei der Ausbildung im Betriebsselbstschutz 
der bundeseigenen Verwaltungen einschließlich der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
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post ist die Zustimmung des örtlichen Luftschutz- 
leiters nicht erforderlich. Das gleiche gilt für Aus- 
bildungsveranstaltungen im Betriebsselbstschutz, die 
nicht in örtlichen Ausbildungsstätten durchgeführt 
werden. 

§ 45 

Änderung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 

§ 31 Abs. 2 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1696) in der Fassung des 
Gesetzes zur Errichtung des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz vom 5. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 893) erhält 'folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesluftschutzverband hat die Auf- 
gabe, nach den Richtlinien und Weisungen, die vom 
Bundesminister des Innern oder in- seinem Auftrag 
vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz er- 
lassen werden, 

1. die Bevölkerung über die Wirkung von 
Angriffswaffen und über Schutzmöglich- 
keiten aufzuklärcn und sie bei Selbst- 
schulzmaßnahmen zu beraten, 

2. den örtlichen Luftschutzleiter beim Aufbau 
des Selbstschutzes in Wohnstätten, insbe- 
sondere bei der Ausbildung, zu unter- 
stützen; er kann für diesen Zweck eigene 
Ausbildungsstätten einrichten und unter- 
halten, 

3. bei der Ausbildung im Betriebsselbst- 
schutz mitzuwirken, soweit er diese Auf- 
gabe im Einzelfall übernommen hat, 

4. im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
an sonstigen Maßnahmen des zivilen Be- 
völkerungsschuizes mitzuwirken." 


SECHSTER ABSCHNITT 

Versorgung 

§ 46 

Versorgung 

(1) Wer durch einen Unfall während der Teil- 
nahme an Ausbildungsveranstaltungen oder der 
Durchführung von Selbstschutzmaßnahmen im Ver- 
teidigungsfalle eine gesundheitliche Schädigung er- 
litten hat, erhält wegen der gesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf Antrag 
Versorgung in entsprechender Anwendung des Bun- 
desversorgimgsgesetzes, soweit dieses Gesetz nichts 
Abweichendes bestimmt. In gleicher Weise erhalten 
die Hinterbliebenen eines Beschädigten auf Antrag 
Versorgung. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn ein Selbstschutz- 
pflichtiger auf einem mit der Ausbildungsveranstal- 
tung zusammenhängenden Weg nach oder von dem 
Ort dieser Ausbildungsveranstaltung einen Unfall 


erleidet oder gesundheitlich dadurch geschädigt 
wird, daß er im Hinblick auf sein pflichtgemäßes 
Verhalten im Selbstschutz oder in seiner Eigenschaft 
als Selbstschulzpflichtiger mit besonderen Aufgaben 
im gemeinschaftlichen Selbstschutz aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, angegriffen wird. 

(3) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrschein- 
lichkeit des ursächlichen Zusammenhanges. 

(4) Eine vom Beschädigten absichtlich herbeige- 
führte Schädigung gilt nicht als Schädigung im Sinne 
dieses Gesetzes. 

§ 47 

Versorgiingsansprüche aus anderen Gesetzen 

(1) Ist eine gesundheitsschädigende Einwirkung 
im Sinne des § 46 zugleich eine Schädigung nach an- 
deren Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz 
für anwendbar erklären, so findet dieses Gesetz 
keine Anwendung. 

(2) Treffen Ansprüche aus § 46 mit Ansprüchen 
aus einer Schädigung im Sinne des § 1 des Bundes- 
versorgungsgeselzes oder nach anderen Gesetzen 
zusammen, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, so ist unter Berücksichtigung der 
durch die gesamten Schädigungsfolgen bedingten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit eine einheitliche 
Rente festzusetzen. 

(3) § 46 gilt nicht für gesundheitliche Schädigun- 
gen bei Erfüllung von Selbstschutzaufgaben auf 
Grund eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses. 

§ 48 

Organisation, Verfahren, Rechtsweg 

(1) Die Versorgung nach den §§ 46 und 47 wird 
von den zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuständigen Behörden im Aufträge des 
Bundes durchgeführt. 

(2) Zuständige oberste Bundesbehörde ist der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und, 
soweit die Versorgung in der Gewährung von 
Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht, der Bundes- 
minister des Innern. Weisungen des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung, die eine grund- 
sätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeu- 
tung haben oder einen Härteausgleich betreffen, er- 
gehen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern. 

(3) Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 202), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
opferrechts vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 

S. 453), ist anzuwenden. 

(4) Die Aufwendungen für die Versorgungslei- 
stungen trägt der Bund. Die Ausgaben sind für 
Rechnung des Bundes zu leisten. Die damit zusam- 
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menhängenden Einnahmen sind an den Bund abzu- 
führen, Die Bestimmungen des § 53 Abs. 5 sind an- 
zuwenden. 

(5) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten der §§ 46 und 47 Abs. 1 und 2 ist der 
Sozialrechtsweg gegeben. Soweit das Sozialgerichts- 
gesetz für bestimmte Rechtsgebieto besondere Vor- 
schriften enthalt, gelten die Vorschriften für die 
Kriegsopferversorgung. 

(6) Die Absätze 3 und 5 gelten nicht, soweit die 
Versorgung in der Gewährung von Kriegsopferfür- 
sorge nach den §§ 25 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzGs besteht. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 49 

Auskünfte 

(1) Die zuständige Behörde kann zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes sowie zur Vorbereitung und 
Durchführung der auf Grund dieses Gesetzes zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen von Personen und 
nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen die er- 
forderlichen Auskünfte verlangen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beaultragten Personen 
sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume sowie 
Verkehrsmittel der Auskunftspflichtigen zu betre- 
ten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzuneh- 
men sowie in die geschäftlichen und technischen Un- 
terlagen des Auskunftspflichtigen Einsicht zu neh- 
men. Bei juristischen Personen und nicht rechtsfähi- 
gen Personenvereinigungen haben die nach Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung 
berufenen Personen die verlangten Auskünfte zu er- 
teilen und Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Die nach Absatz 1 und 2 erlangten Kenntnisse 
und Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungs- 
verfahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 50 

Zulassung von Selbstschutzgegenständen 

(1) Der Vertrieb von Geräten, Mitteln und Ein- 
richtungen, die ausschließlich oder vorwiegend für 
Selbstschutzzwecke bestimmt sind (Selbstschutz- 


gegenstände), bedarf der Genehmigung des Bundes- 
amtes für zivilen Bevölkerungsschutz, wenn diese 
Gegenstände für die Sicherheit und Gesundheit der 
Bevölkerung von besonderer Bedeutung sind. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und mit Zustim- 
mung des Bundesrates nähere Bestimmungen zu er- 
lassen über 

1. die der Genehmigungspflicht unterliegen- 
den Selbstschutzgegenstände und über das 
Genehmigungsverfahren beim Bundesamt 
für zivilen Bevölkerungsschutz; 

2. die in dem Verfahren nach Nummer 1 zu 
erhebenden Gebühren. 

§ 51 

Anforderung von Leistungen 

(1) Für die Inanspruchnahme von Sach- und 
Werkleistungen bei Ausbildungsveranstaltungen 
auf Grund dieses Gesetzes gelten die Vorschriften 
des Bundesleistungsgesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. September 1961 (Bundesge- 
s(üzbl. I S. 1789) nach Maßgabe der Absätze 2 und 3. 

(2) Als Leistungen können nur angefordert wer- 
den: 

1. Die Überlassung von baulichen Anlagen, 
Teilen von baulichen Anlagen und unbe- 
bauten Grundstücken zum Gebrauch, zum 
Mitgebrauch oder zu anderer Nutzung; 

2. die Überlassung von Fernsprech- undFern- 
schreibteilnehmereinrichtungen zum Ge- 
brauch oder Mitgebrauch im Rahmen der 
bc^stehenden Teilnehmervorhältnisse zur 
Deutschen Bundespost; 

3. die Duldung von Einwirkungen auf be- 
wegliche und unbewegliche Sachen; 

4. Werkleistungen, insbesondere Instandset- 
zungsleistungen sowie Verpflegungslei- 
stungen, soweit diese Leistungen im Rah- 
men des allgemeinen Geschäftsbetriebs 
des Leistungspflichtigen vorgenommen zu 
werden pflegen, ferner Verkehrsleistun- 
gen von Eigentümern oder Besitzern von 
Verkehrsmitteln, auch wenn es sich nicht 
um Verkehrsunternehmen handelt. 

(3) läie Vorschritten der §§ 45, 66 bis 76, 77 
Abs. 3, §§ 79 bis 83, 87 bis 94 und 96 ff. des Bundes- 
leistungsgesetzGS sind nicht anzuwenden. 

§ 52 

Bundesauftragsverwaltung 

(1) Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes den 
Ländern einschließlich der Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände, so handeln sie im Auftrag des 
Bundes. Soweit in diesem Gesetz den Gemeinden 
Aufgaben übertragen werden, ist für die Ausfüh- 
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rung des Gesetzes der örtliche Luftschutzleiter zu- 
ständig. Dieser leitet den Selbstschutz in Wohn- 
stätten. 

(2) Soweit nach Kommunalverfassungsrecht ein 
kollegiales Organ die Auftragsangelegenheiten 
wahrzunehmen hat, tritt an dessen Stelle der lei- 
tende Beamte der Verwaltung der Gemeinde oder 
des Gemeindeverbandes. 

(3) Der Bundesminister des Innern kann die Aus- 
übung der Bundesaufsicht in seinem Aufgabenbe- 
reich und der Weisungsbefugnis, die ihm im Rah- 
men der Auftragsverwaltung zusteht, ganz oder 
teilweise auf das Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz übertragen. 

§ 53 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten, die dem Bundes- 
luftschutzverband aus seiner Mitwirkung beim Auf- 
bau des Selbstschutzes, insbesondere bei der Aus- 
bildung, entstehen. 

(2) Der Bund trägt ferner die Kosten, die den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden durch die Aus- 
bildung im Selbstschutz und die Ausrüstung der 
Selbstschutzzüge erwachsen. Die Verpflichtung des 
Bundes beschränkt sich auf die Kosten von Selbst- 
schutzmaßnahmen der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände, die durch dieses Gesetz, durch die zu ihm 
erlassenen Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltiingsvorschritten und durch Weisungen der 
zuständigen Bundesbehörden vorgeschrieben wer- 
den. Sie erstreckt sich nicht auf persönliche und 
sächliche Verwaltungskosten der Gemeinden und 
Gemeinde verbände. 

(3) Die Kosten für die Beschaffung der Selbst- 
schutzausrüstung, der Haushaltsbevorratung, der 
Geräteausstattung für Gebäude und der Verdunke- 
lung sind von der zuständigen Gemeinde zu tragen 
und vom Bund zu erstatten für solche Personen, 
deren Einkommen die im Bundessozialhilfegesetz 
gemäß den §§ 21 bis 24, 33, 41 Abs. 2, § 53 Abs. 2 
und § 56 Abs. 1 Nr. 1 maßgebenden Bedarfssätzc 
für laufende Leistungen einschließlich Unterkunft um 
nicht mehr als 50 vom Hundert übersteigt. 

(4) Die in Absatz 2 Satz 1 aufgeführten Ausga- 
ben sind für Rechnung des Bundes zu leisten. Die 
damit zusammenhängenden Einnahmen sind an den 
Bund abzuführen. 

(5) Auf die für Rechnung des Bundes zu leisten- 
den Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängen- 
den Einnahmen sind die Vorschriften über das Haus- 
haltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden übertragen und 
zulassen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der zu- 
ständigen Gemeindebehörden angewendet werden. 


ACHTER ABSCHNITT 

Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschrift 

§ 54 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne anerken- 
nenswerten Grund 

1. entgegen § 9 die Verdunkelung, Tarnung 
oder Abschirmung von Wärmequellen 
nicht vorbereitet; 

2. entgegen § 12 eine Anordnung nicht be- 
folgt; 

3. entgegen § 3 Abs. 3 die ihm nach §§ 15, 
16, 17 oder 19 in Verbindung mit § 20 
übertragenen besonderen Aufgaben im 
gemeinschaftlichen Selbstschutz nicht oder 
nicht vollständig durchführt; 

4. entgegen § 33 Abs. 1 oder § 34 der An- 
ordnung zur Teilnahme an einer Ausbil- 
dungsveranstaltung nicht nachkommt; 

5. als Leiter des Betriebsselbstschutzes ent- 
gegen § 22 

a) den Betriebsselbstschutz nicht aufbaut 
oder 

b) die Betriebsangehörigen in der Wahr- 
nehmung ihrer besonderen Selbst- 
schutzaufgaben im Betriebe nicht unter- 
weist; 

6. als Inhaber eines Betriebes 

a) entgegen § 23 die erforderlichen Aus- 
rüstungsgegenstände, Arznei- und Ver- 
bandmittel oder Lebensmittel nicht be- 
reithält oder die Bevorratung von 
Wasser nicht vorbereitet oder 

b) entgegen § 24 nicht für die Aufstel- 
lung, Ausbildung und Ausrüstung eines 
Werkselbstschutzes sorgt; 

7. entgegen § 50 Selbstschutzgegenstände 
ohne die erforderliche Genehmigung des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs- 
schutz vertreibt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig entgegen § 49 Abs. 1 und 2 

1. eine Auskunft nicht, unrichtig, nicht voll- 
ständig oder nicht rechtzeitig erteilt; 

2. die Einsichtnahme in die geschäftlichen 
und technischen Unterlagen nicht oder 
nicht vollständig gestattet; 

3. das Betreten von Grundstücken, Geschäfts- 
räumen und Verkehrsmitteln zum Zwecke 
der Besichtigung nicht gestattet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark und, wenn sie fahrläs- 
sig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zwei- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 
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§ 55 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer Behörde oder des Bundesluftschutzverbandes 
bei seiner Tätigkeit auf Grund dieses Gesetzes be- 
kanntgeworden ist, unbefugt offenbart, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 56 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 54 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines 
anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn die 
Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis be- 
gründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in A^bsatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens einen anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz 
oder die zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nungen auferlegen. 

§ 57 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
durch § 54 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so 
kann gegen den Inhaber oder Leiter des Unterneh- 
mens oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers 
oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person oder 
einen vertretungsberechtigten Gesellschafter einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festge- 
setzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig 
ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und der Verstoß 
hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünftausend Deutsche Mark; 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu zweitausend Deutsche Mark. 


§ 58 

Geldbuße gegen juristische Personen und 
Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 54, so kann auch gegen die juri- 
stische Person oder die Personenhandeisgesellschaft 
eine Geldbuße nach Maßgabe des § 54 Abs. 3 fest- 
gesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgcsell- 
schaft für die Ordnuiigswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 59 

Verteidigungsfall 

Verpflichtungen, Zuständigkeiten und Befugnisse, 
die nach den Vorschriften dieses Gesetzes vom Ein- 
tritt des Verteidigungsfalles abhängig sind, gelten 
in gleichem Umfange vor Verkündung des Verteidi- 
gungsfalles, wenn 

1. eine fremde bewaffnete Macht Feindseligkei- 
ten gegen die Bundesrepublik eröffnet hat 
oder 

2. die Bundesregierung festgestellt hat, daß eine 
verstärkte Durchführung von Selbstschutzmaß- 
nahmen dringend erforderlich ist. 


§ 60 

Eigentümer und Mieter 

(1) Soweit nach diesem Gesetz der Eigentümer 
einer beweglichen oder unbeweglichen Sache ver- 
pflichtet ist, tritt bei Sachen, an denen ein Nieß- 
brauch oder ein Erbbaurecht besteht, an seine Stelle 
der Nießbraucher oder der Erbbauberechtigte. 

(2) Ist Wohnungseigentum oder Teileigentum be- 
gründet, so tritt für die Räume, die Gegenstand des 
Sondereigentums sind, der Wohnungseigentümer 
oder der Teileigentümer an die Stelle des Eigen- 
tümers. 

(3) Für Räume, die auf Grund eines anderen 
Rechtsverhältnisses als eines Mietverhältnisses zur 
Benutzung überlassen sind, tritt an die Stelle des 
Mieters der Nutzungsberechtigte. 
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§ 61 

V erwaltungsrechtsweg 

(1) Soweit für Rechtsstreitigkeiten nach diesem 
Gesetz nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist, gilt 
hierfür die Verwaltungsgerichtsordnung. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Verwaltungsakte, die auf Grund dieses Gesetzes 
oder einer auf diesem Gesetz beruhenden Rechts- 
verordnung bei Ausbildungsveranstaltungen oder 
nach Verkündung des Verteidigungsfalles oder 
beim Vorliegen einer der in § 59 genannten Voraus- 
setzungen erlassen werden, haben keine aufschie- 
bendc Wirkung. 

(3) In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 
das einen solchen Verwaltungsakt zum Gegenstand 
hat, sind die Berufung gegen ein Urteil und die Be- 
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts ausgeschlossen. 

§ 62 

Änderung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung 

§ 6 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung erhält folgende Fas- 
sung: 

»§ 6 

Der Bundesminister für Wirtschaft und der Bun- 
desminister des Innern können im gegenseitigen 
Einvernehmen eine Organisation der gewerb- 
lichen Wirtschaft beauftragen, unter Mitwirkung 
von Vertretern der Arbeitnehmerverbände auf 
dem Gebiete der Planung und Vorbereitung des 
Selbstschutzes in Betrieben der gewerblichen 
Wirtschaft Vorschläge zu machen, beratend mit- 
zuwirken und gewerbliche Betriebe bei der 
Durchführung des Betriebsselbstschutzes beratend 
?u unterstützen.“ 

§ 63 

Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 

Das Schwerbeschädigtengesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 1 Abs. 1 Buchstabe a werden am Schluß die 
Worte angefügt: 

„im Sinne des § 46 des Gesetzes über den Selbst- 
schutz der Zivilbevölkerung vom . . . oder“. 


§ 64 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der Freiheit der Person (Arti- 
kel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) und der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Geset- 
zes eingeschränkt. 

§ 65 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt unter dem Vorbehalt der 
dem Land Berlin nach Absatz 2 erteilten Ermächti- 
gung nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. vlanuar 1952 (Bundes- 
gcsetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten unter dem gleichen Vorbehalt im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes. 

(2) Das Land Berlin wird ermächtigt, den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes und der 
hierzu ergehenden Rechtsverordnungen abweichend 
von den §§ 13 und 14 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes zu bestimmen. 

(3) Die finanziellen Verpflichtungen des Bundes 
gegenüber dem Land Berlin auf Grund dieses Geset- 
zes werden zu dem Zeitpunkt und in dem Umfang 
wirksam, in dem das Gesetz im Land Berlin in Kraft 
tritt. 

§ 66 

Stadtstaaten-Klausel 

Die Senate der Länder Berlin, Bremen und Ham- 
burg werden ermächtigt, die Vorschriften dieses Ge- 
setzes über die Zuständigkeit von Behörden dem 
besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzu- 
passen und insbesondere zu bestimmen, welche 
Stellen die Aufgaben der Gemeinden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes wahrzunchmen haben. 


§ 67 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Allgemeines 

1. Zweck des Gesetzes 

Im Ersten Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung (1. ZBG) vom 9. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1696) ist der Selbstschutz der 
Zivilbevölkerung nur in einigen wenigen Bestim- 
mungen erwähnt und unzureichend geregelt wor- 
den. So geht der § 1 dieses Gesetzes von einem 
völlig abstrakten Begriff der Selbsthilfe aus, die 
durch die im Gesetz näher geregelten behördlichen 
Maßnahmen ergänzt werden soll. Abgesehen von 
gewissen organisatorischen Regelungen für den 
Luftschutz der besonderen Verwaltungen und den 
Industrieluftschutz in den §§ 5 und 6 des 1. ZBG 
enthält nur der § 31 a. a. O. noch eine Regelung 
aus diesem Bereich, und zwar den Auftrag an den 
Bundesluftschutzverband, „die Organisation und 
Ausbildung freiwilliger Helfer für den Selbstschutz 
der Bevölkerung durchzuführen'k 

Die Organisation und der Aufbau des Selbstschutzes 
sind im 1. ZBG nicht geregelt worden. In gleicher 
Weise fehlen materiellrechtliche Bestimmungen 
über den Selbstschutz, insbesondere über die Selbst- 
schutzpflicht des einzelnen, d. h. sowohl des Bür- 
gers wie auch der Industrie, der Behörden usw. 
Auch die Pflicht der Gemeinden, die Selbstschutz- 
maßnahmen zu organisieren und zu überwachen, 
fehlt. Hierbei kann allenfalls auf Grund der Zustän- 
digkeit der Gemeinde für den Luftschutz auf örtli- 
cher Ebene (vgl. § 3 des 1. ZBG) eine gewisse Lei- 
tungsfunktion des örtlichen Luftschutzleiters für den 
Selbstschutz angenommen werden, wie sie auch bei 
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über die 
Leitung des zivilen Luftschutzes im Luftschutzort 
(AVV-LS-Ort) vom 12. Januar 1961 (Bundesanzeiger 
Nr. 15) zum Ausdruck kam. Im übrigen ist die Vor- 
bereitung und Durchführung von Selbstschutzmaß- 
nahmen von einem freiwilligen Tätigwerden der 
Bevölkerung, der Betriebe, der Behörden usw. ab- 
hängig. 

Die Erfahrungen, die seit der Gründung des Bundes- 
luftschutzverbandes im Jahre 1951 und nach der 
Verabschiedung des 1. ZBG im Jahre 1957 gesam- 
melt werden konnten, haben gezeigt, daß ein wirk- 
samer Selbstschutz der Zivilbevölkerung auf frei- 
williger Grundlage nicht erreicht werden kann. So 
ist es dem Bundesluftschutzverband zwar gelungen, 
ein umfangreiches Netz von Dienststellen, insbe- 
sondere auf örtlicher Ebene, zu errichten, die Orga- 
nisation in vielen Luftschutzorten vorzubereiten, 
fast 200 000 Helfer für die Mitarbeit im Selbstschutz 
zu gewinnen und über 3 Millionen Bürger auf Aus- 
stellungen, Tagungen, Selbstschutzwochen und 


I ähnlichen Veranstaltungen über den Selbstschutz zu 
1 informieren, doch kann dieses Ergebnis einer über 
j zehnjährigen Werbung und Aufklärung nicht als 
1 ausreichend angesehen werden. Die Verhältnisse 
beim Selbstschutz der gewerblichen Wirtschaft müs- 
sen ähnlich beurteilt werden. 

Bei der Frage, ob eine Verstärkung der Selbst- 
schutzvorbereitungen mit gesetzlichem Zwang her- 
beigeführt werden soll, ist zu berücksichtigen, daß 
der Selbstschutz als Kernpunkt des zivilen Bevöl- 
kerungsschutzes angesehen werden muß; ohne ihn 
werden alle behördlichen Hilfs- und Rettungsaktio- 
nen von nur geringem Wert sein. Dies gilt bei 
einem Krieg mit modernen Angriffswaffen in noch 
stärkerem Maße als bei der Verwendung konven- 
tioneller Kriegswaffen. Bei jedem Hilfseinsatz, der 
den einzelnen von außen her unterstützen soll, wird 
im Falle starker Zerstörungen und Verstrahlungen 
mit großen Verzögerungen, die im letzteren Falle 
tagelang dauern können, gerechnet werden müs- 
sen. Zudem kann sich der Einsatz behördlicher 
Kräfte, wie z. B. des Hilfsdienstes, in Schadensge- 
bieten nur an Schwerpunkten auswirken. Alle diese 
Überlegungen zeigen, daß der einzelne in einem 
Verteidigungsfalle oft auf sich selbst gestellt sein 
wird, ohne in absehbarer Zeit mit Hilfe rechnen zu 
können. Die Bevölkerung wird daher der Gefahr 
nicht unvorbereitet begegnen dürfen, sondern ihr 
überleben durch eigene Selbstschutzmaßnahmen 
sicherstellen müssen. 

2. Inhalt und Gliederung 

Im Mittelpunkt des Entwurfs steht der Schutz des 
Menschen. Diesem Grundgedanken sind alle Vor- 
schriften untergeordnet. Auch beim Betriebsselbst- 
schutz ist auf jede Anlehnung an frühere Sach- 
schutzvorstellungen verzichtet worden. 

Von zentraler Bedeutung ist die im 1. Abschnitt des 
Entwurfs vorgesehene Einführung einer Selbst- 
schutzpflicht, die eine Reihe von Vorbereitungs- 
pflichten (z. B. Gerätebeschaffung, Verdunkelung), 
ferner Verhaltensnormen für den Verteidigungsfall 
(z. B, Aufsuchen des Schutzraumes) und die Pflicht, 
sich ausbilden zu lassen, umfaßt. Die in diesem Zu- 
sammenhang als besonders wichtig anzusehende 
Pflicht, sich einen Schutzraum zu bauen, wird im 
Entwurf zwar angesprochen (§ 11), aber nicht gere- 
gelt. Sie soll wegen der technischen Probleme und 
der erheblichen finanziellen Auswirkungen Gegen- 
stand eines besonderen Gesetzes sein. 

Im Zweiten Abschnitt des Entwurfs werden vor allem 
die organisatorischen Fragen des Selbstschutzes in 
Wohnstätten, den man auch als Hausselbstschutz 
bezeichnen könnte, geregelt. Hierbei ist im wesent- 
lichen an der bisherigen Selbstschutzgliederung in 
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Haus, Block und Bezirk festgehalten worden. Für 
den Aufbau und für die Leitung des Selbstschutzes 
soll die Gemeinde zuständig sein, die sich bei allen 
Durchführungsmaßnahmen der örtlichen Stellen des 
Bundesluftschutzverbandes zu bedienen hat. 

Weiterhin geht der Entwurf im Dritten Abschnitt von 
einer einheitlichen Regelung des Selbstschutzes in 
den Betrieben aus. Zu diesen Betrieben rechnen 
alle Arbeitsstätten, d. h. neben den Betrieben der 
gewerblichen Wirtschaft auch alle Behörden, ferner 
Krankenhäuser, Beherbergungsstätten und Schulen 
sowie sonstige Anstalten und Einrichtungen, die der 
Unterbringung von Per.'=’onen oder der Ausbildung 
oder Betreuung von Kindern oder Jugendlichen die- 
nen. Der Entwurf verzichtet somit auf die noch im 
Bereich des 1. ZBG gebräuchliche und aus der Zeit 
vor 1945 stammende Unterscheidung zwischen Er- 
weitertem Selbstschutz und Industrieluftschutz. Die 
Verantwortung für den Betriebsselbstschutz soll 
beim Inhaber des Betriebes liegen, der jedoch einen 
Betriebsangehörigen mit den Aufgaben eines Be- 
triebsselbstschutzleiters betrauen kann. Für den 
örtlichen Luftschutzleiter ist ein allgemeines Wei- 
sungsrecht nicht vorgesehen; er kann sich aber 
jederzeit über den Stand des Betriebsselbstschutzes 
unterrichten und die Behebung von Mängeln ver- 
langen. 

Der Vierte Abschnitt befaßt sich mit der Ausbildung 
der Selbstschutzpflichtigen, während der darauf fol- 
gende Abschnitt die Mitwirkung des Bundesluft- 
schutzverbandes bei der Vorbereitung und der 
Durchführung des Selbstschutzes regelt. Der im Ent- 
wurf angestrebte umfassende Aufbau des Selbst- 
schutzes erweitert sowohl den Aufgabenkatalog als 
auch den Arbeitsbereich des Bundesluftschutzver- 
bandes. Das Schwergewicht des Verbandes wird 
neben der organisatorischen Mitwirkung vor allem 
bei der Durchführung der Ausbildung für den 
Selbstschutz in Wohnstätten liegen. Daneben wird 
eine Mitarbeit auch bei der Ausbildung im Be- 
triebsselbstschutz in vielen Fällen notwendig wer- 
den. 

Die übrigen Abschnitte enthalten Bestimmungen 
über die Versorgung, Bußgeld- und Strafbestimmun- 
gen, Bestimmungen über die Bundesauftragsverwal- 
tung und die Kosten sowie Schlußbestimmungen. 

3. Frühere gesetzliche Regelungen und 
Auslandsredit 

Mit § 2 des Luftschutzgesetzes vom 2ß. Juni 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 827) in der Fassung der Verord- 
nung zur Änderung des Luftschutzgesetzes vom 
8. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1792) wurde 
eine umfassende Luftschutzpflicht eingeführt. Da- 
nach waren alle natürlichen und juristischen Per- 
sonen im Reichsgebiet „zu Dienst- und Sachleistun- 
gen sowie zu sonstigen Handlungen, Duldungen 
und Unterlassungen verpflichtet, die zur Durchfüh- 
rung des Luftschutzes erforderlich sind". Diese Luft- 
schutzpflicht umfaßte drei Bereiche: 

1. die Luftschutzdienstpflicht (vgl. § 9 der Ersten 
Durchführungsverordnung vom 4. Mai 1937 — 
Reichsgesetzbl. I S. 559 — in der Fassung der 


Bekanntmachung vom 1. September 1939 — 
Reichsgesetzbl. I S. 1630 — ), wobei luftschutz- 
dienstpflichtig u. a. auch Luftschutzhauswarte im 
Selbstschutz, ferner Werk- oder Betriebsluft- 
schutzleiter im Werkluftschutz und im Erweiter- 
ten Selbstschutz waren; 

2. die Luftschutzsachleistungspflicht (vgl. § 24 der 
1. DVO a. a. O.) und 

3. die Verpflichtung zu luftschutzmäßigem Verhal- 
ten (vgl. weiterhin insbesondere § 7 der 1. DVO 
a. a. O.); hierzu rechnete z. B. die Verpflichtung 
zum Bau von Luftschutzräumen, zur Entrümpe- 
lung, zur Verdunkelung, zur Gerätebeschaffung, 
zur Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
usw. 

Nach § 1 c bis d der 1. DVO a. a. O. wurde zwischen 
Selbstschutz, Erweitertem Selbstschutz und Werk- 
luftschutz unterschieden. Der Selbstschutz war nach 
§ 2 der 1. DVO von der Bevölkerung durchzuführen, 
wobei dem Reichsluftschutzbund die Organisation 
und die Ausbildung der Selbstschutzkräfte oblag. 
Der Werkluftschutz wurde von den zu ihm gehören- 
den Betrieben der Wirtschaft unter Leitung der 
Reichsgruppe Industrie durchgeführt. Zu dem Erwei- 
terten Selbstschutz rechneten alle Betriebe und 
Dienststellen, für die die allgemeinen Selbstschutz- 
maßnahmen nicht ausreichten, für die aber anderer- 
seits Werkluftschutzmaßnahmen noch nicht notwen- 
dig waren. Bei diesen Stellen war der Reichsluft- 
schutzbund beratend tätig. 

Eine Verpflichtung zur Vorbereitung von Selbst- 
schutzmaßnahmen und zum selbstschutzmäßigen 
Verhalten besteht heute in mehreren Ländern der 
freien Welt, darunter auch in neutralen Staaten. So 
lautet z. B. der Artikel 13 des Schweizerischen Bun- 
desgesetzes über den Zivilschutz vom 23. März 1962: 

„(1) Jedermann ist zur Vorbereitung und Durch- 
führung der vorgeschriebenen persönlichen Maß- 
nahmen verpflichtet. Darunter fallen insbesondere 
die Entrümpelung, die Verdunkelung und das Ver- 
halten bei Alarm. 

(2) Beim Einsatz der Zivilschutzorganisationen ist 
jedermann, auch wenn er nicht eingeteilt ist, zur 
Hilfeleistung verpflichtet, soweit sie ihm zumutbar 
ist." 

4. Verfassungsrechtliche Fragen 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 73 Nr. 1 des Grundgesetzes. 

Die Bestimmungen des Gesetzentwurfs sind auch in 
ihrem Verhältnis zu Artikel 12 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes geprüft worden. Die hierbei in erster 
Linie zu beachtende Vorschrift über die Pflicht zur 
Übernahme besonderer Aufgaben im gemeinschaft- 
lichen Selbstschutz bewegt sich in den Grenzen des 
genannten Grundgesetzartikels, wonach herkömm- 
liche, allgemeine, für alle gleiche öffentliche Dienst- 
leistungspflichten zulässig sind. Die Herkömmlich- 
keit der Pflichten dürfte einmal aus der umfassen- 
den Luftschutzpflicht im zweiten Weltkrieg und 
auch aus der friedensmäßigen Hilfeleistungspflicht 
(§ 330 c StGB) zu entnehmen sein. Dabei ist dem 
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Gesetzgeber eine organische Weiterentwicklung 
herkömmlicher Dienstleistungspfiichten zur Anpas- 
sung an die veränderten Verhältnisse der Gegen- 
wart durch Artikel 12 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes nicht verwehrt. Weiterhin ist bei der Prü- 
fung der Herkömmlichkeit zu berücksichtigen, daß 
nicht nur deutsche Gesetze aus der Zeit zwischen 
1933 bis 1945 vergleichbare Pflichten begründet ha- 
ben, sondern daß auch demokratische Staaten ähn- 
liche Regelungen getroffen haben. 

Soweit nach dem Entwurf auch Eingriffe in Grund- 
rechte möglich sind, ist Artikel 19 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes beachtet worden. 

5. Kosten 

Der Entwurf geht davon aus, daß die Kosten grund- 
sätzlich von demjenigen getragen werden, zu des- 
sen Schutz die Selbstschutzmaßnahmen durchgeführt 
werden. Nur in Fällen, in denen diese Kosten das 
für den einzelnen Staatsbürger oder Betrieb zumut- 
bare Maß überschreiten würden oder in denen eine 
Kostenabrechnung technisch kaum zu bewältigen 
wäre, ist eine Kostentragung staatlicher oder kom- 
munaler Stellen vorgesehen. Dies gilt u. a. für die 
Beschaffung der Ausrüstung der Selbstschutzzüge 
und für die Ausbildung des Selbstschutzes in Wohn- 
stätten. Demzufolge wird von folgender Kostenver- 
teilung ausgegangen: 

1, Selbstschutz in Wohnstätten. Die hierbei ent- 
stehenden Kosten sind grundsätzlich von der Bevöl- 
kerung aufzubringen, d. h. von jedem Selbstschutz- 
pflichtigen für seinen Schutzbereich. Hierbei handelt 
es sich in erster Linie um die Kosten der Geräte- 
beschaffung, der Arznei- und Verbandmittel, der 
Verdunkelung und des Lebensmittelvorrats. Diese 
Kosten sind mit etwa 130 DM pro Kopf der Bevöl- 
kerung ermittelt worden. 

Die Kosten der vom Bundesluftschutzverband durch- 
zuführenden Ausbildung und der Ausrüstung der 
Selbstschutzzüge sollen vom Bund getragen werden. 
Für diesen Zweck dürften etwa 140 Mio DM pro 
Jahr benötigt werden (gegenüber z. Z. rund 30 Mio 
DM). 

2. Selbstschutz in Betrieben. In Übereinstimmung 
mit dem Selbstschutz in Wohnstätten sollen hier die 
Kosten von den Betrieben getragen werden. Zusätz- 
lich zu den Kosten für die Gerätebeschaffung, Ver- 
dunkelung und Lebensmittelvorräte wäre hierbei 
noch ein erheblicher Teil der Ausbildungskosten von 
den Betrieben zu leisten. Ohne Berücksichtigung der 
für die Produktion usw. ausfallenden Arbeitsstun- 
den würde sich eine Belastung der Betriebe in Höhe 
von etwa 53 DM pro Beschäftigten ergeben, bei Be- 
trieben mit Werkselbstschutzkräften wäre noch ein 
weiterer Betrag in Höhe von etwa 120 DM pro Be- 
schäftigten hinzuzurechnen. 

Bei den Belastungen der öffentlichen Hand sind 
neben den bereits genannten Kosten für die Aus- 
rüstung der Selbstschutzzüge und für die Au.sbil- 
dung noch die Personalkosten zu nennen, die vor 
allem bei den Gemeinden bei der zusätzlichen Be- 
arbeitung der Selbstschutzangelegenheiten ent- 


stehen. Weiterhin soll die persönliche Ausrüstung 
bestimmter Selbstschutzpflichtiger mit besonderen 
Aufgaben von den Gemeinden beschafft werden. 

Bei den Kosten des Bundes ist vor allem zu beach- 
ten, daß er die gesamten Kosten des Bundesluft- 
schutzverbandes trägt. Bei der Ausführung des 
Selbstschutzgesetzes wird neben einer Erhöhung 
aller laufenden Kosten eine erhebliche Personalver- 
mehrung erforderlich werden. Schließlich trägt der 
Bund die Beschädigtenversorgung nach den Grund- 
sätzen des Bundesversorgungsgesetzes. 


II. 

Die einzelnen Bestimmungen 


Zur Einleitungsformei 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
nach Artikel 87 b Abs. 2 des Grundgesetzes, da es 
Bestimmungen über die Ausführung durch die Län- 
der im Aufträge des Bundes enthält. 


ERSTER ABSCHNITT 
Selbstschutzpflicht 

Der Erste Abschnitt begründet eine umfassende 
Selbstschutzpflicht für die Bevölkerung und Betriebe 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes. In Ergänzung 
der Bestimmung über den persönlichen Geltungs- 
bereich der Selbstschutzpflicht (§ 1) und der Gene- 
ralklausel des § 2 sind in den folgenden Vorschrif- 
ten dieses Abschnitts auch alle in diesem Gesetz 
vorgesehenen Einzelpflichten aufgeführt worden. 
Soweit in den folgenden Abschnitten die Mitwir- 
kung der Bevölkerung oder die Mitwirkung von 
Betrieben näher bestimmt wird, gründen sich diese 
Vorschriften jeweils auf den Pflichtenkatalog des 
Ersten Abschnittes. 


Zu § 1 

Absatz 1 dieser Bestimmung enthält eine allgemeine 
Festlegung des Kreises der selbstschutzpflichtigen 
Personen, während Umfang und Inhalt der Selbst- 
schutzpflicht jeweils den weiteren Vorschriften zu 
entnehmen sind. So ergeben sich z. B. Selbstschutz- 
pflichten in Verbindung mit dem Besitz von Ver- 
mögen nur für Gebäudeeigentümer (vgl. §§ 8 und 
10), für Eigentümer von beweglichen Sachen, bei 
denen eine Verdunkelung oder Entrümpelung vor- 
zubereiten ist (§§ 9 und 10), und für Inhaber von Be- 
trieben (§ 3 Abs. 3 in Verbindung mit § 21). 

Absatz 2 dehnt die Selbstschutzpflicht auch auf 
juristische Personen und nicht rechtsfähige Perso- 
nenvereinigungen aus, die im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes Sitz, Niederlassung oder Vermögen 
haben. 
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Zu § 2 

§ 2 begründet eine allgemeine Pflicht zum selbst- 
schutzmäßigen Verhalten bei Gefahr von Waffen- 
wirkungen, deren wichtigster Anwendungsfall, 
nämlich das unverzügliche Aufsuchen eines ge- 
schützten Raumes, in § 5 geregelt ist. Diese Pflicht 
umfaßt nicht nur den Selbstschutz für die eigene 
Person, sondern auch den Schutz für die in häus- 
licher Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen 
und die sonst anvertrauten Personen. Dieser Ge- 
danke des Entwurfs wird in § 3 mit den Pflichten 
gegenüber Dritten fortgeführt. 

Eine Aufzählung aller Einzelpflichten, die sich im 
Rahmen dieser Vorschrift ergeben können, ist bei 
der Vielzahl der Verhaltensregeln nicht möglich. Sie 
wäre auch im Hinblick auf die ständige Entwicklung 
der Waffentechnik und der dadurch bedingten Än- 
derungen der Schutzvorkehrungen bald überholt. 
Für die Beschreibung sachgemäßer Verhaltenswei- 
sen in den verschiedenen Gefahrensituationen sind 
in einem Verteidigungsfall allgemeine Anordnun- 
gen und Einzelweisungen des örtlichen Luftschutz- 
leiters und seiner Beauftragten notwendig (vgl. 
§ 12). Im übrigen richtet sich das Verhalten nach 
den Gegebenheiten des Einzelfalles, wobei die im 
Rahmen der Ausbildung vermittelten Kenntnisse 
aus eigenem Entschluß verwertet werden müssen. 

Als Beispiele für die genannten Anordnungen kann 
auf die Kennzeichnung von Schutzräumen und auf 
allgemeine Verhaltensregeln bei Angriffen mit 
ABC-Waffen hingewiesen werden. Für den übrigen 
Bereich sind Hinweise über das Verhalten bei Über- 
raschungsangriffen (z. B. Verhalten im Hause oder 
im Freien) zu nennen. Abschließend ist darauf hin- 
zuweisen, daß sich die Pflicht zum selbstschutz- 
mäßigen Verhalten naturgemäß nur auf Personen 
bezieht, die sich im Geltungsbereich des Gesetzes 
aufhalten. 


Zu § 3 

§ 3 umfaßt eine Reihe von verschiedenen Pflichten, 
die vor allem das Zusammenwirken der Selbst- 
schutzpflichtigen und die Hilfeleistung für den Nach- 
barn zum Inhalt haben. 

In Absatz 1 wird festgelegt, daß ein Selbstschutz- 
pflichtiger die Selbstschutzmaßnahmen anderer nicht 
beeinträchtigen darf. Hierbei muß es sich allerdings 
um Vorkehrungen handeln, die auf Grund dieses 
Gesetzes getroffen werden. Diese Vorschrift gilt 
auch bei Vorbereitungen im Frieden und insbeson- 
dere bei Ausbildungsveranstaltungen. Die weiterhin 
in Absatz 1 begründete Duldungspflicht ist dem- 
gegenüber auf den Verteidigungsfall beschränkt. 
Ein solcher Eingriff in Rechte anderer, wie er von 
einem Selbstschutzpflichtigen zur Abwendung einer 
unmittelbar drohenden Gefahr vorgenommen wer- 
den darf, muß in seinem Inhalt im Zusammenhang 
mit diesem Gesetz stehen, es können also nur zwin- 
gende Selbstschutzgründe eine Duldungspflicht 
auslösen. Hierbei ist z. B. an das Verlegen einer 
Schlauchleitung durch fremde Wohnungen für Lösch- 
zwecke oder an Mauerdurchbrüche zur Rettung von 


Menschenleben zu denken. Alle diese Eingriffe sind 
nur zulässig, wenn die Rechte anderer nicht unzu- 
mutbar beschränkt werden. 

Die in Absatz 2 geregelte Pflicht zur Nachbarschafts- 
hilfe entspricht allgemeinen deutschen Rechtsgedan- 
ken. Sie hält sich im Rahmen des § 330 c des Straf- 
gesetzbuches; Verstöße stehen daher unter der 
Strafdrohung dieser Vorschrift. Eine ausdrückliche 
Hervorhebung im Selbstschutzgesetz erscheint 
jedoch zweckmäßig. In Übereinstimmung mit dem 
Grundgedanken des Gesetzentwurfs, alle pflicht- 
mäßigen Selbstschutzmaßnahmen auf den Menschen- 
schutz zu beschränken, verzichtet Absatz 2 auf eine 
Regelung für den Schutz von Sachwerten. Die wei- 
tergehende Regelung des § 330 c des Strafgesetz- 
buches bleibt unberührt. 

Absatz 3 geht von dem Grundsatz aus, daß der 
Selbstschutz nicht auf ein Tätigwerden des einzel- 
nen für sich selbst und seine Angehörigen be- 
schränkt bleiben kann, sondern daß bestimmte Ge- 
meinschaftseinrichtungen unerläßlich sind. Mit die- 
ser Vorschrift wird die rechtliche Grundlage für 
Aufgaben geschaffen, die von einzelnen Selbst- 
schutzpflichtigen gleichzeitig zugunsten eines grö- 
ßeren Bereichs zu erfüllen sind, so insbesondere 
die Aufgaben des Selbstschutzwartes für die Haus- 
gemeinschaft. Diese Aufgaben sind im Zweiten Ab- 
schnitt (Selbstschutz in Wohnstätten) im einzelnen 
geregelt worden. Eine Übersicht über den Bedarf an 
Selbstschutzpflichtigen mit besonderen Aufgaben im 
gemeinschaftlichen Selbstschutz in Wohnstätten ist 
in der Begründung zu § 20 enthalten. 

Der gemeinschaftliche Selbstschutz umfaßt weiter- 
hin den gesamten Betriebsselbstschutz, der für den 
einzelnen ebenfalls eine zusätzliche Aufgabe neben 
der Erfüllung seiner allgemeinen Selbstschutzpflicht 
darstellt. Demnach gründen sich auch alle Pflichten 
der Inhaber und der Angehörigen von Betrieben, 
die im Dritten Abschnitt geregelt werden, auf diese 
Vorschrift. 


Zu § 4 

Die in § 4 genannte Pflicht, sich ausbilden zu lassen, 
muß im Zusammenhang mit dem Vierten Abschnitt, 
der die Einzelheiten der Ausbildung regelt, gesehen 
werden. Die Wirksamkeit des Selbstschutzes hängt 
weitgehend davon ab, daß die Selbstschutzpflich- 
tigen auf ihre Aufgaben zweckmäßig vorbereitet 
werden. Dies kann nur bei einer Ausbildung, die 
möglichst weite Kreise der Bevölkerung umfaßt und 
die eine gründliche Unterrichtung über den Selbst- 
schutz im Haus und in den Betrieben ermöglicht, 
sichergestellt werden. 

Zu § 5 

Mit § 5 wird eine besonders wichtige Pflicht aus 
dem Bereich des selbstschutzmäßigen Verhaltens 
(vgl. § 2) ausdrücklich geregelt, da nur durch den 
Aufenthalt im Schutzraum, im Keller oder in einem 
sonst geeigneten Raum bei Waffenwirkungen ein 
Schutz gewährleistet wird. Dies gilt nicht nur in 


18 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksache IV/897 


einem Kriege mit konventionellen Waffen; auch bei 
Angriffen mit Kernwaffen gibt es eine Überlebens- 
chance an Schutzplätzen, die sich in einer gewissen 
Entfernung vom Detonationszentrum befinden. Ein 
Schutzraum bietet — je nach seiner Ausstattung — 
auch weitgehenden Schutz bei der Anwendung von 
chemischen Kampfstoffen und biologischen Kampf- 
mitteln. Der Schutzraumbau selbst wird nicht in die- 
sem Gesetz geregelt, hierzu wird auf den Entwurf | 
eines Schutzbaugesetzes verwiesen (vgl. auch § 11). 

Der Aufenthalt im Schutzraum darf nicht auf die 
Zeit eines Angriffs beschränkt bleiben. Die Gefahr 
radioaktiver Niederschläge, deren Nachweis ohne 
besondere Strahlenmeßgeräte nicht möglich ist, ver- 
bietet dem einzelnen ein eigenmächtiges Verlassen 
des Schiitzraumes vor Durchgabe des Entwarnungs- 
signals, es sei denn, daß er im Falle einer unmittel- 
bar drohenden Gefahr hierzu gezwungen wird. 

Der örtliche Luftschutzleiter kann Ausnahmen von 
der Pflicht nach § 5 zulassen. Solche Ausnahmen 
dürften vor allem für die behördliche Notstandsfüh- j 
rung und für bestimmte Ordnungs- und Hilfskräfte 
notwendig sein, soweit ein Einsatz zur Feststellung 
der Lage und insbesondere der radioaktiven Ver- 
strahlung oder zur Hilfeleistung und Rettung unab- 
weisbar ist. Weiterhin sind je nach Gegebenheiten 
in einer Gemeinde u. U. auch Anordnungen für 
Schwerkranke und auch ggf. für Personen, die an 
ansteckenden Krankheiten leiden, erforderlich. 

Zu § 6 

§ 6 begründet für alle Selbstschutzpflichtigen die 
Pflicht, Ausrüstungsgegenstände zum Schutz gegen 
die Einwirkung radioaktiver Niederschläge und 
gegen chemische Kampfstoffe und biologische 
Kampfmittel sowie die notwendigen Arznei- und 
Verbandmittel zu beschaffen. Der Entwurf geht da- 
von aus, daß diese Gegenstände für den Überlebens- 
schutz notwendig sind und daß eine zentrale Be- 
schaffung und Verteilung durch den Staat oder die 
Gemeinden praktisch nicht durchführbar und auch 
finanziell nicht tragbar wäre. Für Hilfsbedürftige 
und Minderbemittelte sieht § 53 Abs. 3 eine Son- 
derregelung vor. 

Im Hinblick auf die ständigen Änderungen der Waf- 
fentechnik und damit auch der Ausrüstungsgegen- 
stände, die einen Schutz gegen Waffenwirkungen 
ermöglichen, soll die Bestimmung der notwendigen 
Gegenstände in Absatz 2 einer Rechtsverordnung 
überlassen bleiben. Es wird sich insbesondere um 
Schutzmasken, ABC-Schutzkleidung, Individual-Do- 
simeter und Verbandkästen (einschl. Arzneimittel 
und Desinfektionsmittel) handeln. Weiterhin soll in 
der Rechtsverordung bestimmt werden, in wel- 
chem Umfange die Ausrüstung bereitzuhalten ist. 
Nicht alle aufgeführten Gegenstände müssen für 
jedermann verfügbar sein. So kann der zu beschaf- 
fende Verbandkasten auch für einen größeren Kreis 
von Selbstschutzpflichtigen (z. B. die Familie) vor- 
gesehen werden. 

Ein Vollzug der in § 6 begründeten Beschaff ungs- 
pflicht ist von dem Erlaß der in Absatz 2 vorgesehe- 
nen Verordnung abhängig. Hierdurch wird auch 


vermieden, daß die erheblichen finanziellen Lasten 
dieses Gesetzes für die Bevölkerung in ihrem ge- 
samten Umfange sofort anfallen. Sowohl bei der 
Verabschiedung der jeweils notwendigen Verord- 
nungen als auch bei der Festlegung des Zeitpunkts 
des Inkrafttretens dieser Vorschriften wird auf eine 
möglichst gleichmäßige Verteilung der Lasten über 
einen größeren Zeitraum zu achten sein. 

Zu § 7 

§ 7 schreibt die Be.schaffung und Bereithaltung 
eines gewissen Notvorrats an Lebensmitteln vor, 
wobei an Trockenverpflegung mit langer Haltbar- 
keit gedacht ist. Mit der in Absatz 2 vorgesehenen 
Rechtsverordnung soll je nach dem Stand der Ent- 
wicklung und Erprobung von Trockennahrungsmit- 
teln eine auf das Mindestmaß beschränkte Uber- 
lebensration festgelegt werden. In der Rechtsver- 
ordnung wird weiterhin bestimmt werden, nach 
welcher Zeit ein Umtausch vorzunehmen ist. 

Absatz 1 enthält ferner die Bestimmung, eine Be- 
vorratung von Wasser für den Zeitraum von 14 Ta- 
gen vorzubereiten und bei Eintritl des Verteidi- 
gungsfalles durchzuführen. Ein früherer Zeitpunkt 
der Durchführung kann sich ggf. aus § 59 ergeben. 
Bei der Wasserbevorratung ist in erster Linie an 
Trinkwasser gedacht. Für die Vorbereitung dieser 
Aktion müßten demnach geschlossene Behälter be- 
schafft werden, wobei ggf. in der Rechtsverordnung 
I nach Absatz 2 vorzusehen ist, daß in einem gewis- 
sen Ausmaße anstelle der Behälter auch Fruchtsäfte 
und Mineralwasser bevorratet werden können. Wei- 
terhin wird in der Rcchtsverordnung der Umfang 
der Wasserbevorratung, der nicht zuletzt von dem 
Umfang der Lebensmittelbevorratung abhängt, zu 
regeln sein. 

Die Bevorratung obliegt dem Haiishaltsvorstand. 
Für Hilfsbedürftige und Minderbemittelte sieht § 53 
Abs. 3 eine Sonderregelung der Kostentragung vor. 
Die nach Absatz 2 zu erlassende Rechtsverordnung 
wird davon ausgehen, daß als Haushaltsvorstand 
grundsätzlich derjenige anzusehen ist, der allein 
oder überwiegend für den Unterhalt der Haushalts- 
angehörigen aufkommt. 

Der Vollzug der Bevorratung ist vom Erlaß der 
Rechtsverordnung abhängig. Insoweit wird auf die 
Begründung zu § 6 verwiesen. 

Zu § 8 

Im Unterschied zu den §§ 6 und 7 ist der Adressat 
der Beschaffungspflicht für Geräte zur Brandbe- 
kämpfung und zur Selbstbefreiung der Hauseigen- 
tümer. In vermieteten Räumen geht diese Pflicht auf 
den Mieter über mit Ausnahme bestimmter Gebäude 
(z. B. AVaschhaus) oder Gebäudeteile (z. B. Treppen- 
häuser); eine entsprechende Regelung für andere 
Nutzungsberechtigte ist in § 60 enthalten. Weiter- 
gehende Grundsätze über die technische Ausstat- 
tung von Schutzräumen sind im Entwurf eines 
Schutzbaugesetzes enthalten. 

Bei den Geräten zur Brandbekämpfung wird es sich 
u. a. um Einstellspritzen, Handfeuerlöscher, Einreiß- 
haken und Wasserbehälter handeln. Als Geräte zur 
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Selbstbefreiung sind vor allem Spitzhacken, Brech- 
stangen, Schaufeln, Handsägen, Hammer, Handbeile 
und Steinmeißel anzusehen. Eine nähere Bestim- 
mung dieser Geräte, die z. T. in den Haushalten be- 
reits vorrätig sind, wird die im Absatz 3 vorge- 
sehene Rechtsverordnung zu treffen haben. Dabei 
wird auch der Umfang der notwendigen Beschaffun- 
gen festzulegen sein. So reicht z. B. von den ge- 
nannten Geräten zur Selbstbefreiung je ein Stück 
für einen größeren Personenkreis aus. Dies legt ein 
Umlageverfahren innerhalb der Hausgemeinschaft 
nahe; die entsprechend gefaßte Ermächtigung in 
Absatz 3 ermöglicht eine solche Regelung, die aber 
nicht zwingend vorgeschrieben werden soll. 

Für Hilfsbedürftige und Minderbemittelte sieht § 53 
Abs. 3 eine Sonderregelung für die Kostentragung 
vor. Im übrigen wird auch bei § 8 ein Vollzug des 
Gesetzes vom Erlaß der Rechtsverordnung abhän- 
gen. Wegen des Inkrafttretens dieser Verordnung 
wird auf die Begründung zu § 6 verwiesen. 

Zu § 9 

Die Verdunkelungspflicht umfaßt sowohl unbeweg- 
liche Sachen (insbesondere Wohngebäude) als auch 
bewegliche Sachen (insbesondere Fahrzeuge). Hier- 
bei handelt es sich einmal um das Abdecken von 
Lichtaustrittsöffnungen und zum anderen um das 
Abblenden von Lichtquellen. 

Die Tarnung von beweglichen und unbeweglichen 
Sachen sowie die Abschirmung von Wärmequellen 
ist auf die Fälle beschränkt, in denen Selbstschutz- 
gründe entsprechende Maßnahmen erfordern. Die 
nähere Regelung dieser Frage wird in der Rechts- 
verordnung nach Absatz 3 zu treffen sein. Auch die 
einzelnen Maßnahmen zur Verdunkelung werden 
in einer Rechtsverordnimg zu regeln sein. Wegen 
des Zeitpunkts der Verdunkelung wird auf § 12 ver- 
wiesen. 

Für Hilfsbedürftige und Minderbemittelte sieht § 53 
Abs. 3 eine Sonderregelung für die Kostentragung 
vor. 

Zu § 10 

Nach § 10 sind Vorkehrungen zu treffen, die eine 
sofortige Entrümpelung von Dach-, Boden- und 
Lagerräumen ermöglichen. Diese Bestimmung erfor- 
dert, daß die Selbstschutzpflichtigen die genannten 
Räume entsprechend überprüfen und in einen Zu- 
stand versetzen, der eine sofortige Entrümpelung 
ermöglicht. Dies kann unter Umständen erfordern, 
daß bereits nach Erlaß des Gesetzes zumindest eine 
Teilentrümpelung durchgeführt wird. 

Zu § 11 

Der Hinweis in § 11 bringt zum Ausdruck, daß auch 
der Bau von Schutzräumen ein Teil des Selbstschut- 
zes der Bevölkerung ist. Daraus folgt u. a., daß es 
den am Selbstschutz beteiligten Stellen und insbe- 
sondere dem Bundesluftschutzverband auch obliegt, 
Selbstschutzpflichtige bei der Errichtung von Schutz- 
räumen zu beraten. 


Zu § 12 

Mit § 12 wird dem örtlichen Luftschutzleiter eine 
umfassende Anordnungsbefugnis erteilt, die jedoch 
weitgehend auf den Verteidigungsfall beschränkt 
ist. Hierbei ist es unerläßlich, dem Hauptverwal- 
tungsbeamten der Gemeinde die Möglichkeit zu 
geben, je nach dem Stand der Selbstschutzvorberei- 
tungen, der Eigenart der Gemeinde und den zu er- 
wartenden Gefahren bestimmte Regelungen allge- 
meiner Art oder für den Einzelfall anzuordnen. 
Ohne eine solche Befugnis ist eine verantwortliche 
Leitung des Selbstschutzes nicht möglich. Diese An- 
ordnungen sind Verwaltungsakte. 

Im Absatz 1 ist zunächst vorgesehen, daß die nach 
den §§ 9 und 10 vorzubereitenden Maßnahmen bei 
Eintritt des Verteidigungsfalles auf Anordnung des 
örtlichen Luftschutzleiters unverzüglich durchzufüh- 
ren sind. Mit den weiterhin zulässigen allgemeinen 
Anordnungen sollen diejenigen Selbstschutzmaß- 
nahmen eingeleitet werden können, die auf Grund 
der jeweiligen Lage, der z. Z. vorhandenen Erkennt- 
nisse über Waffenwirkung und Schutzmöglichkeiten 
und der örtlichen Gegebenheiten notwendig sind. 
Diese Anordnungsbefugnis gilt auch gegenüber den 
Betrieben. 

Die Anordnungsbefugnis der zuständigen Behörden 
oder ihrer Beauftragten ist auf den Verteidigungs- 
fall und auf Ausbildungsveranstaltungen beschränkt. 
Eine solche Anordnungsbefugnis ist zur wirksamen 
Schadensbekämpfung und insbesondere zur Hilfe- 
leistung notwendig. Dies gilt insbesondere bei Waf- 
fenwirkungen, die vom einzelnen nicht oder nicht 
rechtzeitig erkannt werden können (z. B. bei radio- 
aktiver Verstrahlung oder chemischen Kampfmit- 
teln). Hierbei sind je nach der Gefahrenlage 
schnelle Entscheidungen notwendig, die zur Ret- 
tung von Menschenleben auch sofort durchgesetzt 
werden müssen. 

Gegenüber Selbstschutzpflichtigen mit besonderen 
Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbstschutz in 
Wohnstätten muß auch vor einem Verteidigungsfall 
und außerhalb von Ausbildungsveranstaltungen eine 
Anordnungsbefugnis hinsichtlich ihrer Aufgaben 
Lind zur Vorbereitung von Ausbildungsveranstaltun- 
gen gegeben sein. Diese erweiterte Anordnungsbe- 
fugnis steht aber nur der Behörde — nicht auch 
deren Beauftragten — zu. 

Zu § 13 

Die Vorschrift stellt klar, daß Verpflichtungen, 
die sich für den Verteidigungsfall aus anderen Ge- 
setzen ergeben, den Selbstschutzpflichten Vorgehen, 
soweit sie mit ihnen nicht vereinbar sind. Dies 
wird u. a. für Selbstschutzpflichtige von Bedeu- 
tung sein, die zum Wehrdienst, zum zivilen Ersatz- 
dienst oder zum Zivildienst herangezogen werden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Selbstschutz in Wohnstätten 

Der Zweite Abschnitt regelt die wichtigsten organi- 
satorischen Fragen des Selbstschutzes in Wohnstät- 
ten und den Pflichtenkreis der Selbstschutzpflichti- 
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gen, die besondere Aufgaben im gemeinschaftlichen 
Selbstschutz in Wohnstätten übernommen haben 
(vgl. auch § 3 Abs. 3). Bei der organisatorischen Ein- 
teilung in Bezirk, Block und Haus ist von der bis- 
herigen Selbstschutzgliederung ausgegangen wor- 
den, wie sie im Erlaß des Bundesministers des 
Innern an den Bundesluftschutzverband vom 22. Sep- 
tember 1960 (GMBl. 1960 S. 487) festgelegt wurde. 
Hiermit soll einmal die Kontinuität zu der bisheri- 
gen Arbeit der Gemeinden und des Bundesluft- 
schutzverbandes sichergestellt werden, zum anderen 
haben sowohl die Erfahrungen des zweiten Welt- 
krieges als auch die Erkenntnisse bei Übungen, in 
denen vom gegenwärtigen Kriegsbild ausgegangen 
wurde, gezeigt, daß eine solche Einteilung den 
größten Einsatzerfolg ermöglichen kann. 

Danach reicht die Organisation innerhalb des Selbst- 
schutzes bis zum Selbstschutzbezirk, der ein Wohn- 
gebiet von rund 5000 Einwohnern umschließt. Die 
über dem Selbstschutzbezirk zu bildende Organisa- 
tion ist ein Teil des behördlichen Luftschutzes, wie 
er vom örtlichen Luftschutzleiter nach Maßgabe des 
1. ZBG und der hierzu erlassenen Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift über die Leitung des zivilen 
Luftschutzes im Luftschutzort (AVV-LS-Ort) vom 
12. Januar 1961 (Bundesanzeiger Nr. 15 vom 21. Ja- 
nuar 1961) einzurichten ist. Je nach der Größe der 
Gemeinde ist nach diesen Vorschriften eine Eintei- 
lung in LS-Bereiche (bis zu 500 000 Einwohnern), 
LS-Abschnitte (bis zu 100 000 Einwohnern) und LS- 
Teilabschnitte (bis zu 20 000 Einwohnern) vorzuneh- 
men. 

Bei den Vorschriften des Zweiten Abschnittes ist zu 
beachten, daß den für den Aufbau des Selbstschut- 
zes in Wohnstätten verantwortlichen staatlichen 
und vor allem kommunalen Stellen der Bundeslnft- 
schutzverband zur Verfügung steht. 

Die hierfür bedeutsamen Bestimmungen sind im 
Fünften Abschnitt zusaminengefaßt worden. Entspre- 
chend der Einteilung des behördlichen Luftschutzes 
reicht auch die Organisation des Bundesluftschutz- 
verbandes herunter bis zu den LS-Teilabschnitten, 
d. h. der BLSV-Teilabschnittsleiter leitet die unter- 
ste Dienststelle des Bundesluftschutzverbandes und 
stellt damit den unmittelbaren Kontakt zum Selbst- 
schutz der Bevölkerung, insbesondere zu den Lei- 
tern der Selbstschutzbezirke, her. 

Zu § 14 

Der § 14 geht von dem Grundsatz aus, daß die Ge- 
meinde die behördlichen Zuständigkeiten beim 
Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstätten wahr- 
nimmt. Unbeschadet der Pflichten, die jeder Selbst- 
schutzpflichtige nach Maßgabe des Ersten Abschnit- 
tes zu erfüllen hat, obliegt der Gemeinde insbeson- 
dere die Organisation, Leitung, Verwaltung und 
Ausbildung des Selbstschutzes. Soweit nach § 3 des 
1. ZBG Gemeinden zu Luftschutzgebieten unter Ein- 
beziehung der Aufgaben des Selbstschutzes zusam- 
mengefaßt werden, sind die Zuständigkeiten im 
Selbstschutz vom Luftschutzgebiet wahrzunehmen. 

Die Mitwirkung des Bundesluftschutzverbandes 
beim Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstätten, 


insbesondere bei der Ausbildung, ist in § 43 gere- 
gelt. 

Zu § 15 

Der Selbstschutzbezirk umfaßt ein Wohngebiet mit 
rund 5000 Einwohnern. Der Leiter dieses Bezirks 
wird vom örtlichen Luftschutzleitcr bestellt und 
untersteht dessen Weisungen. Bei der Auswahl der 
Leiter der Selbstschutzbezirke wird in der Regel 
auch der Bundesluftschutzverband mitwirken, er ist 
auf jeden Fall vor der Bestellung anzuhören (vgl. 
§ 43). Bei den weisungsberechtigten Beauftragten 
des örtlichen Luftschutzleiters wird es sich neben 
den nach Gemeinderecht bestellten Vertretern in 
erster Linie um die Leiter der LS-Abschnitte und 
LS-Teilabschnitte handeln. 

Zu den Aufgaben des Leiters des Selbstschutzbe- 
zirks gehört neben den in § 15 genannten Pflichten 
auch der Einsatz des Selbstschutzzuges, der im Be- 
reich des Selbstschutzbezirks aufgestellt wird (vgl. 
§ 19). 

Das Bindeglied zwischen der Gemeinde (§ 14) und 
dem Selbstschutzbezirk sind die in der Einleitung 
zum Zweiten Abschnitt genannten Bereiche, Ab- 
schnitte und Teilabschnitte, jedenfalls soweit es sich 
um größere Gemeinden handelt. In Orten zwischen 
10 000 und 30 000 Einwohnern bestehen nur Selbst- 
schutzbezirke, die unmittelbar dem örtlichen Luft- 
schutzleiter unterstehen. 


Zu § 16 

Der Selbstschutzblock ist Zwischenglied zwischen 
der Hausgemeinschaft und dem Selbstschutzbezirk. 
Die im Regelfall in einem Selbstschutzbezirk vor- 
handenen 10 Leiter von Selbstschutzblocks sollen 
die Selbstschutzv/arte beraten und unterstützen. Im 
Verteidigungsfalle haben sie für einen Kräfteaus- 
gleich zwischen den Hausgemeinschaften zu sorgen 
und zugleich die Verbindung mit dem Leiter des 
Selbstschutzbezirks zu halten, damit dieser laufend 
über die Lage in seinem Bezirk unterrichtet ist. 

Zu § 17 

Der § 17 sieht vor, daß grundsätzlich für jedes Haus 
ein Selbstschutzwart bestellt wird. Die Zusammen- 
fassung mehrerer kleiner Wohngebäude (z. B. Ein- 
familienhäuser) ist nach Absatz 3 möglich, doch 
nicht zwingend vorgeschrieben; sie sollte nur erfol- 
gen, wenn ein enger räumlicher Zusammenhang be- 
steht. 

Der Selbstschutzwart hat nach § 17 eine besonders 
verantwortungsvolle Funktion, da er die Hausbe- 
wohner nicht nur in Selbstschutzangelegenheiten zu 
beraten hat, sondern sie im Notfall auch zur Hilfe- 
leistung einsetzen kann. Die ihm hierbei gegebene 
Befugnis ist allerdings ausschließlich auf Gefahren- 
situationen beschränkt; so kann er die Hausbewoh- 
ner nur bei Gefahr von Waffenwirkung für be- 
stimmte Selbstschutzmaßnahmen einteilen und 
ihnen bei Gefahr im Verzüge Einsatzanweisungen 
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geben. Diese Einsatzbefugnis gilt in gewissem Um- 
fange auch gegenüber vorübergehend Anwesenden. 

Mit der Bestimmung des § 17 ist einmal sicherge- 
stellt, daß die in einer besonderen Gefahrensitua- 
tion möglichen Hiifs- und Rettungsmaßnahmen von 
allen Hausbewohnern durchgeführt werden, zum 
anderen wird durch die Einschränkungen verhin- 
dert, daß der einzelne mehr als nach den Umstän- 
den unerläßlich vom Selbstschutzwart in Anspruch 
genommen werden kann. 

Zu § 18 

Die Selbstschutzpflichtigen mit besonderen Aufga- 
ben im gemeinschaftlichen Selbstschutz benötigen 
bestimmte Ausrüstungsgeyenstände, damit sic ge- 
wissen Gefahrenssituationen rechtzeitig und ohne 
unzumutbare Gefährdung der eigenen Person be- 
gegnen können. 

Bei der Aiisstcütung, die in einer allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift näher geregelt werden soll, wird 
cs sich neben verschiedenen persönlichen Ausrü- 
stungsgegenständen (z, B. Schutzkleidung, Helm, 
Schutzhandschuhc, Schutzbrille usw.) vor allem um 
Strahlenmeßgeräte handeln. Der Leiter des Sclbst- 
schutzbezirks sollte u. a. einen Dosisleistungsmesser 
mit kleinem Zubehör und einen Strahlendosismes- 
ser erhalten. 


rüstungsnachweisung für den Selbstschutzzug als 
Grundlage dienen. Danach sind für den Selbstschutz- 
zug folgende Kräfte erforderlich: 


Zugführer 


1 

Kraftspritzenstaffol 

1 : 5 ---- 

6 

Rettungsstaffel 

1:5-- 

6 

Laienhelferstaffel 

1 ; 5 --- 

6 
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Die Ausrüstung besteht aus einer Tragkraftspritze 
TS 2 '5 (kleine Motorspritze), die auf einem Lösch- 
karren transportiert wird. Außerdem verfügt der 
Selbstschutzzug über Bergungsgeräte, Sanitätsmittel 
und über Strahlennachwcis- und -meßgerätc. 

Die nach der Ermächtigung zulässige Durchführung 
der Beschaffung in bundeseigener Verwaltung soll 
die Möglichkeit eröffnen, die Ausrüstung aus Grün- 
den der Wirtschaftlichkeit und der Verwaltungsver- 
cinfachung entsprechend der bisherigen Übung ganz 
oder teilweise durch die Bcsdiaffungsstellc des Bun- 
desministers des Innern zu beschaffen. Ähnliche 
Überlegungen bestehen auch bei der weiterhin vor- 
gesehenen Möglichkeit, die Verv/altung und Ver- 
wendung der Ausrüstung im Frieden dem Bundes- 
luftschutzvcrband zu übertragen. Dieser ist schon 
gegenwärtig eingeschaltet; vgl. Erlaß vom 3. Mai 
1961 (GMBl. 1961 S. 301). 


Die Beschaffung der Ausrüstung obliegt der zustän- 
digen Gemeinde (§ 14); sic hat auch die Kosten zu 
tragen, da diese nicht zu den Kosten gehören, die 
§ 53 dem Bund auferlegt. Hierdurch wird den Ge- 
meinden eine Art Interessenquote innerhalb der 
sonst vom Bund zu tragenden Gesamtkosten für 
den Selbstschutz in Wohnstätten auferlcgt. 

Wegen der Zahl der erforderlichen Selbstschutz- 
pflichtigen mit besonderen Aufgaben im gemein- 
schaftlichen Selbstschutz in Wohnstätten v/ird auf 
die Begründung zu § 20 verwiesen. 


Zu § 20 

Diese Vorschrift verwirklicht in Verbindung mit § 3 
Abs. 3 die Pflicht zur Übernahme von besonderen 
Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbstschutz in 
Wohnstätten. Mit den in Absatz 3 vorgesehenen 
allgemeinen Verwaltungsvorschriftcn werden die 
Verwaltungsbehörden nähere Anweisungen für die 
Auswahl der Selbstschutzpflichtigen mit besonderen 
Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbstschutz und 
die Handhabung der Befreiungsbestimmungen er- 
halten. 


Zu § 19 

Die in dieser Vorschrift genannten Selbstschutzzüge 
werden bereits seit Ende 1960 im Bundesgebiet vom 
Bundesluftschutzverband mit freiwilligen Helfern 
aufgestellt und im Rahmen der zur Verfügung ste- 
henden Bundcsmittel ausgerüstet. Die Selbstschutz- 
züge, die eine Gemeinschaftseinrichtung des Selbst- 
schutzbezirks darstellon, sind für wirksame Ret- 
tungsmaßnahmen und für eine erste Schadensbe- | 
kampfung von besonderer Bedeutung. Sie stellen ^ 
ein notwendiges Bindeglied zwischen dem Selbst- i 
schlitz und dem behördlichen Hilfsdienst dar und i 
sind bei der heutigen Planung, nach der die Einhei- \ 
ten des Hilfsdienstes am Rande oder sogar außer- j 
halb des bebauten Stadtgebietes bereitgcstellt wer- i 
den, unentbehrlich. Die im Selbstschutzzug mitwir- | 
kenden Kräfte bleiben mit der Bevölkerung im 
Wohngebiet; sie sollen möglichst unmittelbar nach 
einem Angriff dort Hilfe leisten, wo die eigenen 
Kräfte der Bevölkerung nicht ausrc'iciion. 

Für die im Absatz 3 vorgesehene Rechts Verordnung 
soll u. a. die bereits vorliegende Stärke- und Aus- 


Nach einer groben Schätzung ergibt sich folgender 
Bedarf an Selbstschutzpflichtigen mit besonderen 
Aufgaben; 


Selbstschutzwartc 

Leiter von Selbstschutzblocks 

Leiter von Sclbstschutzbezirken 

Selbstschutzzugführer 

Selbstschutzpflichtigc in 

Selbstschutzzügen 

Gehilfen 


ca. 1 000 000 
ca. 80 000 
ca. 6 200 
ca. 6 200 

ca. 111600 
ca. 180 000. 


DRITTER ABSCHNITT 
Selbstschutz in Betrieben 


Der Dritte Absdmit! geht von einer einheitlichen 
Regelung des Selbstschutzes in allen Betrieben aus; 
auf die bisherige Unterscheidung zwischen Erwei- 
tertem Selbstschutz und Industrieluftschutz wird 
verzichtet. Diese Unterscheidung, die noch aus der 
Zeit des zv/eiten Weltkrieges stammt, fußt auf Er- 
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Wägungen des Sachschutzes und der Weiterarbeit 
der Betriebe während eines Verteidigungsfalles. Der 
vorliegende Gesetzentwurf reduziert die Aufgaben 
des Betriebsselbstschutzes auf den Schutz der Men- 
schen, die sich beim Eintritt eines Verteidigungsfal- 
les noch im Betrieb befinden, und bestimmt in § 30 
den Vorrang des Selbstschutzes in Wohnstätten. 

Grundlage der Bestimmungen des Dritten Abschnit- 
tes ist ferner die Eigenverantwortlichkeit der Be- 
triebe für die Vorbereitung und Durchführung des 
Betriebsselbstschutzes. Abgesehen von den noch zu 
erlassenden Rechtsverordnungen und den nach § 12 
in einem Verteidigungsfalle zulässigen Anordnun- 
gen des örtlichen Luftschutzleiters ist ein behörd- 
liches Weisungsrecht innerhalb des Betriebsselbst- 
schutzes nicht vorgesehen. Dem örtlichen Luftschutz- 
leiter ist in § 26 lediglich die Befugnis eingeräumt 
worden, sich über den Stand des Betriebsselbst- 
schutzes in seinem Bereich zu informieren und die 
Behebung von Mängeln zu verlangen. 

Die Betriebe haben die Kosten für alle Selbstschutz- 
m aßnahmen zu tragen. Dies entspricht im Grundsatz 
den allgemeinen Vorschritten des Ersten Abschnit- 
tes, bei denen alle Beschaffungen und sonstigen 
Vorkehrungen zu Lasten des einzelnen gehen. 


Zu § 21 

§21 geht davon aus, daß der Beiriebsselbstschutz 
gemeinschaftlicher Selbstschutz im Sinne des § 3 
Abs. 3 ist und daß Inhaber und Angehörige eines 
B(üriebes zur Durchführung des Betriebsselbst- 
schutzes bzw. zur Mitwirkung verpflichtet sind. Die 
Teilnahme am Betriebssclbstschutz wird als Pflicht 
aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis gekenn- 
zeichnet; soweit es sich z. B. um Arbeitnehmer han- 
delt, werden die Pflichten aus diesem Gesetz inso- 
weit zugleich auch arbeitsvertragliche Verpflichtun- 
gen. Aus diesem Grunde ist für Verstöße von 
Betriebsangehörigen gegen Vorschriften dieses Ge- 
setzes und insbesondere gegen Anordnungen des 
Betricbsselbstschutzleiters eine Bußgelddrohung 
nicht vorgesehen. Die Folgen eines pflichtvzidrigen 
Verhaltens ergeben sich aus dem Dienst- bzw. 
Arbeits Verhältnis. 

Betriebe im Sinne dieses Gesetzes sind alle Arbeits- 
stätten einschließlich aller Dienststellen, in denen 
mindestens zehn Personen auf Grund eines öffent- 
lich-rechtlichen oder privatrechtlichen Dienstverhält- 
nisses regelmäßig tätig sind. Bei den Betrieben 
unter 10 Beschäftigten sind nur diejenigen Selbst- 
schutzmaßnahmen zu treffen, die bei allen Selbst- 
schutzpflichtigen im Rahmen der ersten beiden Ab- 
schnitte vorzubereiten oder durchzuführen sind. 
Diese Betriebe gehören organisatorisch in den Be- 
reich des Zweiten Abschnitts. Eine Ausnahme gilt 
nur für Krankenhäuser, Beherbergungsstätten und 
Schulen sowie sonstige Anstalten und Einrichtun- 
gen, die der Unterbringung von Personen oder der 
Ausbildung oder Betreuung von Kindern oder 
Jugendlichen dienen. Für sie finden die Vorschrif- 
ten über den Betriebsselbstschutz ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Beschäftigten Anwendung. Mit die- 
ser Regelung soll für Betriebe, bei denen eine be- 


sondere Sorgepflicht gegenüber den aufgenomme- 
nen Personen besteht, auch ein erhöhter Schutz die- 
ser Menschen, von denen zudem ein großer Teil 
hilfsbedürftig ist, erreicht werden. 

Absatz 2 bestimmt, wer die Leitung des Betriebs- 
selbstschutzes wahrnimmt. Grundsätzlich trifft diese 
Verpflichtung den Inhaber des Betriebes. Dieser 
kann einen geeigneten Betriebsangehörigen mit der 
Aufgabe betrauen. 

Der nach dem Absatz 4 mögliche Zusammenschluß 
mehrerer in einem Gebäude untergebrachter oder 
mehrerer benachbarter Betriebe zu einer Betriebs- 
selbstschutzgemeinschaft soll praktischen Erwägun- 
gen Rechnung tragen. Der Vollzug dieser Bestim- 
mung ist den Betrieben freigestellt; sie kann 
demnach vom örtlichen Luftschutzleiter zwar emp- 
fohlen, aber nicht erzwungen werden. 

Zu § 22 

Der Betriebsselbstschutzleiter hat alle im Gesetz 
vorgesehenen B e t r i e b s s e B 3 s t s ch u t z m a ß n a h m e n v o r - 
zuberciten und durchzuführen. Soweit es sich um 
Maßnahmen mit finanziellen Auswirkungen han- 
delt, wird er dem Inluiber des Betriebes, der aus 
§ 21 Abs. 1 verpflichtet bleibt, die erarbeiteten 
Unterlagen vorzulegen und ggf. die Bereitstellung 
der (^forderlichen Mittel zu beantragen haben. Der 
Betrielrsselbstschutzleiter hat ferner den Einsatz im 
Betriel:) vorzubereiten und die Selbstschutzpflichti- 
gen in die ihnen im Verteidigungsfall obliegenden 
A u f g a 1) e n e i n z u w e i s e n . 

Absatz 2 begründet für dem BetriebsstJbstschutzlei- 
ter die Pflicht, die Betriebsangehörigen im Selbst- 
schutz auszubilden (vgl. auch § 33 Abs. 2). Er kann 
sich liierl^ei auch des Biindesluftschutzverbandes be- 
dienen (v(]l. § 44). Bei der Ausl)ildung ist er an die 
Vorschrifttm des Vierten Abschnittes und an die 
Rechtsverordnung zu § 40 Abs. 1 Nr. 1 gebunden. 
Die Rechtsverordnung wird ii. a. auch Grundsätze 
für die Ausbildung im Betriebsselbstschutz aufstel- 
len und dabei die Frage klären, wieweit Betriebs- 
selbstschutzleiter oder Ausbildungsleiter von Be- 
truJaen auf Schulen des Bundeslnftschutz Verbundes 
unterwiesen werden können. 

Der Einsatz für den Betriebsselbstschutz nach Ab- 
satz 3 gilt nur unter den Vorbehalten des § 30. Die 
nach Abs.-dz 3 Satz 2 mögliche Heranziehung von 
vorübergehend Anwesenden zum Selbstschutz im 
Betrieb begründet für den llerangezogenen kein 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis; sie ist als Anwen- 
dungsfall der Nachbarschaftshilfe des § 3 Abs. 2 an- 
zusehon. Der Grundsatz der Nachbarschaftshilfe gilt 
im übrigen auch für den Betrieb selbst, sowmit er im 
Rahmen ckrs § 3 Abs. 2 benachbarten Betrieben oder 
einzelnen Selbstschutzpflichtigen Hilfe leisten kann. 

Zu § 23 

§ 23 ergänzt die in den §§ 6 und 7 getroffenen Vor- 
schriften über di(^ Beschaffung von Ausrüstungs- 
g^egenständen, von Arznei- und Vm i)andmitte]n und 
von Lebensmittelvorräten. Die Vorschrift soll sicher- 
stellen, daß Betriebsangehörige, die in einem Ver- 
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teidigungsfalle nicht in ihre Wohnstätten entlassen 
werden konnten, versorgt werden. Die Beschaf- 
fungspflicht des Betriebsinhabers besteht nur für 
diejenigen Personen, die im Betrieb regelmäßig 
tätig sind oder die in den Betrieb üblicherweise auf- 
genommen werden, soweit es sich um die in § 21 
Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz genannten Betriebe 
handelt. Hierbei ist von den üblicherweise aufge- 
nommenen Personen (z. B. Bettenzahl eines Kran- 
kenhauses im Frieden, Schülerzahl einer Schule 
usw.) und nicht von einer möglichen zusätzlichen 
Belegung in einem Verteidigungsfalle auszugehen. 
Die Bestimmung gilt nicht für Besucher eines Thea- 
ters, für die Benutzer von Verkehrsmitteln usw. 

Der Vollzug dieser Vorschrift ist vom Erlaß der in 
Absatz 2 vorgesehenen Rechtsverordnung abhän- 
gig. Insoweit wird auf die Begründung zu § 6 ver- 
wiesen. 

Zu § 24 

§ 24 regelt die Aufstellung von Einheiten in Betrie- 
ben, die wegen ihrer Größe, Aufgabe oder Eigenart 
erhöhte Selbstschutzmaßnahmen erfordern. Die 
Kräfte des Werkselbstschutzes erhalten eine beson- 
dere Geräteausstattung und eine verstärkte Ausbil- 
dung und erhöhen, ähnlich wie die Selbstschutz- 
züge (vgl. § 19), die Selbstschutzbereitschaft ihres 
Betriebes. 

Die Aufstellung, Ausrüstung und Ausbildung eines 
besonderen Werkselbstschutzes wird vor allem bei 
großen Betrieben mit einer erheblichen Beschäftig- 
tenzahl notwendig sein. Es ist geplant, in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 die Aufstellung 
für Betriebe ab 100 Beschäftigte vorzuschreiben. 
Bei Schichtbetrieben wäre eine Heraufsetzung der 
Mindestzahl notwendig. Im übrigen wird die Auf- 
stellung solcher Einheiten auch bei einer geringeren 
Zahl von Beschäftigten in denjenigen Betrieben er- 
forderlich werden, deren Weiterarbeit nach der 
zivilen Notstandsplanung auch während unmittel- 
barer Kampfhandlungen unerläßlich ist (vgl. § 30 
Abs. 2). 

Abgesehen von der Abgrenzung der Betriebe wird 
die Rechtsverordnung nach § 24 Abs. 2 nähere Be- 
stimmungen über Stärke, Gliederung, Ausbildung 
und Ausrüstung der Einheiten sowie über das Ver- 
fahren bei der Auswahl der Betriebe treffen. Hier- 
bei wird u. a. die Einschaltung sachverständiger 
Stellen (z. B. Industrie- und Handelskammern, Hand- 
werkskammern usw.) zu regeln sein. 

Zu § 25 

Da es organisatorisch schwierig ist, Wohnstätten 
innerhalb des räumlichen Bereichs eines Betriebes 
im Rahmen der Selbstschutzgliederung des Zweiten 
Abschnittes zu betreuen, ist hierfür eine Sonder- 
regelung vorgesehen. Danach gelten für die Bewoh- 
ner dieser Wohnstätten die Bestimmungen über den 
Betriebsselbstschutz. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß Wohnungen im räumlichen Bereich eines Be- 
triebes in der Regel nur Betriebsangehörigen über- 
lassen werden. Für deren Familienangehörige wird 


aus der Zuordnung zum Betriebsselbstschutz ein 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis im Sinne des § 21 
Abs. 1 Satz 1 nicht begründet. 

Zu § 26 

Wie bereits in der einleitenden Begründung zu die- 
sem Abschnitt ausgeführt wurde, ist der Betriebs- 
selbstschutz in eigener Verantwortung der Betriebe 
durchzuführen. Die Einwirkungsmöglichkeit der für 
den Selbstschutz in Wohnstätten zuständigen Ge- 
meinde beschränkt sich — abgesehen von dem An- 
ordnungsrecht im Verteidigungsfalle — • im wesent- 
lichen auf ein Inspektionsrecht des örtlichen Luft- 
schutzleiters. Diese Befugnis kann er bei kleineren 
Betrieben auf den Leiter des Selbstschutzbezirks 
delegieren. 

Soweit der örtliche Luftschutzleiter bei seiner 
Inspektion bestimmte Mängel feststellt, kann er 
deren Behebung verlangen. Die Ablehnung einer 
solchen Forderung kann einen Verstoß gegen § 54 
Abs. 1 Nr. 5 und 6 darstellen. 

Zu §§ 27 bis 29 

Die Bestimmungen der §§27 bis 29 lehnen sich an 
§ 5 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung (1. ZBG) vom 9. Okto- 
ber 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1696) an, der den 
Luftschutz der besonderen Verwaltungen regelt. 
Entsprechend dieser Vorschrift, die für den Bereich 
des Selbstschutzes durch diesen Entwurf ergänzt 
wird, führen der Bundesminister für Verkehr für 
die bundeseigenen Verkehrsbetriebe (§ 27 Abs. 1), 
der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen für die Deutsche Bundespost (§ 28) und der 
Bundesminister der Verteidigung für die Bundeswehr 
(§ 29) den Selbstschutz in eigener Verantwortung 
durch. Demnach bestehen in diesen Fachgebieten 
einmal nicht die Befugnisse des örtlichen Luftschutz- 
leiters nach den §§ 26 und 34, zum anderen können 
die genannten Bundesminister die Durchführung des 
Betriebsselbstschutzes auch abweichend von den Be- 
stimmungen des Dritten Abschnittes regeln. 

Für nicht bundeseigene Verkehrsbetriebe kann der 
Bundesminister für Verkehr im Rahmen der Rechts- 
verordnung nach § 27 Abs. 3 besondere Regelungen 
erlassen. Weiterhin sind in Ergänzung des § 5 des 
1. ZBG auch die Polizei des Bundes (insbesondere 
der Bundesgrenzschutz) und der Länder in die Rege- 
lung nach § 29 einbezogen worden. 

Allen Betrieben der §§ 27 bis 29 ist gemeinsam, daß 
sie den örtlichen Wirkungskreis einer Gemeinde 
dadurch überschreiten, daß ihre Aufgaben auch in 
einem Verteidigungsfalle von überörtlicher Bedeu- 
tung sind und der Erfüllung vordringlicher staat- 
licher Zwecke dienen. 

Zu § 30 

Der bereits in der Begründung zu den §§22 und 24 
I erwähnte § 30 verankert den Vorrang des Selbst- 
j Schutzes in Wohnstätten. Diese Vorschrift verpflich- 
1 tet den Betriebsinhaber, seine Betriebsangehörigen 
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bei Gefahr feindlicher Angriffe in ihre Wohnstätten 
zu entlassen, wenn dies zum Schutz ihrer Angehö- 
rigen oder zur Erfüllung besonderer Aufgaben im 
Selbstschutz in Wohnstätten erforderlich ist. Dies 
wird der Regelfall sein; er entspricht dem Grund- 
gedanken des Gesetzentwurfs vom absoluten Vor- 
rang des Menschenschutzes. Im Zeitpunkt höchster 
Gefahr soll ein Verbleiben des Betriebsangehörigen 
an seiner Arbeitsstätte aus Gründen des Sachschut- 
zes nicht erzwungen werden. 

Die Absätze 2 und 3 regeln Ausnahmen von dem 
Grundsatz der Entlassung bei Gefahr feindlicher 
Angriffe. Sie gelten für Betriebe, die auch bei un- 
mittelbaren Kampfhandlungen Weiterarbeiten müs- 
sen (z. B. Versorgungsbetriebe, bestimmte Fern- 
meldebetriebe usw.) oder bei denen eine Entlassung 
aller Betriebsangehörigen zu erheblichen Gefahren 
führen würde (z. B. Kernreaktoren). Weiterhin sind 
die im letzten Halbsatz von § 21 Abs. 1 Satz 2 auf- 
geführten Betriebe erwähnt worden, weil hier eine 
Entlassung der Betriebsangehörigen mit Rücksicht 
auf hilfs- und pflegebedürftige Personen und Kinder 
nicht möglich wäre. 


VIERTER ABSCHNITT 
Ausbildung 

Die für alle Selbstschutzpflichtigen geltende Ver- 
pflichtung, sich ausbilden zu lassen, ergibt sich be- 
reits aus § 4. Der Vierte Abschnitt, der sowohl die 
Ausbildung für den Selbstschutz in Wohnstätten als 
auch die Ausbildung im Betriebsselbstschutz umfaßt, 
konkretisiert diese allgemeine Pflicht durch Fest- 
legung der Altersgrenzen, der Dauer, der Anord- 
nungsbefugnis, ferner durch Bestimmungen über die 
Auswirkungen auf bestehende Dienst- oder Arbeits- 
verhältnisse und über Ersatz- und Erstattungslei- 
stungen. 

Im Hinblick auf die große Bedeutung des selbst- 
schutzmäßigen Verhaltens der Bevölkerung und der 
erforderlichen Selbstschutzmaßnahmen in einem 
Verteidigungsfalle ist die Ausbildung eines mög- 
lichst großen Teils der Bevölkerung anzustreben. 
Andererseits sollen die Opfer des einzelnen und 
auch der Betriebe an Zeit und Geld so gering wie 
möglich gehalten werden. 

Zu § 31 

Die untere Altersgrenze für die Ausbildungspflicht 
liegt unter derjenigen für die Wehrpflicht und für 
die Zivildienstpflicht (vgl. § 9 des Entwurfs eines 
Zivildienstgesetzes). Hierbei wird davon ausgegan- 
gen, daß Jugendliche über 16 Jahren den Anforde- 
rungen, die sich aus der Teilnahme an Ausbildungs- 
veranstaltungen ergeben, durchaus gewachsen sind. 
Zum anderen wird damit ermöglicht, daß der Selbst- 
schutzpflichtige zumindest die Grundausbildung zu 
einer Zeit erhält, in der sich noch keine Schwierig- 
keiten aus der Einberufung zum Wehrdienst oder 
zum Zivildienst oder durch stärkere berufliche Be- 
anspruchung ergeben. Die obere Grenze entspricht 
der bei Dienst- oder Arbeitsverhältnissen üblichen 


Altersgrenze von 65 Jahren. Die freiwillige Teil- 
nahme älterer Selbstschutzpflichtiger wird ausdrück- 
lich zugelassen. Damit kommen auch die für Ausbil- 
dungspflichtige vorgesehenen Vorschriften des Vier- 
ten Abschnittes, insbesondere über Ersatz- und Er- 
stattungsleistungen, und die Versorgungsbestim- 
mungen des Sechsten Abschnittes bei Gesundheits- 
schädigungen zur Anwendung. 

Bei der Anordnung der Teilnahme an Ausbildungs- 
veranstaltungen (§ 33) muß weiterhin geprüft wer- 
den, ob der Selbstschutzpflichtige im Hinblick auf 
seinen Gesundheitszustand oder aus anderen wich- 
tigen Gründen zu befreien ist. Die Befreiungsgründe 
sind im Gesetz nicht ausdrücklich aufgeführt wor- 
den, sie sollen in der nach § 40 Abs. 1 Nr. 1 zu er- 
lassenden Rechtsverordnung geregelt werden. Hier- 
bei werden zwar im wesentlichen die in den § 15 
Abs. 1 (Befreiung) und § 16 (Zurückstellung) des 
Entwurfs eines Zivildienstgesetzes genannten 
Gründe zu übernehmen sein; es sollen jedoch auch 
andere Befreiungsgründe vorgesehen werden kön- 
nen. 

Zu § 32 

Bei der in den Absätzen 1 bis 3 geregelten Ausbil- 
dungsdauer handelt es sich um eine Minimalforde- 
rung, die an die Ausbildungszeit zu stellen ist. Die 
Grundausbildung, die jeder Ausbildungspflichtige 
erhält, soll nicht nur theoretisches Wissen über die 
Angriffswaffen vermitteln, sondern in erster Linie 
den Selbstschutzpflichtigen in Erster Flilfe, im selbst- 
schutzmäßigen Verhalten und in den Grundzügen 
der Brandbekämpfung und Rettung praktisch schu- 
len. 

Bei der zusätzlichen Ausbildung für Selbstschutz- 
pflichtige mit besonderen Aufgaben im gemein- 
schaftlichen Selbstschutz in Wohnstätten ist nur die 
Höchstdauer der zulässigen Ausbildungszeit ange- 
geben. Die jeweils notwendige Dauer wird auf 
Grund der Funktionen, die dem einzelnen über- 
tragen worden sind, festzulegen sein. So wird die 
Ausbildung des Leiters eines Selbstschutzbezirks 
oder des Führers eines Selbstschutzzuges die vorge- 
sehene Höchstdauer von 50 Stunden erfordern, wäh- 
rend beim Selbstschutzwart eine geringere Ausbil- 
dungszeit ausreicht. Die Festlegung der jeweils er- 
forderlichen Dauer soll in der nach § 40 zu erlassen- 
den Rechtsverordnung erfolgen. Eine vergleichbare 
Situation ist beim Betriebsselbstschutz gegeben. 
Auch hier ist nur die Höchstdauer der Ausbildung 
angegeben, wobei in diesem Zusammenhang zu be- 
achten ist, daß die Betriebe z. T. über ausgebildete 
Brandschutzkräfte und anderes Hilfspersonal ver- 
fügen. Hier wird die bisherige Ausbildung bei der 
Bemessung der Ausbildungszeit für den Betriebs- 
selbstschutz angemessen zu berücksichtigen sein. 

Mit dem Absatz 4 soll verhindert werden, daß die 
Grundausbildung für den Selbstschutz in Wohn- 
stätten zu Lasten der Betriebe erfolgt. Demgegen- 
über wird es bei der zusätzlichen Ausbildung für 
besondere Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbst- 
schutz in Wohnstätten nicht immer möglich sein, 
alle Ausbildungsveranstaltungen außerhalb der 
Arbeitszeit durchzuführen. 
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Zu § 33 ! 

Aus der Zuständigkeit der Gemeinde tür den Auf- | 
bau des Selbstschutzes in Wohnstätten (§ 14) folgt j 
die Zuständigkeit des örtlichen Luftschutzleiters, die j 
Teilnahme an bestimmten Ausbildungsveranstaltun- 
gon anzuordnen. Die Vorbereitung der einzelnen 
Ausbildungsveranstaltungen wird weitgehend beim 
Bimdeshiftschutzverband liegen (vgl. § 43). Von ihm 
werden in der Regel die Aiisbddungspläne vorge- 
legt werden, die dann vom örtlichen Luftschutz- 
leiter in eigener Verantwortung und nach pflicht- 
gemäßem Ermessen zu vollziehen sind. Grundlage 
für diese Zusammenarbeit soll vor allem die in 
§ 43 Abs. 2 vorgesehene allgemeine Verwaltungs- 
vorschrift sein. 

In Dbereinstimmung mit eien Vorschritten des Drit- 
ten Abschnittes des Gesetzes, die von der Eigen- 
verantwortlichkeit der Betriebe ausgehen, ist die 
Durchführung von Ausbildungs Veranstaltungen in 
diesem Bereich und die Teilnahme von Betriebsan- 
gehörigen vom Leiter des Betriebsselbstschutzes zu 
regeln. § 21 Abs. 1, wonach die Teilnahme am Be- 
triebsselbstschutz Pflicht aus dem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis ist, gilt auch für die Teilnahme 
an Ausbildungsveranstaltimgen, 

Zu § 34 

§ 34 regelt die Durchführung von größeren Selbst- 
schutzübungen für das ganze Genieindegebiet oder 
für Teile des Gemeindegebiets. Häerbei kann es sich 
um Selbstschutzübungen aller Art handeln, d. h. 
diese Übungen können einmal unter Einschluß aller 
Selbstschutzmaßnahmen durchgeführt werden, zum 
anderen aber auch nur Teilbereiche umfassen (z. B. 
Verdunkelungsübung). 

Bei diesen Selbstschutzübungen kann auch die Mit- 
wirkung der Betriebe angeordnet werden. In die- 
sem Falle ist es dem örtlichen Luftschutzleiter mög- 
lich, dem Betriebsselbstschutzleiter Weisungen über 
Art und Umfang der Teilnahme des Betriebes zu er- 
teilen. Bei bestimmten Betrieben sind jedoch Ausnah- 
men vorgesehen, d.h. in diesen Betrieben ist die Durch- 
führung von Übungen nur im gegenseitigen Einver- 
nehmen möglich, so z. B. bei der Deutschen Bundes- 
bahn, der Deutschen Bundespost und der Bundeswehr 
(vgl. §§ 27 bis 29). Auch bei anderen Betrieben kann 
eine Rücksichtnahme auf betriebsbedingte Eigen- 
arten unabweisbar sein. Diese Fragen können je- 
doch nur im Einzelfall geregelt werden. 

Zu § 35 

§ 35 geht von dem Gedanken aus, daß die mit der 
Durchführung von Ausbildungsveranstaltungen zu- 
sammenhängende Verwaltungsarbeit von kleineren 
Gemeinden kaum bewältigt werden kann. Aus die- 
sem Grunde soll abweichend von § 14 die Zustän- 
digkeit für die Ausbildung bei dem jeweils überge- 
ordneten Gemeindeverband liegen. 

Zu § 36 

Diese Vorschrift, die sich an § 13 des 1. ZBG und 
§ 43 des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes anlehnt. 


gilt nur bei der Ausbildung für den Selbstschutz in 
Wohnstätten. Beim Betricbsselbstschutz, der zum 
Pflichtenkreis aus dem Dienst- oder Arbeitsverhält- 
nis gehört, ist eine solche Bestimmung nicht erfor- 
derlich. 

Nach Absatz 1 ist ein Arbeitnehmer für die Dauer 
der Teilnahme an behördlich angeordneten Ausbil- 
dungsveranstaltungen für den Selbstschutz in 
Wohnstätten von der Pflicht zur Arbeitsleistung be- 
freit, und zwar auch in dem Ausnahmefall einer 
Grundausbildung innerhalb der Arbeitszeit (§ 32 
Abs. 4 Satz 1). Allerdings ist die Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts bei der Grundausbildung nicht vor- 
gesehen. Diese Ausbildung, die in seinem Interesse 
liegt, soll dem einzelnen und nicht dem Betrieb oder 
dem Steuerzahler zur Last fallen. Nur für die Teil- 
nahme an Ausbildungsveranstaltungen für beson- 
dere Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbstschutz, 
bei der ein Sonderopfer von einzelnen verlangt 
wird, sieht Absatz 2 die Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts vor. Dem Arbeitgeber wird ein Anspruch 
auf Erstattung der fortgewährten Leistungen ein- 
geräumt, wenn der Arbeitsausfall eine bestimmte 
Zeitdauer überschreitet, von der ab es dem Arbeit- 
geber nicht mehr zuzumuten ist, die finanzielle Ein- 
buße selbst zu tragen. Erstattungspflichtig ist die 
Gemeinde (§ 39). Von der Erstattung der durch einen 
öffentlichen Dienstherrn fortgewährten Leistungen 
wird aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
abgesehen. 

Absatz 3 verbietet es, den Teilnehmer an Ausbil- 
dungsveranstaltungen in seinem Arbeitsverhältnis 
aus Gründen der Erfüllung seiner Ausbildungs- 
pflicht in irgendeiner Weise zu benachteiligen. Um 
den Fortbestand eines Arbeitsverhältnisses zu 
sichern, gewährt Satz 2 dem Ausbildungspflichtigen 
einen besonderen Kündigungsschutz in Anlehnung 
an § 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzcs. Mit Absatz 4 
wird der Begriff des Arbeitnehmers im Sinne dieses 
Gesetzes klargestellt. 

Absatz 5 bezieht auch Beamte und Richter in die 
Regelung des Absatzes 1 (Befreiung von der Pflicht 
zur Arbeitsleistung) und des Absatzes 3 Satz 1 (Dis- 
kriminierungsverbot) ein. 

Zu § 37 

Für die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen 
für den Selbstschutz in Wohnstätten ist eine Ver- 
gütung nicht vorgesehen. Dem Teilnehmer sollen 
jedoch keine unzumutbaren finanziellen Nachteile 
entstehen. § 37 Abs. 1 bestimmt daher, daß allen 
Teilnehmern an behördlich angeordneten Ausbil- 
dungsveranstaltungen Ersatz für notwendige bare 
Aufwendungen zu leisten ist, so z. B. für Fahrkosten 
oder zusätzliche Verpflegungskosten. Außerdem ist 
nach Absatz 2 Grenzarbeitnehmern und AusbiT 
dungspflichtigen, die nicht in einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis stehen, der Verdienstausfall zu 
ersetzen, wenn sie an Ausbildungsveranstaltungen 
für besondere Aufgaben im gemeinschaftlichen 
Selbstschutz in Wohnstätten teilnehmen. Diese Ein- 
schränkung entspricht der für Arbeitnehmer und Be- 
amte in § 36 getroffenen Regelung. Die Regelung 
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über die EisLalUing des Verdienslciuslalles wird 
u. a. auch bei Hausfrauen anzuwenden sein, die in- 
folge der Teilnahme an einer Ausbildungsveranstal- 
tung für besondere Aufgaben im gemeinschaftlichen 
Selbstschutz in Wohnstätten ihren häuslichen Pflich- 
ten nicht nachkommeii können und dadurch mög- 
licherweise materielle Einbußen erleiden. 

Die näheren Bestimmungen über die Ersatzleistun- 
gen für notwendige Aufwendungen, Verdienstaus- 
fall und sonstige finanzielle Einbußen — z. B. auch 
über pauschale Abfindungen und Höchstsätze — 
v/erden nach § 40 in einer Rechtsverordnung er- 
lassen. 

Zu § 38 

§ 38 bestimmt, daß die in § 36 Abs. 2 und § 37 
Abs. 1 und 2 getroffenen Regelungen über die Fort- 
gewährung des Arbeitsentgelts und die verschiede- 
nen Ersatzleistungen bei Selbstschutzübungen {§ 34 
Abs. 1) nicht gelten sollcm. Da solche Übungen je- 
v/eils nur einen kurzen Zeitraum umfassen (Höchst- 
dauer fünf Stunden), würde der finaiizielle Vorteil 
des einzelnen in keinem Verhältnis zum Verwad- 
tungsaufwand stehen. Außerdem soll durch die nach 
§ 40 Abs. 1 Nr. 1 zu erlassende Rechts Verordnung 
sichergestelit werden, daß diese Selbstschutzübun- 
gen möglichst in einer sonst arbeitsfreien Zeit 
durchgeführt werden, um die mateiiellen Einbußen 
gering zu halten. 

Zu § 39 

Nach § 39 sind alle Ansprüche aus § 36 Abs. 2 und 
§ 37 an die Gemeinde zu richten. Di(3s gilt auch tür 
die Fälle des § 35, in denen die Gemeinde die jc?- 
wciligen Anträge dann an den zuständigen Ge- 
meindeverband v/eitorzuleiten hat. Die Frage des 
endgültigen Kostenträgers für die Ausbildung ist in 
§ 53 geregelt. 

Zu § 40 

Mit den in § 40 vorgesehenen Rechtsverordnungen 
sollen die wichtigsten Fragen der Ausbildung ein- 
heitlich geregelt werden. So soll in der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 1 Nr. 1 die Durchführung der 
Ausbildung sowohl für den Selbstschutz in Wohn- 
stätten als auch für den Betricbsselbstschutz gere- 
gelt werden. Weiterhin soll mit der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 ein gleichmäßiger 
und einheitlicher Vollzug bei der Erstattung der 
vom Arbeitgeber fortgewährten Leistungen und 
beim Ersatz der notwendigen baren Auhvendungen 
und des Verdienstausfalls gewährleistet werden. 

Zu § 41 

Nach § 36 Abs. 1 besteht das Arbeitsverhältnis auch 
bei der Teilnahme an Ausbildungs Veranstaltungen 
fort, so daß auch die Beiträge für die Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung weiterzuentrichten sind. 
Mit § 41 wird festgestellt, daß in diesen Versiche- 
rungsverhältnissen dementsprechend keine Ände- 
rung eintritt. 


Zu § 42 

§ 42 begründet einen Ersatzanspruch für den Ver- 
lust oder die Beschädigung von Sachen, die von 
einem Solbstschutzpflichtigen bei Ausbildungsver- 
anstaltungen (§ 33 Abs. 1 und § 34) mitgebracht 
wurden, wie z. B. Bekküdung und Selbstschutzgerät, 
Die Haftung beruht auf dem Grundsatz der Gefahr' 
dungshaftung, doch wird dem Geschädigten mitwir- 
kendes Verschulden nach den Grundsätzen des 
§ 254 BGB angercichnct. Andere Ansprüche nach all- 
gcineinea Hafliingsvorschriftcn werden nicht ausge- 
sdilossen. 

Mit dieser Vorschrift, die sich eng an § 39 des Ent- 
v/urts eines Zivildienstgesetzes anlehnt, soll die be- 
sondere Gefährdung der mitgeb rächten Sachen wäh- 
rend einer Ausbiklungsveranstaltung berücksichtigt 
werden. Ein Ersatzanspruch ist allerdings nur ge- 
geben, wenn die Sache bei der Ausbikkingsvcr- 
anstaltung erforderlich war oder auf Weisung des 
örtlichen Luftschutzleiters oder seines Beauftragten 
mitgcbicicht wurde. Schadenersatz ist bei Vorliegen 
der Voraussetzungen dos § 42 auch dann zu leisten, 
wenn die Sache einem Dritten gehört. Wegen Per- 
sonen schäckm der Teilnehmer an Ausbildungsver- 
anstaltungeii wird auf die §§ 46 ff. verwiesen. 

Die Verpflichtung zum Schadenersatz trifft die Ge- 
meinde. Dies gilt auch in den Fällen des § 35, bei 
(lcn(!n die Gemeinden den entsprechenden Antrag 
gg[. an dc'ii jeweils zuständiejen Gemeindeverband 
weiterzulciton haben. Die Gemeinde kann den Ge- 
schädigten nicht auf andere, gegen Dritte beste- 
hende Ersatzansprüche verweisen. Sic ist zur Ersatz- 
leistung jedoch nur verpflichtet, wenn ihr die ge- 
genüber Dritten bestehenden Ersatzansprüche abge- 
treten werden, es sei denn, daß cs sich um An- 
.sprüche aus einem Vorsicherungsverhältnis handelt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Aufgaben des Bundesliiftschutzverbandes 

Der Bundesluftschutzverband ist auf Grund des § 31 
des 1. ZBG als bundesunmittelbare Körperschaft des 
öffentlichen Rechts errichtet worden; die in § 31 
Abs. 3 a. a. O. vorgesehene Verordnung über den 
Aufbau der Körperschaft ist am 1. Juli 1960 (Bun- 
dcsgesetzbl. I S. 564) erlassen worden. Mitglieder 
des Bundesluftschutzverbandes, der seinen Sitz in 
Köln hat, sind der Bund, die Länder und die kom- 
munalen Spitzenverbände. 

Der BundoLsluftschutz verband hat nach § 31 Abs. 2 
des 1. ZBG die Aufgabe, „nach den Richtlinien und 
Vv^cisungen, die vom Bundesminister des Innern 
oder in seinem Aufträge vom Bundesamt für zivi- 
len Bevölkenmgsschutz erlassen werden, 

1. die Bevölkerung über die Gefahren von Angrif- 
fen aus der Luft aufzuklären, sie bei Luftschutz- 
maßnahmen zu beraten sowie die Organisation 
und Ausbildung freiwilliger Helfer für den 
Selbstschutz der Bevölkerung durchzuführen. 


27 



Drucksache IV/897 


Deutscher Bundestag — - 4. Wahlperiode 


2. im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften bei der 
Durchführung von sonstigen Luftschutzmaßnah- 
men mitzuwirken.'' 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben hat der Bundesluft- 
schutzverband (BLSV) ein Netz von Dienststellen 
(vgl. § 18 der Satzung des BLSV vom 14. Oktober 
1960 — GMBl. 1960 S. 520) errichtet, die z. T. mit 
hauptamtlichen Bediensteten, zum größten Teil 
aber mit ehrenamtlichen Mitarbeitern besetzt sind, 
und zwar 

1 BLSV-Hauptstelle (Köln), 

10 BLSV-Landesstellen, 

33 BLSV-Bezirksstellen in den Regierungs- 
(Verwaltungs-) bezirken, 

1 323 BLSV-Ortsstellen mit 6 BLSV-Bereichs-, 141 

BLSV- Abschnitts- und 1191 BLSV-Teilab- 
schnittsstellen, 

425 BLSV-Kreisstellen, 

2 444 BLSV-Gemeindegruppen und 
23 163 BLSV-Gemeindestellen. 

Weiterhin wurden 1 BLSV-Bundesschule, 10 BLSV- 
Landesschulen und 120 örtliche Ausbildungsstätten 
eingerichtet. Zur Zeit stehen rund 200 000 freiwillige 
Selbstschutzkräfte zur Verfügung. 

Die gesetzliche Regelung des Selbstschutzes erfor- 
dert eine erweiterte Aufgabenstellung für den Bun- 
desluftschutzverband, der nunmehr bei der Durch- 
führung der staatlichen und vor allem kommunalen 
Selbstschutzaufgaben an besonders hervorragender 
Stelle mitzuwirken hat. Im Hinblick auf die umfas- 
sende Zuständigkeit der Gemeinde für den Selbst- 
schutz in Wohnstätten (vgl. § 14) ist dem Bundes- 
luftschutzverband im Gesetzentwurf eine unmittel- 
bare Zuständigkeit nicht eingeräumt worden; dem- 
gegenüber ist vorgesehen worden, daß sich die 
zuständigen Stellen seiner bedienen müssen. 

Die zuständige Dienststelle des Bundesluftschutz- 
verbandes wird in der Regel die BLSV-Ortsstelle 
bzw. -Gemeindestelle sein; in den Fällen des § 35 
wäre hingegen die BLSV-Kreisstelle einzuschalten. 

Zu § 43 

Der § 43 geht von dem bereits in der Einleitung der 
Begründung zum Zweiten Abschnitt erwähnten 
Grundsatz aus, daß die Organisation des Bundes- 
luftschutzverbandes den für den Selbstschutz in 
Wohnstätten verantwortlichen kommunalen Stellen 
für die Erfüllung der Selbstschutzaufgaben zur Ver- 
fügung steht. Dies gilt in erster Linie für die im 
Vierten Abschnitt geregelte Ausbildung, aber auch 
für alle anderen Fragen der Organisation, der Lei- 
tung, der Verwaltung und der Ausrüstung des Selbst- 
schutzes, so z. B. für die Erstellung der Ortsbeschrei- 
bung, die Auswahl der Selbstschutzpflichtigen mit 
besonderen Aufgaben im gemeinschaftlichen Selbst- 
schutz, die Vorbereitung von Übungen usw. 

Die Grundsätze über die Zusammenarbeit zwischen 
dem örtlichen Luftschutzleiter und dem Bundesluft- 
schutzverband sollen in einer Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift geregelt werden (Absatz 2). In dieser 


AVV wird insbesondere festzulegen sein, welche 
Vorarbeiten und Durchführungsmaßnahmen jeweils 
von der örtlichen Dienststelle des Bundesluftschutz- 
verbandes zu leisten sind. 

Zu § 44 

Der Bundesluftschutzverband hat auch bisher in be- 
grenztem Umfange bei der Ausbildung im Betriebs- 
selbstschutz mitgewirkt, so insbesondere im Bereich 
des Erweiterten Selbstschutzes, der in erster Linie 
Betriebe der gewerblichen Wirtschaft unter ca. 
100 Beschäftigten und Dienststellen umfaßt. Die 
Weiterführung dieser Ausbildung soll einerseits 
durch § 44 ermöglicht werden, zum anderen soll 
durch die Einschaltung des örtlichen Luftschutzleiters 
eine Beeinträchtigung der Ausbildung für den 
Selbstschutz in Wohnstätten vermieden werden. 

Absatz 2 enthält eine Ausnahmeregelung für die 
Ausbildung von Betriebsselbstschutzkräften im Be- 
reich der bundeseigenen Verwaltung und für die 
Ausbildung in zentralen Ausbildungsstätten des 
Bundesluftschutzverbandes. Für diese Ausbildungs- 
vorhaben können zentrale Weisungen (z. B. der 
BLSV-Hauptstelle oder des Bundesministers des 
Innern) einen Ausgleich der Interessen sicher- 
stellen. 

Zu § 45 

Mit § 45 wird der in § 31 des 1. ZBG verankerte 
gesetzliche Aufgabenkatalog des Bundesluftschutz- 
verbandes den Erfordernissen des Selbstschutzge- 
setzes angepaßt. Eine Übernahme dieser Vorschrift 
in den Bereich des Selbstschutzgesetzes erscheint im 
Hinblick auf die Absätze 1 und 3 des § 31 a. a. O. 
nicht zweckmäßig. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Versorgung 

Der Entwurf sieht unter bestimmten Voraussetzun- 
gen für im Rahmen des Selbstschutzes erlittene 
Gesundheitsschädigungen Versorgungsansprüche 
vor. Die Vorschriften lehnen sich an das Bundes- 
versorgungsgesetz und die entsprechenden Bestim- 
mungen in den §§ 58 bis 62 des Entwurfs eines Zivil- 
dienstgesetzes (Drucksache IV/450) an. Dabei wird 
von dem Grundsatz ausgegangen, daß nur solche 
Gesundheitsstörungen den Versorgungsanspruch be- 
gründen, die durch einen Unfall bei Ausbildungs- 
Veranstaltungen oder bei der Erfüllung von Selbst- 
schutzverpflichtungen im Verteidigungsfalle hervor- 
gerufen worden sind. Weiterhin ist zu berücksich- 
tigen, daß sich der Geltungsbereich dieser Vorschrif- 
ten im wesentlichen auf Selbstschutzpflichtige in 
Wohnstätten beschränkt, da für Betriebsselbstschutz- 
pflichtige die Teilnahme am Betriebsselbstschutz und 
an Ausbildungsveranstaltungen nach §21 Pflicht aus 
dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis ist, so daß inso- 
weit Unfallschutz nach beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten oder nach der Reichsversicherungsordnung ge- 
währleistet wird (vgl. § 47 Abs. 3). 
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Zu § 46 

In § 46 werden die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Versorgung geregelt. In Anlehnung an die Be- 
stimmungen des Bundesversorgungsgesetzes und 
des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes — Druck- 
sache lV/450 — ist der Anspruch auf Versorgung in 
Absatz 2 auch auf solche Schädigungen ausgedehnt 
worden, die der Selbschutzpflichtige auf dem Wege 
zu oder von Ausbildungsveranstaltungen oder im 
Hinblick auf seine Tätigkeit oder seine Stellung im 
Selbstschutz erlitten hat. 

Die Versorgung nach § 46 soll, wie auch nach den 
übrigen versorgungsrechtlichen Vorschriften, nur auf 
Antrag gewährt werden. 

Zu § 47 

In § 47 wird das Zusammentreffen versorgungs- 
rechtlicher Ansprüche geregelt. 

Der Absatz 1 geht davon aus, daß bei einer gesund- 
heitlichen Schädigung, die sowohl Versorgungsan- 
sprüche aus diesem Gesetz als auch aus anderen 
Gesetzen, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, zur Folge hat, nur ein Anspruch 
zum Zuge kommt. 

Absatz 2 regelt das Zusammentreffen von mehreren 
gesundheitsschädigenden Einwirkungen, die Ver- 
sorgungsansprüche auslösen. Für diesen Fall soll 
eine einheitliche Bewertung der gesundheitlichen 
und wirtschaftlichen Einbuße vorgenommen werden. 

Mit dem Absatz 3 sollen die versorgungsrechtlichen 
Ansprüche für den Regelfall des Betriebsselbst- 
schutzes ausgeschlossen werden, da insoweit ent- 
sprechende Ansprüche aus dem Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis bestehen. 

Zu § 48 

Die Regelung der Versorgungsansprüche soll nach 
§ 48 von den zur Durchführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes zuständigen Landesbehörden im Auf- 
träge des Bundes durchgeführt werden. Die Über- 
tragung an diese Behörden erscheint wegen der in 
§ 46 Abs. 1 vorgesehenen entsprechenden Anwen- 
dung des Bundesversorgungsgesetzes geboten. Da 
die Rechtsverhältnisse der Selbstschutzpflichtigen, 
die an Ausbildungsveranstaltungen teilnehmen, mit 
dem Hilfsdienstverhältnis vergleichbar sind, wird 
in Absatz 1, wie im Entwurf eines Zivildienstgeset- 
zes, vorgesehen, daß die Versorgung im Wege der 
Auftragsverwaltung durchgeführt wird. Dies gilt in 
noch verstärktem Maße für die Selbstschutzpflich- 
tigen mit besonderen Aufgaben im gemeinschaft- 
lichen Selbstschutz. 

Die Absätze 3 bis 5 sollen sicherstellen, daß für das 
Verfahren, für die haushaltsmäßige Behandlung in 
Versorgungssachen und für den Rechtsweg die glei- 
chen Vorschriften gelten wie bei der Durchführung 
der Versorgung nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz, dem Unterhaltsbeihilfegesetz, dem Häft- 
lingshilfegesetz, dem Soldatenversorgungsgesetz, 
dem Ersatzdienstgesetz und dem Entwurf eines 
Zivildienstgesetzes. 


Die Nichtanwendbarkeit der Absätze 3 und 5 bei 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge folgt daraus, daß 
die Durchführung der Kriegsopferfürsorge nicht den 
Versorgungsämtern und Landesversorgungsämtern, 
sondern den Bezirksfürsorgeverbänden — Fürsorge- 
stellen für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterblie- 
bene — und Hauptfürsorgestellen, d. h. Behörden 
der inneren Verwaltung übertragen ist. Für das 
Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferfürsorge 
gilt neben den allgemeinen Vorschriften die Verord- 
nung zur Kriegsopferfürsorge vom 30. Mai 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 653) — Abschnitt 3 (Verfah- 
ren). Der Rechtsweg richtet sich nach der Verwal- 
tungsgerichtsordnung (vgl. auch § 51 Abs. 2 Satz 2 
des Sozialgerichtsgesetzes). 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen 

Zu § 49 

Die in § 49 verankerte Auskunftspflicht von natür- 
lichen und juristischen Personen sowie von nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen soll es den 
zuständigen Behörden ermöglichen, diejenigen Tat- 
sachen zu ermitteln, die für die Vorbereitung und 
Durchführung von Selbstschutzmaßnahmen von Be- 
deutung sind. Eine Pflicht zur Erteilung von Aus- 
künften besteht nicht, wo eine Schweigepflicht ge- 
setzlich begründet ist (z. B. § 300 StGB). Gegen eine 
unbefugte Weitergabe der erteilten Auskünfte wer- 
den die Auskunftspflichtigen durch § 55 geschützt. 

Die Einschränkung der Auskunftspflicht durch Ab- 
satz 3 und die Befreiung der zuständigen Behörden 
von der Beistands- und Anzeigepflicht gegenüber 
den Finanzämtern durch Absatz 4 haben § 18 des 
Entwurfs eines Zivildienstgesetzes und § 46 Abs. 5 
und 9 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1081) 
zum Vorbild. 

Zu § 50 

§ 50 schreibt eine Vertriebsgenehmigung für alle 
Selbstschutzgegenstände vor, die für die Sicherheit 
und Gesundheit der Bevölkerung von besonderer 
Bedeutung sind. Hierbei ist vor allem an Selbst- 
schutzgegenstände gedacht, die dem unmittelbaren 
Schutz des Menschen dienen (z. B. Schutzmaske, 
ABC-Schutzkleidung), aber auch an solche, die mit- 
telbar hierfür von Bedeutung sind (z. B. Strahlen- 
dosismesser). Diese nach dem Ersten Abschnitt von 
der Bevölkerung und von den Betrieben auf eigene 
Kosten zu beschaffenden Gegenstände müssen über 
die Wirksamkeit verfügen, von der bei Festlegung 
der Beschaffungspflicht ausgegangen worden ist. 
Eine Überprüfung, ob diese Voraussetzungen erfüllt 
sind, wird dem einzelnen mangels geeigneter Prüf- 
einrichtungen in der Regel nicht möglich sein, so 
daß eine Vertriebsgenehmigung, die die sachver- 
ständige Prüfung eines Musters voraussetzt, un- 
umgänglich erscheint. 

Die Zuständigkeit für die Prüfung der Selbstschutz- 
gegenstände und die Genehmigung ist dem Bundes- 
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amt für zivilen Bevölkerungsschutz übertragen 
worden — vgl. auch § 2 Abs. 1 Buchstabe e des Ge- 
setzes zur Errichtung des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz vom 5. Dezember 1958 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 893). 

Mit der in Absatz 2 vorgesehenen Rechtsverordnung 
sollen vor allem das Genehmigungsverfahren und 
der Kreis der genehmigungspflichtigen Selbstschutz- 
gegenstände festgelegt werden. 

Zu § 51 

Für eine ordnungsgemäße Durchführung von Aus- 
bildungsveranstaltungen wird unter Umständen die 
Inanspruchnahme bestimmter Sach- und Werklei- 
stungen erforderlich sein. § 51 erklärt dafür eine 
Reihe von Bestimmungen des Bundesleistungsgeset- 
zes für anwendbar. In § 51 Abs. 2 werden allerdings 
die Anforderungsmöglichkeiten gegenüber dem 
Katalog des § 2 des Bundesleistungsgesetzes be- 
schränkt. Die in Absatz 3 für nicht anwendbar er- 
klärten Vorschriften des Bundesleistungsgesetzes 
betreffen im wesentlichen Sonderbestimmungen für 
Manöver und Übungen der Streitkräfte, die für 
Ausbildungsveranstaltungen nach dem Selbstschutz- 
gesetz nicht anwendbar sind. 

Zu § 52 

Die Einrichtung der Bundesauftragsverwaltung stützt 
sich auf Artikel 87 b Abs. 2 des Grundgesetzes. Sie 
soll sowohl bei den Vorbereitungen im Frieden — 
insbesondere bei der Ausbildung — als auch im 
Verteidigungsfalle den einheitlichen Vollzug des 
Gesetzes nach der Gesamtplanung des Bundes 
sicherstellen. Ihre Notwendigkeit ergibt sich außer- 
dem aus der weitgehenden Einschaltung des Bun- 
desluftschutzverbandes in alle Selbstschutzmaßnah- 
men auf gemeindlicher Ebene. Diese vom Gesetz- 
entwurf geforderte Zusammenarbeit zwischen den 
örtlichen Luftschutzleitern und dem Bundesluft- 
schutzverband bedarf einer verantwortlichen Len- 
kung und auch Leitung durch den Bund. Schließlich 
erfordert die Sonderstellung verschiedener Bundes- 
verwaltungen (vgl. §§ 27 bis 29) eine verstärkte 
Einflußnahme des Bundes, um gemeinsame Selbst- 
schutzübungen (§ 34) vorbereiten und durchführen 
zu können. 

Die Vorschrift des Absatzes 1 Satz 2 stellt klar, daß 
die in § 4 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung für den örtlichen 
Luftschutzleiter getroffene Regelung auch für den 
Bereich dieses Gesetzentwurfs anzuwenden ist. 

Die einheitliche Lenkung des Selbstschutzes und der 
schnelle Vollzug von Selbstschutzmaßnahmen ma- 
chen es unerläßlich, daß bei der Durchführung des 
Gesetzes in den Gemeinden und Gemeindeverbän- 
den an die Stelle eines kollegialen Organs der 
Hauptverwaltungsbeamte tritt (Absatz 2). 

Zu § 53 

Als Folge der Aufgabenträgerschaft des Bundes 
(§52) setzt § 53 in Übereinstimmung mit demGrund- 


I Satz des Artikels 106 Abs. 4 Nr. 1 des Grundgeset- 
zes fest, daß der Bund die im einzelnen aufgeführ- 
ten Kosten trägt. Dies gilt nicht für diejenigen 
Kosten, die den Ländern, Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden aus ihrer Eigenschaft als Selbstschutz- 
pflichtige erwachsen. Diese Kosten müssen sie, wie 
auch die Bevölkerung und die Betriebe der Wirt- 
schaft, selbst tragen. Die Pflicht des Bundes zur 
Kostentragung umfaßt weiterhin nicht die persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungskosten, die den 
Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden bei 
der Durchführung des Gesetzes entstehen. Die Rege- 
lung ist vergleichbar mit § 32 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung, 
bei dem sich die Kostentragungspflicht des Bundes 
ebenfalls nur auf die Zweckausgaben beschränkt. 

Mit der Vorschrift des Absatzes 3 soll auch Hilfs- 
bedürftigen und Minderbemittelten die Beschaffung 
der im einzelnen vorgeschriebenen Gegenstände 
ermöglicht werden (vgl. die §§ 6 bis 9). 

Die Absätze 4 und 5 sind von dem Ersten Gesetz 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
übernommen worden (vgl. dort § 32 Abs. 2 und 3). 


ACHTER ABSCHNITT 

Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschrift 

Im Achten Abschnitt sind für Verstöße von Selbst- 
schutzpflichtigen gegen wichtige Vorschriften des 
Entwurfs Bußgelddrohungen vorgesehen. Demgegen- 
über wird die Verletzung der Geheimhaltungspflicht, 
die den Auskunftspflichtigen (§ 49) schützen soll, 
unter Strafe gestellt. 

Zu§ 54 

§ 54 erfaßt grundsätzlich nur Verstöße gegen Vor- 
schriften, die über die Pflicht zum Schutz der eigenen 
Person hinausgehen. Da die in den Absätzen 1 und 2 
erfaßten Verstöße in ihrer Bedeutung vergleichbar 
sind, ist von einer einheitlichen Bemessung der Geld- 
buße ausgegangen worden. 

Zu § 55 

§ 55 begründet für die Angehörigen und Beauftrag- 
ten der mit der Ausführung des Gesetzes betrauten 
Behörden und des Bundesluftschutzverbandes eine 
besondere Schweigepflicht und stellt die Verlet- 
zung dieser Pflicht unter Strafe. Diese Schweige- 
pflicht ist das Gegenstück zu dem Auskunftsrecht 
nach § 49. Geschützt sind die Geheimnisse anderer, 
insbesondere die Betriebs- oder Geschäftsgeheim- 
nisse, die den genannten Personen bei ihrer Tätigkeit 
bekanntwerden. Der Schweigepflicht unterliegen 
auch diejenigen Angehörigen einer Behörde oder des 
Bundesluftschutzverbandes, die — etwa als Dienst- 
vorgesetzte oder als Angehörige einer Aufsichts- 
behörde — im Wege dienstlicher Berichterstattung 
oder auf andere Weise dienstlich von einem ge- 
schützten Geheimnis Kenntnis erlangen, sofern ihre 
Behörde mit der Ausführung dieses Gesetzes betraut 
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ist. Wann die Offenbarung eines Geheimnisses un- 
befugt ist, richtet sich nach den allgemeinen Grund- 
sätzen des Strafrechts. 

Absatz 1 sieht einen von Geldstrafe bis zu Gefäng- 
nis von einem Jahre reichenden Strafrahmen vor, um 
dem im Einzelfall sehr unterschiedlichen Ausmaß der 
Pflichtverletzung Rechnung tragen zu können. 

Die Fälle, in denen die Verletzung der Schweige- 
pflicht als besonders strafwürdig erscheint, sind in 
Absatz 2 erfaßt. 

Sachlich entspricht § 55 ähnlichen Bestimmungen an- 
derer Gesetze, so z. B. § 13 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314), § 17 des Gesetzes über 
die Kontrolle von Kriegswaffen vom 20. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 444) und § 44 Abs. 4 und § 45 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 481). 

Zu §§ 56 bis 58 

Die §§ 56 bis 58 erweitern den Kreis der Adressaten 
der Bußgelddrohungen. Soweit die Verpflichtungen 
dieses Gesetzentwurfs juristische Personen und nicht 
rechtsfähige Personenvereinigungen treffen, kann 
die Pflicht zum ordnungsmäßigen Tätigwerden nur 
von bestimmten natürlichen Personen, also von 
Organmitgliedern, Vertretern usw. erfüllt werden. 
Diese Personen müssen demgemäß auch von den 
Unrechtsfolgen in erster Linie betroffen werden. Eine 
entsprechende Vorschrift über das „Handeln für 
einen anderen" — ergänzt durch eine Bestimmung 
über die Verletzung der Aufsichtspflicht — ist in 
verschiedenen neuen Gesetzen enthalten vgl. z. B. 
§§ 35 und 36 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I. S. 481). 

Der vorliegende Entwurf bringt Pflichten so vielge- 
staltiger Art, daß diese Pflichten kaum in allen Fäl- 
len unmittelbar von den Organen juristischer Perso- 
nen erfüllt oder wirksam überwacht werden können. 
Aus diesem Grunde wird ggf. eine Delegierung auf 
andere Personen, z. B. Betriebsleiter, erforderlich 
sein. Den vom Gesetz unmittelbar Verpflichteten 
wird in diesen Fällen die Möglichkeit zugestanden 
werden müssen, sich unter Hinweis auf die Über- 
tragung zu exkulpieren. In diesen Fällen greift die 
Haftung der Vertreter ein. 

Mit § 58 wird die Möglichkeit geschaffen, bei Ver- 
stößen von Organmitgliedern und anderen vertre- 
tungsberechtigten Personen die Geldbuße auch gegen 
die juristische Person oder die Personenhandelsge- 
sellschaft festzusetzen. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 

Zu § 59 

Die Durchführung einer Reihe von Selbstschiitzmaß- 
nahmen ist auf den Verteidigungsfall (vgl. Artikel 


59 a des Grundgesetzes) beschränkt. Mit § 59 wird 
hierzu ergänzend festgestellt, daß alle Verpflichtun- 
gen, Zuständigkeiten und Befugnisse, die auf diesen 
Zeitpunkt abstellen, im gleichen Umfange auch vor 
Verkündung des Verteidigungsfalles gelten, wenn 
Feindseligkeiten durch eine fremde bewaffnete 
Macht eröffnet wurden oder wenn die Durchführung 
verstärkter Selbstschutzmaßnahmen in einer Zeit 
akuter internationaler Spannungen, die den Aus- 
bruch von Feindseligkeiten gegen die Bundesrepublik 
ernstlich befürchten lassen, dringend erforderlich 
ist. Für den letztgenannten Fall bedarf es einer Fest- 
stellung der Bundesregierung. Diese Regelung lehnt 
sich an § 1 Abs. 2 des Bundesleistungsgesetzes in 
der Fassung vom 22. September 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1769) und § 4 des Entwurfs eines Zivil- 
dienstgesetzes an. 


Zu § 60 

§ 60 erstreckt die in den §§ 8 bis 10 vorgesehenen 
Verpflichtungen der Eigentümer und Mieter auf an- 
dere Berechtigte. 

Zu § 61 

Verwaltungsakte auf Grund dieses Gesetzes oder 
einer auf ihm beruhenden Rechtsverordnung dienen 
' der Regelung eilbedürftiger Tatbestände und verlan- 
gen einen raschen Vollzug. Absatz 2 schließt daher 
die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und 
Anfechtungsklage aus. Die Befugnis der Verwal- 
j tungsgerichte, im Einzelfall die aufschiebende Wir- 
kung auf Grund der Verwaltungsgerichtsordnung 
anzuordnen, bleibt dadurch unberührt. 

Der Ausschluß der Berufung und Beschwerde be- 
zweckt, möglichst schnell eine gerichtliche Endent- 
scheidung herbeizuführen und unvertretbare Ver- 
zögerungen bei der Durchführung von Selbstschutz- 
maßnahmen einschließlich der Ausbildung zu ver- 
meiden; die Revision an das Bundesverwaltungs- 
gericht bleibt unter den Voraussetzungen des § 135 
der Verwaltungsgerichtsordnung zulässig. 

Die Regelung des § 61 entspricht § 28 des Entwurfs 
eines Zivildienstgesetzes. 

Zu § 62 

Mit § 62 soll § 6 (Industrieluftschutz) des Ersten Ge- 
setzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl- 
kerung vom 9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1696) der Regelung dieses Gesetzes angepaßt wer- 
den. 


Zu § 63 

In den Personenkreis der Schwerbeschädigten im 
Sinne des § 1 des Schwerbeschädigtengesetzes in der 
Fassung vom 14. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1233) sollen auch diejenigen Personen aufgenom- 
men werden, die eine gesundheitliche Schädigung 
im Sinne des § 46 erlitten haben. 
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Zu § 64 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift des Arti- 
kels 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes, wonach die 
Grundrechte, die durch das Gesetz eingeschränkt 
werden, unter Angabe des Artikels zu nennen sind. 

Zu § 65 

§ 65 entspricht der Berlin-Klausel in § 37 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivil- 


bevölkerung vom 9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. T 
S. 1696). 

Zu § 66 

Die Sonderregelung des § 66 ermöglicht es den Stadt- 
staaten mit Rücksicht auf ihren besonderen Verwal- 
tungsaufbau, Vorschriften über die Zuständigkeit 
von Behörden durch Senatsbeschluß den Verhältnis- 
sen in ihren Ländern anzupassen. 


32 



Deutscher Burbdestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/897 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

Absatz 1 ist durch folgenden Klammerzusatz 
zu ergänzen: 

„ (Selbstschutzpflichtige) “ . 

Begründung 

Durch den Zusatz wird klargestellt, daß über- 
all, wo von Selbstschutzflichtigen die Rede ist, 
die in § 1 genannten Personen gemeint sind. 


2. Zu § 2 

a) ln § 2 sind die Worte „bei Gefahr feind- 
licher Angriffe" zu streichen. 

Begründung 

Das selbstschutzmäßige Verhalten sollte 
nicht nur bei Gefahr feindlicher Angriffe, 
sondern auch während und gegebenenfalls 
nach Angriffshandlungen gefordert werden. 
Dabei schließt der Begriff ,, Angriffshand- 
lungen" auch Sabotageakte ein. 

Als Folgen der Angriffshandlungen kommen 
z. B. radioaktive Niederschläge, die Aus- 
breitung von Bränden sowie Seuchen in Be- 
tracht. 

b) ln § 2 ist das Wort „wenig" durch das Wort 
„keinen" zu ersetzen. 

Begründung 

Ziel des Selbstschutzes soll es sein, einen 
Schaden überhaupt zu vermeiden. 

3. Zu § 3 

In Absatz 2 sind die Worte „Bewohner benach- 
barter Gebäude" durch die Worte „Nachbarn" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die im Gesetz vorgesehene Nachbarschaftshilfe 
gegenüber Bewohnern benachbarter Gebäude 
erscheint zu eng, insbesondere sind die Bewoh- 
ner von Wohnungen im eigenen Gebäude des 
Selbstschutzpflichtigen nicht erfaßt. 

1 Zu § 5 

d) ln Absatz 1 sind die Worte „hat . . . autzu- 
suchen" durch die Worte „soll . . . aufsuchen" 


und in Absatz 1 Satz 2 ist das Wort „darf" 
durch das Wort „soll" zu ersetzen. 

Begründung 

Das Aufsuchen von Schutzräumen kann aus 
psychologischen Gründen nicht erzwungen 
werden, ist auch nicht mit Strafe bedroht. 
Auch stehen Schutzmöglichkeiten nur im 
beschränkten Umfange zur Verfügung. 

b) In Absatz 2 ist das Wort „zulassen" durch 
das Wort „anordnen" zu ersetzen. 

Begründung 

Absatz 2 soll auch die eigene Weisung des 
örtlichen Luftschutzleiters mit einschließen. 


5. Zu § 7 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens ist zu prüfen, ob das Lebensmittelrecht 
nicht der Verpflichtung zur Haushaltsbevor- 
ratung angepaßt werden muß, um sicherzustel- 
len, daß die Haltbarkeitsdauer der Lebensmit- 
tel gekennzeichnet wird. 


6. Zu § 10 

In Satz 2 ist das Wort „Sache" durch das Wort 
„Räume" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß nicht 
die zu entrümpelnden Sachen gemeint sind. 


7. Zu § 12 

a) In Absatz 1 ist das Semikolon durch einen 
Punkt zu ersetzen und wie folgt fortzufah- 
ren: 

„Im übrigen trifft der örtliche Luftschutzlei- 
ter im Verteidigungsfalle allgemeine Anord- 
nungen über . . 

Begründung 
Verdeutlichung des Gewollten. 

b) In Absatz 2 Satz 1 sind eingangs die Worte 
„Unbeschadet der" durch die Worte „Außer 
den" zu ersetzen und hinter dem Wort 


33 



Drucksache lV/897 


Deutscher Bunidestag — 4. Wahlperiode 


„Selbstschutz" die Worte „nach diesem Ab' 
schnitt" einzufügen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß 
sich sonstige Anordnungen in den Grenzen 
dieses Abschnitts halten müssen. 

c) In Absatz 4 ist folgender neuer Satz anzu- 
fügen: 

„Anordnungen nach Absatz 3 sind auf An- 
trag des Selbstschutzpflichtigen schriftlich zu 
bestätigen." 

Begründung 

Aus rechtsstaatlichen Gründen sollte bei den 
in Absatz 3 bezeichneten Anordnungen, die 
vor Eintritt des Verteidigungsfalles erge- 
hen, dem Betroffenen das Recht auf eine 
schriftliche Anordnung eingeräumt werden. 
Der Zeitpunkt der Wirksamkeit der Anord- 
nung wird hierdurch nicht berührt. 


8. Zu §§ 14 und 52 

a) Dem § 14 ist folgender Satz anzufügen: 

„Leiter des Selbstschutzes in Wohnstätten 
ist der örtliche Luftschutzleiter." 

b) In § 52 Abs. 1 ist der Satz 3 zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Durch die Änderungen wird der Gesetzestext 
übersichtlicher gestaltet. 


9. Zu §§ 15, 16, 19 

In § 15 Abs. 1, § 16 Abs, 1 und § 19 Abs. 1 ist 
das Wort „Wohngebiete" bzw. „Wohngebie- 
ten" durch das Wort „Wohnbereiche" bzw. 
„Wohnbereichen" zu ersetzen. 

Begründung 

Es müssen Verwechslungen mit dem baurecht- 
lichen Begriff „Wohngebiet" vermieden werden. 

10. Zu § 17 

Hinter Absatz 2 ist folgender Absatz 2 a ein- 
zufügen: 

„(2 a) Die Hilfeleistung nach Absatz 2 darf 
nur abgelehnt werden, wenn mit ihr eine er- 
hebliche eigene Gefahr für den Pflichtigen ver- 
bunden wäre oder wenn er dadurch andere 
wichtige Pflichten verletzen würde." 


Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, daß das 
in § 3 Abs. 2 zum Ausdruck kommende Prinzip 
der Pflichtenabwägung nicht nur für die Nach- 
barschaftshilfe, sondern auch im Rahmen des 
§ 17 gilt. 


11. Zu § 20 

In Absatz 2 ist das Wort „hiervon" durch die 
Worte „von der Übernahme oder der Mitwir- 
kung nach Absatz 1" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 


12. Zu § 21 

a) In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „staat- 
licher Zwecke" durch die Worte „öffentlicher 
Zwecke" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß 
auch die kommunalen Zwecke darunter fal- 
len. 

b) In Absatz 2 Satz 2 sind nach den Worten 
„Er kann" und in Satz 3 nach den Worten 
„eigenständig sind, können" die Worte 
„im Einvernehmen mit dem Betriebsrat" ein- 
zufügen; 

hinter Satz 3 ist folgender Satz 4 einzufügen: 

„In Verwaltungen und Betrieben, in denen 
ein Personalrat tätig ist, wirkt dieser an- 
stelle des Betriebsrates mit." 

Begründung 

Der Leiter des Betriebsselbstschutzes und 
„weitere Betriebsselbstschutzleiter" müssen 
das besondere Vertrauen der Belegschaft 
genießen. Das soll durch diese Bestimmung 
sichergestellt werden. 

13. Zu § 22 

In Absatz 3 letzter Satz ist folgender Halbsatz 
anzufügen: 

", es sei denn, daß damit eine erhebliche eigene 
Gefahr für den Herangezogenen verbunden 
wäre oder wenn er dadurch andere wichtige 
Pflichten verletzen würde." 

Begründung 

Auch bei dem Einsatz vorübergehend Anwesen- 
der durch den Leiter des Betriebsselbstschutzes 
müssen die materiellen Grenzen der Selbst- 
schutzpflicht nach § 3 Abs. 2 beachtet werden. 
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14. Nach § 22 

Nach § 22 ist folgender § 22 a einzufügen: 

.§ 22 a 

Mitwirkung des Betriebsrates (Personalrates) 

(1) Bei Entscheidungen des Leiters des Be- 
triebsselbstschutzes gemäß §§ 21, 22 wirkt der 
Betriebsrat (Personalrat) mit. 

(2) Bei Maßnahmen, die der Natur der Sache 
nach keinen Aufschub dulden, kann der Leiter 
des Selbstschutzes, bei seinem Fehlen der Ar- 
beitgeber bis zur endgültigen Entscheidung vor- 
läufige Regelungen treffen.“ 

Begründung 

Die von dem Leiter des Betriebsselbstschutzes 
zu treffenden personellen und organisatorischen 
Maßnahmen sind so einschneidender Art, daß 
sie die Mitwirkung des Betriebsrates (Personal- 
vertretung) notwendig machen. 

15. Zu § 23 

In Absatz 1 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Die allgemeinen Vorschriften des Ersten Ab- 
schnitts gelten auch für den Betriebsselbstschutz. 

16. Nach § 23 

Nach § 23 ist folgender § 23 a einzufügen: 

.§ 23 a 

Betriebsinhaber in besonderen Fällen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, wer 
bei Schulen und sonstigen Anstalten und Ein- 
richtungen, die der Unterbringung von Personen 
oder der Ausbildung und der Betreuung von 
Kindern und Jugendlichen dienen, Inhaber des 
Betriebes im Sinne der §§ 21, 22 und 23 des 
Gesetzes ist." 

Begründung 

Aus der Fassung der Regierungsvorlage geht 
nicht eindeutig hervor, wer bei einer Trennung 
der Trägerschaft für den Personal- und Sach- 
bedarf als Inhaber des Betriebes anzusehen ist. 

17. Zu § 24 

In Absatz 1 Satz 1 ist vor dem Wort „Große" 
das Wort „Lage,“ einzufügen. 

Begründung 

Auch die Lage eines Betriebes kann für die 
Durchführung des Werkselbstschutzes von be- 
sonderer Bedeutung sein. 


18. Zu §§ 26, 27, 28, 29 

a) § 26 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

.§ 26 

Befugnisse des örtlichen Luftschutzleiters 

Der örtliche Luftschutzleiter ist befugt, 
sich über den Stand des Betriebsselbst- 
schutzes zu unterrichten. Er kann die Be- 
hebung von Mängeln verlangen. Diese Be- 
fugnisse kann er auf den Leiter dos Selbst- 
schutzbezirks, . . .". 

b) In § 27 Abs. 1 letzter Satz, § 27 Abs. 2 Satz 2, 
§ 28 Abs. 1 letzter Satz, § 29 Abs. 1 Satz 2 
und § 29 Abs. 2 Satz 2 ist jeweils die Zahl 
„26“ durch „26 Satz 2 und 3“ zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Der örtliche Luftschutzleiter muß Unterrich- 
tungsmöglichkeiten für den Selbstschutz im ge- 
samten Gemeindebereich haben. 

19. Zu §§ 27 und 28 

In § 27 Abs. 1 Satz 2 und in § 28 Abs. 2 ist der 
Begriff „allgemeine Anordnungen“ jeweils 
durch „allgemeine Verwaltungsvorschriften“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Rechtlich handelt es sich bei den „allgemeinen 
Anordnungen" um allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne des Artikels 86 GG. Dies 
sollte auch deswegen klargestellt werden, weil 
der Begriff „allgemeine Anordnungen“ in § 12 
Abs. 1 des Gesetzentwurfs im Sinne von „All- 
gemeinverfügungen“ gebraucht wird. 

20. Zu § 29 

In Absatz 2 Satz 1 sind zwischen den Worten 
„Länder“ und „wird" die Worte „und der Straf- 
vollzugsverwaltung" einzufügen. 

Begründung 

Auch die Aufgaben des Strafvollzuges sind im 
Verteidigungsfall von überörtlicher Bedeutung 
und dienen der Erfüllung vordringlicher staat- 
licher Zwecke. Außerdem verbietet die Siche- 
rung des Zweckes der Freiheitsentziehung und 
die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Voll- 
zugsanstalten, den örtlichen Luftschutzleitern 
Befugnisse einzuräumen. 

21. Zu § 30 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens ist der Begriff „zivile Notstandsplanung“ 
zu klären, da die Abgrenzung der in § 30 Abs. 2 
bezeichneten Betriebe von erheblicher Bedeu- 
tung für die Verhältnisse der Arbeitnehmer und 
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die Pflichten des Arbeitgebers ist. Dies könnte 
entweder durch den Hinweis auf andere Rechts- 
vorschriften geschehen, die eine gesetzliche 
Grundlage für die zivile Notstandsplanung 
geben, insbesondere die hierfür zuständigen 
Behörden bestimmen, oder durch eine Ermäch- 
tigung, durch Rechtsverordnung die in § 30 
Abs. 2 umschriebenen Betriebe ausziiwählen 
nach Art des § 24 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetz- 
entwurfs. 

22. Zu § 35 

§ 35 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 35 

Zuständigkeit von Gemeindeverbänden 

Bei amtsangeörigen Gemeinden und, wenn 
keine Ämter bestehen, bei Gemeinden unter 
1000 Einwohnern bestimmt die Landesregierung 
die für die Wahrnehmung der Befugnisse nach 
§ 33 Abs. 1 und § 34 zuständigen Behörden." 

Begründung 

Die Vorschrift enthält einen unzulässigen Ein- 
griff in das Kommunalverfassungs recht der Län- 
der, weil ein bestimmtes kommunales Organ 
für zuständig erklärt wird. 

23. Zu § 36 

a) In Absatz 2 Satz 2 sind nach dem Wort 
„Arbeitgeber" die Worte „für die zwei Stun- 
den überschreitende Zeit" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

b) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, ob zu den Leistungen 
nach § 36 Abs. 2 auch solche Leistungen dem 
Arbeitgeber zu erstatten sind, die er auf 
Grund von Tarifverträgen zugunsten des 
Arbeitnehmers an Dritte zu entrichten hat. 


24. Zu § 38 

§ 38 ist zu streichen. 

Begründung 

Kleineren und mittleren Einkommensbeziehern, 
deren Einkommen unter der in § 53 angegebe- 
nen Grenze liegt, ist der Entgeltvcrlust nicht 
zuzumuten. Zur Verwaltungsvereinfachung ist 
eine Pauschalierung der Ausgleichszahliing 
möglich. 

25. Zu § 42 

ln Absatz 1 Satz 1 sind die Worte ", wenn dem 
Geschädigten nicht zugemiitet werden kann, 
den Schaden selbst zu tragen" zu streichen. 


Begründ ung 

Da der Schadenersatzanspruch auf Gefähr- 
dungshaftung beruht, erscheint es unangebracht, 
diesen eindeutigen Haftungsgrimd in der Form 
des Zumutbarkeitsbegriffs einzuschränken und 
ihm seine Eindeutigkeit zu nehmen. Es genügt 
der durch § 254 BGB gegebene Haftimgsaus- 
gleich. 

26. Zu § 43 

In den Absätzen 1 und 2 ist jeweils wie folgt 
zu formulieren: 

„ . . . der (dem örtliche(n) Luftschutzleiter oder 
die (der) nach § 35 zuständige(n) Behörde", 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 35. 


27. Zu § 46 

a) Absatz 1 Satz 1 ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

„Wer durch die T(ü Inahme an Ausbildungs- 
Veranstaltungen oder durch die Durchfüh- 
rung von Selbstscbutzmaßnahmen im Ver- 
teidigungsfalie . . .". 

Begründung 

Die Beschränkung der Versorgungsleistlin- 
gen auf gesundheitliche Schädigungen, die 
durch einen Unfall bei Ausbildungsveran- 
staltungen oder bei Selbstschutzmaßnahmen 
im Verteidigungsfalle hervorgerufen wor- 
den sind, ist zu eng und führt zu Unbillig- 
keiten in den Fällen, in denen gesundheit- 
liche Schädigungen nicht durch einen Un- 
fall, sondern durch länger andauernde 
schädigende Einwirkungen hervorgerufen 
oder verschlimmert worden sind. Die Erfah- 
rungen bei der Durchführung des Bundes- 
versorgungsgesetzes zeigen, daß solche 
Fälle sehr häufig sind. 

b) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist die Vorschrift des § 46 Abs. 2 
mit der entsprechenden Regelung in § 20 
Abs. 2 Nr. 3 des Entwurfs eines Aufenthalts- 
regelungsgesetzes in Einklang zu bringen. 


28. Zu § 48 

ln Absatz 1 sind die Worte „im Aufträge des 
Bundes" zu streichen. 

Begründ ung 

Die Worte sind im Hinblick auf die generelle 
Regelung des § 52 entbehrlich. 


36 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksache IV/897 


29. Zu § 49 

Absatz 2 Satz 1 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Per- 
sonen sind im Rahmen des Absatzes 1 befugt, 


Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß die 
in Absatz 2 bezeichneten Befugnisse, insbeson- 
dere das Recht zur Einsicht in die geschäftlichen 
und technischen Unterlagen, nur zur Erlangung 
der in Absatz 1 vorgesehenen Auskünfte aus- 
geübt werden dürfen. 


30. Zu § 50 

Absatz 2 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. die der Genehmigungspflicht unterliegen- 
den Selbstschutzgegenstände, die Anforde- 
rungen, die an diese Gegenstände zu stel- 
len sind, und über . . 

Begründung 

Die Ergänzung ist im Hinblick auf Artikel 80 
Abs. 1 Satz 2 GG erforderlich, um sicherzustel- 
len, daß in der Rechtsverordnung nähere Vor- 
schriften über die Beschaffenheit der Selbst- 
schutzgegenstände erlassen werden können. 

31. Zu § 51 

In Absatz 3 ist das Zitat „§§ 96 ff." durch „§ 97" 
zu ersetzen. 

Begründung 

§ 96 des Bundesleistungsgesetzes ist im vorlie- 
genden Fall nicht einschlägig. Hingegen bedarf 
es einer Verweisung auf § 97 des Bundeslci- 
stungsgesetzes. 


32. Zu § 52 

a) In Absatz 1 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Maßnahmen nach diesem Gesetz wer- 
den, soweit sie nicht dem Bund Vorbehalten 
sind, von den Ländern im Aufträge des 
Bundes, von den Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden im Aufträge des Landes durch- 
geführt." 

Begründung 

Anpassung an die Fassung des § 2 Satz 2 des 
Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum 
Schutze der Zivilbevölkerung. Vergleiche 
ferner die Stellungnahme des Bundesrates 
am 13. April 1962 zu § 27 Satz 1 des Ent- 
wurfs eines Zivildienstgesetzes — BT-Druck- 
sache IV/450, Anlage 1, Nr. 14 Buchstabe a. 


b) In Absatz 1 ist hinter Satz 1 folgender Satz 
einzufügen: 

„Durch Landesrecht kann bestimmt werden, 
daß die nach diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes kreisangehörigen Gemein- 
den zugewiesenen Aulgaben von kommuna- 
len Zusammenschlüssen oder Gemeindever- 
bänden wahrgenommen werden." 

Begründung 

Viele kleine Gemeinden können die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben nicht wirksam er- 
füllen. 

c) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift enthält einen unzulässigen 
Eingriff in das Kommunaiverfassungsrecht 
der Länder. Vergküthe die Stei lungnahme 
des Bundesrates am 13. April 1962 zu § 27 
Satz 2 des Entwurfs eines Zivildienstgeset- 
zes — BT-Drucksache IV 450, Anlage 2 
Nr, 14 Buchstabe 

d) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Bundesminister des Innern übt in 
seinem Aufgabenbereich die Befugnisse aus, 
die der Bundesregierung nach Artikel 85 
Abs. 4 des Grundgesetzes zustehen. Er kann 
diese Befugnisse sowie seine Weisungsbe- 
fugnis nach Artikel 85 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes ganz oder teilweise auf das Bun- 
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz über- 
tragen." 

Begründung 

Angleichung an § 8 Abs. 4 des Entwurfs eines 
Wirtschaftssicherstellungsgesetzes. Die Wei- 
terübertragimg der Befugnisse der Bundes- 
regierung nach Artikel 85 Abs. 4 GG auf 
eine Bundesoberbehörde durch einen einzel- 
nen Bundesminister setzt zunächst voraus, 
daß diese Befugnisse gemäß Artikel 87 b 
Abs. 2 Satz 2 GG dem Bundesminister selbst 
übertragen worden sind. 


33. Zu §53 

a) In Absatz 2 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Der Bund trägt ferner die Kosten, die den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden durch 
die Ausbildung im Selbstschutz und die Aus- 
rüstung der Selbstschutzpflichtigen mit be- 
sonderen Aufgaben sowie der Selbstschutz- 
züge erwachsen." 

Begründung 

Die Belastung der Gemeinden wäre zu groß. 
Aufgabenträger des zivilen Luftschutzes ist 
der Bund. 
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b) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, ob nicht die Zulässig- 
keit einer steuerlichen Absetzung der Kosten 
der Selbstschutzausrüstung, der Haushalts- 
bevorratung, der Geräteausstattung für Ge- 
bäude und der Verdunkelung als besonderer 
Anreiz für ihre Beschaffung vorgesehen wer- 
den sollte. 

c) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, ob in § 53 Abs. 3 eine 
Regelung erfolgen soll, durch die Personen, 
deren Einkommen den doppelten Regelsatz 
nicht übersteigt, die vollen Kosten, und Per- 
sonen, deren Einkommen den dreifachen 
Regelsatz nicht übersteigt, die halben Kosten 
erstattet erhalten. 

d) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Für solche Personen, deren Einkom- 
men die im Bundessozialhilfegesetz gemäß 
den §§ 21 bis 24, 33, 41 Abs. 2, § 53 Abs. 2 
und § 56 Abs. 1 Nr. 1 maßgebenden Bedarfs- 
sätze für laufende Leistungen einschließlich 
Unterkunft um nicht mehr als 50 vom Hun- 
dert übersteigt, sind die Kosten für die Be- 
schaffung der Selbstschutzausrüstung, der 
Haushaltsbevorratung, der Geräteausstat- 
tung für Gebäude und der Verdunkelung von 
der zuständigen Gemeinde zu tragen und 
vom Bund zu erstatten." 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage läßt die 
Auslegung zu, daß z. B. die Kosten für die 
Haushaltsbevorratung generell von den Ge- 
meinden zu tragen und für die Hilfsbedürfti- 
gen und Minderbemittelten vom Bund zu er- 
statten wären. Dies ist nach Absatz 2 der 
amtlichen Begründung zu § 53 aber nicht ge- 
meint. 

Der Änderungsvorschlag dient der Klarstel- 
lung. 

e) Absatz 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift erschwert die Durchführung 
der Haushaltsvorschriften der Länder. Auch 
bei Anwendung des Haushaltsrechts der 
Länder würde ein Prüfungsrecht des Bun- 
desrechnungshofs nicht ausgeschlossen 
sein. 

f) Es ist folgender Absatz 6 anzufügen: 

„(6) Der Bund trägt die Kosten, die der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung durch dieses Ge- 
setz entstehen." 

Begründung 

Es ist nicht Aufgabe der Beitragszahler zur 
Bundesanstalt, diese Kosten zu tragen. 


34. Zu den §§ 54 und 55 

a) Die U'berschrift des Achten Abschnitts ist 
wie folgt umzustellen: 

„Strafvorschrift und Ordnungswidrigkeiterl" 

b) Die §§ 54 und 55 sind iimzustellen. 

Begründung zu a) und b) 

Aus systematischen Gründen sollten die Straf- 
vorschrift vorangestellt und die Vorschriften 
über Ordnungswidrigkeiten zusammenhängend 
angeschlossen werden. 

35. Zu § 54 

a) In Absatz 1 sind eingangs die Worte „ohne 
anerkennenswerten Grund" zu streichen. 


Nimmt jemand irrtümlich an, daß eine An- 
ordnung unverbindlich ist, so ist die Ord- 
nungswidrigkeit nicht zu ahnden, wenn ihm 
der Irrtum nicht vorzu werfen ist." 

Begründung zu a) und b) 

Der Ausdruck „anerkennenswerter Grund" ist 
zu unbestimmt. Es sind Zweifel möglich, ob 
dieses Merkmal objektiv oder subjektiv zu ver- 
stehen ist. 

Da in der Praxis mit vielen Zweifelsfällen zu 
rechnen ist, sollten diejenigen Fälle, in denen 
eine Ordnungswidrigkeit nicht zu ahnden ist, 
möglichst genau bezeichnet werden (vgl. § 22 
WStG). 


36. Zu § 59 

a) Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. die Bundesregierung festgestellt hat, 
daß eine verstärkte Durchführung von 
Selbstschutzmaßnahmen den Umstän- 
den nach dringend erforderlich ist; die 
Bundesregierung hat die Feststellung 
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
hierfür entfallen oder wenn der Bun- 
destag oder der Bundesrat dies ver- 
langt." 


b) Es ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Eine Ordnungswidrigkeit liegt nicht 
vor, 

1. wenn die Anordnung nicht zu 
Zwecken des Selbstschutzes er- 
lassen ist oder wenn durch das 
Befolgen der Anordnung ein 
Verbrechen oder Vergehen be- 
gangen würde, 

2. wenn andere Verpflichtungen 
vergehen (§ 13), 

3. wenn aus zwingenden Gründen 
die Befolgung der Anordnung 
nicht zumutbar ist. 
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Begründung 

Da die Feststellung weitgehende Pflichten 
der Staatsbürger und außerordentliche Be- 
fugnisse der Verwaltung auslöst, sollte den 
gesetzgebenden Körperschaften wenigstens 
die Möglichkeit gegeben werden, auf den 
Fortbestand der Maßnahmen Einfluß zu 
nehmen (vgl, § 4 des Entwurfs eines Zivil- 
dienstgesetzes in Verbindung mit der Stel- 
lungnahme des Bundesrates am 13. April 
1962 — BT-Drucksache IV/450, Anlage 2, 
Nr, 1 Buchstabe b. 

b) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens ist § 59 bei Erlaß des Gesetzes 
zur Ergänzung des Grundgesetzes (BR- 
Drucksache 345/62 — BT-Drucksache IV/891) 
an die dort getroffene Regelung anzupassen. 

37. Zu § 61 

a) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Gegen die Einschränkung des Rechtsweges 
bestehen erhebliche rechtsstaatliche Beden- 
ken. Sie ist auch sachlich nicht erforderlich, 
weil nach § 61 Abs. 2 die geltend gemach- 
ten Rechtsmittel keine aufschiebende Wir- 
kung haben sollen. 

b) Es ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für 
Rechtsstreitigkeiten aus § 42." 


Begründung 

Anpassung an § 29 Abs. 4 des Entwurfs 
eines Aufenthaltsregelungsgesetzes. 

38. Zu § 62 

a) § 62 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„§ 62 

Änderung des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung 

Abgesehen von § 45 dieses Gesetzes wird 
das Erste Gesetz über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 6 erhält folgende Fassung:" 

b) Es ist folgende Nr. 2 anzufügen: 

„2. § 32 Abs. 3 wird aufgehoben." 

Begründung zu a) und b) 

Die Aufhebung des § 32 Abs. 3 ist die Folge 
der Änderungsvorschläge zu § 53 Abs. 5 des 
Gesetzentwurfs und § 25 Abs. 4 des Ent- 
wurfs eines Aufenthaltsregelungsgesetzes. 

Der Hinweis auf § 45 dient der Klarstellung, 
daß das Erste Gesetz über Maßnahmen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung auch an ande- 
rer Stelle des Gesetzentwurfs geändert 
wird. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1. Zu § 1 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

2. Zu § 2 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Strei- 
chung der Worte „bei Gefahr feindlicher 
Angriffe" könnte eine zu weitgehende An- 
wendung dieser Vorschrift ermöglichen. Aus 
dem weiteren Text des § 2 ergibt sich, daß 
diese Vorschrift den Schutz gegen Waffen- 
wirkung zum Inhalt hat und demzufolge ein 
selbstschutzmäßiges Verhalten auch während 
und ggf. nach Angriffshandlungen gefordert 
wird. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

3. Zu § 3 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

4. Zu § 5 

a) und b) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

5. Zu § 7 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-, 
Schaft und Forsten und der Bundesminister für 
Gesundheitswesen sind gebeten worden, die 
vom Bundesrat gewünschte Prüfung vorzuneh- 
men. Es wird allerdings bereits jetzt für zweck- 
mäßig gehalten, etwaige Sondervorschriften 
über die Kennzeichnung der Haltbarkeitsdauer 
von Lebensmitteln nicht dem Selbstschutzgesetz 
anzufügen, sondern diese Regelung im Zusam- 
menhang mit dem Lebensmittelrecht zu treffen. 

6. Zu § 10 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

7. Zu § 12 

a) und b) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift des § 12 Abs. 4 soll sicher- 
stellen, daß die für den Selbstschutz ergehen- 
den Anordnungen auch mündlich oder in an- 
derer geeigneter Weise ergehen können. Da- 


mit soll in den Fällen der Absätze 1 und 2 
der Eilbedürftigkeit dieser Regelungen Rech- 
nung getragen werden, während zugleich 
eine nicht zu vertretende Verwaltungsarbeit 
der Gemeinde vermieden werden soll. Letz- 
teres gilt auch für die Fälle des Absatzes 3, 
wobei die Befugnis für diese Anordnungen 
zum Schutz der Betroffenen ausdrücklich auf 
die zuständige Behörde beschränkt worden 
ist. Bei den Anordnungen handelt es sich um 
Verwaltungsakte; sie eröffnen dem Selbst- 
schutzpflichtigen auf jeden Fall die Möglich- 
keit eines Widerspruchs und ggf. einer An- 
fechtungsklage. Die vom Bundesrat vorge- 
schlagene Ergänzung würde eine erhebliche 
Vermehrung der Verwaltungsarbeit und 
damit eine zusätzliche Belastung der Ge- 
meinde zur Folge haben, ohne die rechts- 
staatlichen Garantien des Betroffenen zu 
verstärken, da es sich nur um eine nachträg- 
liche schriftliche Bestätigung handelt. 

8 . Zu §§ 14 und 52 

a) und b) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

9. Zu §§ 15, 16, 19 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

10. Zu § 17 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Nach Ansicht der Bundesregierung erscheint es 

ausreichend, die Frage der Zumutbarkeit einer 

Nachbarschaftshilfe allgemein in § 3 Abs. 2 zu 

regeln. 

11. Zu § 20 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

12. Zu § 21 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
eine besondere Bestimmung über die Mit- 
wirkung des Betriebsrates bzw. des Perso- 
nalrates bei der Auswahl des Leiters des 
Betriebsselbstschutzes nicht erforderlich ist. 
Im übrigen darf auf die Stellungnahme zu 
Nr. 14 Bezug genommen werden. 

13. Zu § 22 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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14. Nach §22 

Der den Vorschlägen des Bundesrates zugrunde 
liegende Gedanke, daß Betriebsräte und Per- 
sonalvertretungen bei der Durchführung der 
Aufgaben des Betriebsselbstschutzes beteiligt 
werden sollen, verdient Zustimmung. Da die 
Teilnahme am Betriebsselbstschutz als eine 
Pflicht aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
geregelt ist, läßt sich jedoch die Auffassung 
vertreten, daß das Betriebsverfassungsgesetz 
und die Personalvertretungsgesetze des Bundes 
und der Länder ohnehin Anwendung finden. 
Ob es darüber hinaus einer Klarstellung oder 
besonderen Regelung im vorliegenden Gesetz 
bedarf, sollte im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens geprüft werden. 

Zu Absatz 2 wird folgende Fassung vorgeschla- 
gen: 

„Soweit eine Beteiligung des Betriebsrates oder 
des Personalrates in Betracht kommt, kann der 
Leiter des Betriebsselbstschutzes bei Maßnah- 
men, die der Natur der Sache nach keinen Auf- 
schub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung 
vorläufige Regelungen treffen." 


15. Zu § 23 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


16. Nach § 23 | 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt, ; 
doch sollte die Ermächtigung ausdrücklich auf j 
diejenigen Betriebe beschränkt werden, bei | 
denen die Trägerschaft für den Personal- und j 
Sachbedarf getrennt ist. j 


17. Zu § 24 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


18. Zu §§ 26, 27, 28, 29 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Den Vorschlägen zu § 27 Abs. 1 letzter Satz, 
§ 27 Abs. 2 Satz 2, § 28 Abs. 1 letzter Satz 
und § 29 Abs, 2 Satz 2 

wird zugestimmt. 

Demgegenüber sollte bei § 29 Abs. 1 Satz 2 
die Fassung der Regierungsvorlage beibe- 
halten werden. Der Bundesminister der Ver- 
teidigung hat in einer Dienstvorschrift über 
den Luftschutz der Bundeswehr bereits alle 
Verantwortlichen des Luftschutzes der Bun- 
deswehr angewiesen, mit den örtlichen Luft- 
schutzleitern eng zusammenzuarbeiten und 
sie über die Luftschutzmaßnahmen zu unter- 
richten, soweit es die Verschlußsachenvor- 
schrift gestattet. Damit ist eine ausreichende 
Unterrichtung des örtlichen Luftschutzleiters 
gewährleistet. Da die Luftschutzmaßnahmen 
der Truppenteile und Dienststellen eng mit 


den aktiven Verteidigungsmaßnahmen Zu- 
sammenhängen, ist es nicht vertretbar, dem 
örtlichen Luftschutzleiter ein unmittelbares 
und vor allem uneingeschränktes Unter- 
richtungsrecht einzuräumen. Dies gilt vor 
allem für Sperrbereiche (z. B. Fernmelde- 
und Führungseinrichtungen) in Anlagen der 
Bundeswehr, deren Betreten selbst Ange- 
hörigen der Bundeswehr oder der alliierten 
Streitkräfte ohne besondere Ermächtigung 
nicht gestattet ist. 

19. Zu §§ 27 und 28 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

20. Zu § 29 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

21. Zu § 30 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt. 

Eine gesetzliche Festlegung der Betriebe, die 
unter § 30 Abs. 2 fallen, erscheint allerdings im 
Hinblick auf die ständige Entwicklung der Waf- 
fentechnik, auf die Veränderung des Kriegs- 
bildes und auf die jeweils neuen Erkenntnisse 
auf dem Gebiete der Schutzmöglichkeiten kaum 
durchführbar. 

22. Zu § 35 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die von der Bimdesregierung vorgeschlagene Be- 
stimmung ist durch Artikel 85 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes gedeckt. Einheitliche landesrechtliche 
Regelungen sind nicht ausreichend vorhanden. 
Eine abschließende Festlegung der zuständigen 
Behörden bereits im Gesetz erscheint daher not- 
wendig, insbesondere im Hinblick auf die Or- 
ganisations- und Personalplanung des Bundes- 
luftschutzverbandes, der die Ausbildung in 
großem Umfange durchführen soll. Da die An- 
ordnungen der zuständigen Behörden in § 54 
Abs. 1 Nr. 4 mit Bußgeldbewehrung ausgestat- 
te l sind, erscheint eine ausdrückliche Regelung 
der Zuständigkeit im Gesetz wünschenswert. 

23. Zu § 36 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die im Entwurf der Bundesregierung vorge- 
sehene Bestimmung entspricht der Regelung 
in § 43 Abs. 2 des Entwurfs eines Zivil- 
dienstgesetzes und in § 13 Abs. 2 des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung (1. ZBG). Beide Vorschrif- 
ten sehen die Erstattung für das gesamte 
vom Arbeitgeber gezahlte Arbeitsentgelt 
vor. Bei dem Vorschlag des Bundesrates han- 
delt es sich demnach nicht um eine Klar- 
stellung, sondern um eine abweichende Re- 
gelung, die zudem die in der Regierungs- 
vorlage angestrebte Verwaltungsverein- 
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fachung gefährdet. Es wird für unabweisbar 
gehalten, die in den Notstandsgesetzen ent- 
haltenen Erstattungsbestimmungen über- 
einstimmend zu gestalten. 

b) Die Prüfung wird zugesagt. 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, daß 
weder § 13 des 1. ZBG noch § 43 des Ent- 
wurfs eines Zivildienstgesetzes eine Erstat- 
tung von Leistungen an Dritte (wie insbe- 
sondere von Beiträgen zu einer tarifvertrag- 
lich vereinbarten oder auch auf freiwilliger 
Basis gewährten zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung) vorsehen. Diese 
Regelungen beruhen auf dem Gedanken, daß 
eine Ermittlung der auf die Ausbildungszeit 
entfallenden Beitragsteile in der Regel nur 
mit größter Schwierigkeit möglich sein wird. 
Dieser Verwaltungsaufwand dürfte sich an- 
gesichts der kurzen Zeiträume, auf die ent- 
sprechende Erstattungsbeträge entfallen wür- 
den, nicht lohnen. Auch § 5 Abs. 4 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes schließt eine Er- 
stattung derartiger Beträge bei Lehrübungen 
bis zu einer Woche aus. 


24. Zu § 38 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine Streichung des § 38 würde zur Folge 
haben, daß die Gemeinde bei allen gemein- 
samen Ausbildungsveranstaltungen (Selbst- 
schutzübungen) eine Kostenerstattung für alle 
Teilnehmer durchführen müßte. Da solche 
Übungen, deren Höchstdauer fünf Stunden be- 
trägt, im allgemeinen alle Einwohner einer Ge- 
meinde umfassen, würde der finanzielle Vorteil 
des einzelnen in keinem Verhältnis zum Ver- 
waltungsaufwand stehen. Dies gilt vor allem 
im Hinblick auf § 37 Abs. 1, der den Ersatz für 
notwendige bare Aufwendungen regelt. 


25. Zu § 42 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Streichung 
könnte zur Inanspruchnahme der Verwaltung 
für eine erhebliche Zahl von Bagatellschäden 
führen. Soweit eine Änderung aus den vom 
Bundesrat genannten Gründen für richtig ge- 
halten wird, sollte zumindest die Einschränkung 
in § 39 des Entwurfs eines Zivildienstgesetzes 
übernommen werden, wonach Schadenersatz nur 
geleistet wird, „wenn die Sachen zur Ausfüh- 
rung der Ausbildungsveranstaltung erforderlich 
waren oder weisungsgemäß mitgeführt wurden". 


26. Zu § 43 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Auf die Stellungnahme zu den Nr. 22 und 32 c) 
wird Bezug genommen. 


27. Zu § 46 

a) Dem Vorschlag wird grundsätzlich zuge- 
stimmt. 

Die Formulierung des Änderungsvorschlags 
bringt jedoch das Gewollte nicht vollständig 
zum Ausdruck. Die Bundesregierung behält 
sich vor, im Laufe des weiteren Gesetzge- 
bungsverfahrens einen entsprechenden Vor- 
schlag vorzulegen. 

b) Die Prüfung wird zugesagt, doch wird be- 
reits jetzt darauf hingewiesen, daß die An- 
spruchsvoraussetzungen für eine Versorgung 
beim Selbstschutz anders zu beurteilen sind 
als im Bereich des Aufenthaltsregelungsge- 
setzes. Die in § 46 Abs. 2 getroffene Rege- 
lung schließt sich an § 58 Abs. 2 Nr. 1 des 
Entwurfs eines Zivildienstgesetzes an. 

28. Zu § 48 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

29. Zu § 49 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

30. Zu § 50 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

31. Zu § 51 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Ergänzend hierzu wird darauf hingewiesen, daß 
der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum 
Entwurf eines Aufenthaltsregelungsgesetzes 
unter lfd. Nr. 9 a) zu § 13 Abs. 1, der inhaltlich 
dem § 51 Abs. 1 dieses Entwurfs entspricht, vor- 
geschlagen hat, nach dem Wort „Bundeslei- 
stungsgesetz" die Worte „und den zu seiner 
Durchführung ergangenen Rechtsvorschriften" 
einzufügen. Bei einer entsprechenden Änderung 
wäre eine Angleichung dieses Entwurfs zu prü- 
fen. 


32. Zu § 52 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Fassung der Regierungsvorlage stellt 
klar, daß das Auftragsverhältnis im Rahmen 
der Bundesauftragsverwaltung sich auf alle 
mit der Ausführung des Gesetzes befaßten 
Behörden der Länder einschließlich der Ge- 
meinden und Gemeindoverbände erstreckt. 
Dies wird durch den Vorschlag des Bundes- 
rates nicht eindeutig zum Ausdruck gebracht. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Dem Anliegen des Bundesrates ist bereits 
durch § 35 ausreichend Rechnung getragen 
worden. Die dortige Regelung entlastet die 
kleinen Gemeinden bei der Durchführung der 
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Ausbildung. Bei allen anderen Maßnahmen, ' 
insbesondere bei den in einem Verteidi- 
gungsfall zu treffenden Entscheidungen soll- 
ten die Aufgaben ausschließlich von der Ge- 
meinde wahrgenommen werden. Im Falle 
einer Übernahme dieses Änderungsvorschla- 
ges dürfte § 35 überflüssig sein. 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift stützt sich auf Artikel 85 
Abs. 1 des Grundgesetzes. Die zur Zeit be- 
stehenden landesrechtlichen Regelungen sind 
nicht ausreichend. 

d) Dem Vorschlag wird zugestimmt; die Bundes- 
regierung sieht jedoch in dieser Fassung 
lediglich eine Klarstellung der bereits nach 
dem Grundgesetz geltenden Regelung. 

33. Zu § 53 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Regierungsvorlage geht davon aus, daß 
der Selbstschutz überwiegend auf örtlicher 
Ebene aufgebaut, zusammengefaßt und gelei- 
tet wird und daher als eine Gemeinschafts- 
aufgabe aller Beteiligten angesehen werden 
muß, die eine gewisse Lastenverteilung er- 
fordert. Aus diesem Grunde wird daran fest- 
gehalten, die Kosten für die Ausrüstung der 
Selbstschutzpflichtigen mit besonderen Auf- 
gaben den Gemeinden aufzuerlegen. 

b) Gegen den Vorschlag bestehen Bedenken. i 

Bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen ' 
Prüfung sollte berücksichtigt werden, daß 
die genannten Beschaffungen zur Erfüllung 
der Selbstschiitzpflicht gehören, so daß 
ein Anreiz für ihre Beschaffung nicht erfor- 
derlich wäre. Die durch eine steuerliche Be- 
günstigung eintretende Entlastung der für 
alle Personen in etwa gleicher Höhe ent- 
stehenden Aufwendungen würde außerdem ; 
sehr unterschiedlich sein. Bei Personen mit ; 
höherem Einkommen würde sich eine Ent- ; 
lastung von bis zu mehr als 50 v. H. der ; 
Aufwendungen ergeben, während Personen 
mit niedrigem Einkommen eine geringere 
oder gar keine Entlastung erfahren würden. 

! 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Regelung, die von der Bundesregierung 
vorgeschlagen wurde, hält sich im Rahmen 
der Zumutbarkeit. Die vorgesehene Erweite- 
rung des von § 53 Abs. 3 erfaßten Personen- 
kreises würde außerdem eine nicht vertret- 
bare Erhöhung der vom Bund zu tragenden 
Kosten zur Folge haben. 

i 

d) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

e) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. , 

Wenn der Bund die Mittel zur Durchführung | 
des Gesetzes zur Verfügung stellt, muß er ^ 
auch das Recht haben, auf die Gestaltung 
der für die Verwendung der Mittel maßgeb- i 
liehen Haushaltsvorschriften einen .bestim- ■ 
menden Einfluß zu nehmen. Da eine solche 


Einflußnahme auf die haushaltsrechtlichen 
Vorschriften der Länder nicht möglich ist, 
muß die Anwendung des Haushaltsrechts des 
Bundes vorgeschrieben werden. Die Vor- 
schrift entspricht im übrigen der Regelung, 
die für alle Fälle gilt, in denen die Länder, 
Gemeinden und Gemeindeverbände Ausga- 
ben für Rechnung des Bundes leisten (vgl. 
z. B. § 32 Abs. 3 des 1. ZBG und § 4 Abs. 2 
Nr. 1 des Ersten Überleitungsgesetzes). 

f) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die gewünschte Ergänzung durchbricht die 
Konzeption des Gesetzentwurfs, die grund- 
sätzlich von einer Kostentragung des ein- 
zelnen und der Betriebe für diejenigen 
Selbstschutzmaßnahmen, die dem eigenen 
Schutz oder dem Schutz der Betriebsange- 
hörigen dienen, ausgeht. Von dieser Rege- 
lung sind auch alle gemeinnützigen Einrich- 
tungen wie z. B. Eisenbahnen, Krankenhäu- 
ser, Schulen usw. betroffen. Eine Änderung 
dieses Grundsatzes zugunsten der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung erscheint nicht angezeigt, 
sie würde zudem zu einer Fülle von Beru- 
fungsfällen führen. 

34. Zum Achten Abschnitt 

Zu den §§ 54 und 55 

a) und b) Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

35. Zu § 54 

a) und b) Den Vorschlägen wird nicht zuge- 
stimmt. 

Der Begriff des anerkennenswer- 
ten Grundes wird auch in anderen 
Entwürfen gebraucht. Er erlaubt es, 
den vielgestaltigen besonderen Si- 
tuationen Rechnung zu tragen, die 
im Einzelfall die Nichterfüllung der 
in § 54 angesprochenen Pflichten 
vertretbar erscheinen lassen. Die 
Voraussetzung, daß der Täter ohne 
anerkennenswerten Grund handelt, 
dient der Beschränkung der Vor- 
schrift auf zweifelsfrei ahndungs- 
würdige Fälle. Die Zweifel, ob das 
Merkmal des anerkennenswerten 
Grundes objektiv oder subjektiv ge- 
meint ist, werden nicht geteilt; es 
wird auf die objektive Bewertung 
durch die Gemeinschaft abzustellen 
sein. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagene 
Absatz 4 bringt keinen Ersatz für 
das einschränkende Merkmal „ohne 
anerkennenswerten Grund". Der 
Vorschlag des Bundesrates erfaßt 
im wesentlichen nur Fälle, in denen 
ohnehin eine Ordnungswidrigkeit 
nach allgemeinen Grundsätzen nicht 
gegeben oder nicht zu ahnden wäre. 
Er bringt — entgegen seiner Be- 
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gründung — keine genauere Um- 
schreibung dessen, was von der 
Bundesregierung gewollt ist, son- 
dern im wesentlichen eine Sonder- 
regelung für Verstöße gegen rechts- 
widrige Verwaltungsanordnungen, 
die nach Ansicht der Bundesregie- 
rung nicht erforderlich ist. 

36. Zu § 59 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung ist damit einverstan- 
den, daß eine dem § 1 Abs. 2 Satz 2 des 
Bundesleistungsgesetzes entsprechende Be- 
stimmung über die Aufhebung der Feststel- 
lung in § 59 Nr. 2 aufgenommen wird. Gegen 
den Vorschlag des Bundesrates, sowohl dem 
Bundestag wie auch dem Bundesrat unab- 
hängig voneinander das Recht auf Aufhebung 
der Feststellung der Bundesregierung zuzu- 
billigen, bestehen aber erhebliche verfas- 
sungspolitische Bedenken. Wenn dem Bun- 
destag und dem Bundesrat eine besondere 
Initiative gegenüber einer Regierungsmaß- 
nahme eingeräumt wird, dann sollte dies in 
Anlehnung an die Fassung geschehen, die 
auf Grund eines Vorschlages des Vermitt- 
lungsausschusses in § 1 Abs. 2 Satz 2 des 
Bundesleistungsgesetzes Gesetzeskraft erhal- 
ten und die dann auch in § 4 des Entwurfs 
eines Zivildienstgesetzes (BT-Drucksache 
IV/450) Eingang gefunden hat. Dementspre- 
chend sollte die Aufhebung der Feststellung 
nur von Bundestag und Bundesrat gemein- 
sam verlangt werden können. Diese Ausge- 


staltung des Aufhebungsverlangens berück- 
sichtigt besser die Stellung des Bundesrates 
im Verfassungsgefüge, sie vermeidet vor 
allem widersprechende Entscheidungen der 
beiden Bundesorgane. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

37. Zu § 61 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es wird für erforderlich gehalten, entspre- 
chend der Regelung im Wehrpflichtgesetz 
und im Entwurf eines Zivildienstgesetzes 
die Berufung auszuschließen, um eine über- 
mäßige Belastung der Berufungsgerichte zu 
vermeiden. Es liegt auch im Interesse aller 
Beteiligten, möglichst schnell eine abschlie- 
ßende gerichtliche Entscheidung bei Ver- 
waltungsakten im Bereich des Selbstschutzes 
zu erhalten. Diesem Gesichtspunkt wird 
durch die Aufhebung der aufschi ebenden 
Wirkung allein nicht ausreichend Rechnung 
getragen. 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


38. Zu § 62 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Auf die Begründung der ablehnenden Stel- 
lungnahme zu Nr. 33 e) wird Bezug genom- 
men. 
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